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halten; die Scholle, tue er noch besitzt, reicht nicht mehr
aus, um seine eigene Familie zu ernähren, geschweige
denn fremde Arbeitskräfte einzustellen.(Glockedes Vor¬
sitzenden.)

Vorsitzender Dr. Zaires: Herr Abgeordneter, ich
mache Sie darauf aufmerksam, daß die Redezeit Ihrer
Fraktion abgelaufen ist. (Zuruf des Abgeordneten
Gerlach: Schade!)

Abgeordneter Veck: Die Ausführungen, die hier
sowohl von dem Herrn Landeshauptmann als auch
dun den Vertretern der verschiedenenParteien, vom
Zentrum bis zur SPD., gemacht worden sind, zeigen,
daß sie den Weg des Bankrotts weiter gehen wollen.
Wir aber werden nichts unversucht lassen, die Massen
aufzurütteln, um nicht, tüie die SPD, mit dem Bürger¬
tum zu marschieren, sondern mit unserer Klasse, um
den klassenlosen Staat, die kommunistische Gesellschafts¬
ordnung zu erringen. (Lauter Beifall und Hände¬
klatschen bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Ich bitte, auch dortscits
nicht zu klatschen.

Damit ist die Besprechung zum Haushaltsplan und
zu den damit verbundenen Vorlagen geschlossen.

Ich darf Wohl feststellen, daß das Haus in folgendem
einmütig ist: den Herrn Landeshauptmann zu er¬
suchen, in seiner morgigen Verhandlung mit der
Reichs- und Staatsregierung mit allem Nachdruck zu
betonen, daß der Provinziallandtag der Rheinprovinz
von Reich und Staat und auch von der Neichsbank
alles erwartet, um die Landcsbank als das große öffent¬
liche und in der Vergangenheit bewährte Kreditinstitut
der Provinz zu sanieren und wieder zu dem zu machen,
was es für unsere Wirtschaft, für unseren Bodenkredit
und unsere Kommunalwirtschaft sein muß. (Bravo!)
Ich stelle fest, daß das Ihr Wunsch ist und bitte den
Herrn Landeshauptmann ausdrücklich namens des
Provinzialländtages, diese Erwartung des Provinzial-
landtages zum Ausdruck zu bringen.

Meine Damen und Herren! Es ist bei mir ange¬
fragt worden, ob diejenigen Fraktionen, die in dem
Ausschuß für die Fragen der Landesüant an sich nicht

vertreten sind, an diesen Beratungen mit beratender
Stimme teilnehmen können. Das ist nach H 10 unserer
Geschäftsordnung möglich. Es heißt dort: „Unberück¬
sichtigt gebliebene Fraktionen sind berechtigt, ein Mit¬
glied mit beratender Stimme zu entsenden," Also die
Gruppen, die Fraktionsstärke haben, sind berechtigt,
auch in die Beratungen dieses Ausschusses ein Mitglied
mit beratender Stimme zu entsenden.

Dann, meine Damen und Herren, sind eine Reihe
Anträge der kommunistischenFraktion hier eben noch
vorgelegt worden. Sie haben zum großen Teil auch
dem Provinzilllausschuß schon vorgelegen. Ich habe
sie durchgesehenund finde, daß die meisten im Pro-
vinziallllndtnge nicht erörtert werden können, weil sie
dem 8 12 Abs. 2 der Geschäftsordnung nicht entsprechen.
In diesem Paragraphen heißt es: „Anträge, die die
Bcreitstelluug größerer Mittel erfordern, als sie in
dem vom Provinzilllausschuß aufgestellten Voranschlag
zum Haushaltsplan vorgesehen sind, müssen gleichzei¬
tig entsprechende Deckungsvorschlägeenthalten, die
gesetzlich zulässig sind. Anträge, die diesen Voraus¬
setzungen nicht entsprechen, dürfen nicht zur Erörte¬
rung gestellt werden." Ein Teil der Anträge ent¬
spricht diesen Voraussehungen; sie werden den Fach¬
ausschüssen überwiesen werden. Im übrigen wird aber
der Aeltestenrat noch über die Anträge und ihre ge¬
schäftliche Behandlung zu befinden haben.

Meine Damen und Herren! Ich bitte dann um
die Ermächtigung, für die nächste Sitzung des Plenums
am Donnerstag diejenigen Punkte auf die Tagesord¬
nung zu setzen, die in den Fachausschüssenzur Er¬
ledigung kommen. Es läßt sich heute noch nicht über¬
sehen, Melche das sind. Die meisten werden in den
Fachausschüssen selbst erledigt werden können. Ein
Teil davon muß nachher noch den Fachausschuß I passie¬
ren. Ich bitte, mich also zu ermächtigen, das, was fer¬
tig ist, schon auf die nächste Tagesordnung für
Donnerstag zu setze». — Dagegen erhebt sich kein
Widerspruch. Ich darf diese Ermächtigung feststellen
und, da weitere Wortmeldungen nicht vorliegen, die
Sitzung schließen.

(Schluß: 2ll Uhr 5 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,Donnerstag, den 28. April 1932.

(Beginn: 12 Uhr.)

Tnnesorbnung:
1. Gingänge.
2. Antrag des V. und II. Fachausschusses zu dem Be¬

richt und Antrag des Provinzialausschusses, betr.
Auflösung der Heilstätte Fichtenhain und Fort¬
führung des landwirtschaftlichenBetriebes der An¬
stalt als „Provinzialgut Fichtenhain".

In Verbindung hiermit: Antrag der KPD-
Fraktion auf Wiedereinrichtung der Heilstätte Fich¬
tenhain als Erziehungsheim.

3. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 41 des
Haushaltsplans für 1932, betreffendBesserungswesen

sowie Pflege- uud Siechenwesen;hierzu die Unter-
Haushaltspläne
Ä) der Provinzial-Arbeitsanstalt in Brauweiler

(Anlage 1);
b) der Provinzial-Heilstätte in Fichtenhain (An¬

lage 5).
4. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 41 des

Haushaltsplans für 1932, betreffend Fürsorge für
Krüppel; hierzu der Unterhaushaltsplan der ortho¬
pädischen Provinzilll-Kinderheilanstalt in Süchteln
(Anlage 6).
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In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion auf Beibehaltung der
Wirtschaftsführung in der Kinderheilanstalt Süch-
teln in eigener Regie.

5. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 42 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Fürsorge für
Geisteskranke,Idioten und Epileptische; hierzu die
Unterhaushaltsplane:
ü) der Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten (An¬

lage 1);
d) der Provinzial-Kinderanstalt für seelisch Ab¬

norme in Bonn (Anlage 2);
c) des Provinzial-Pshchopathenheimes und Heil¬

erziehungsheimes für Fürsorgezöglinge in Düren
(Anlage 3).

6. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 43 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Fürsorge für
Taubstumme und Blinde, einschließlich des Bil¬
dungswesens; hierzu die Unterhaushaltspläne:
u) des Provinzial-Taubstummenheims in Euskir-

chen (Anlage 9);
1>) der Provinzial - Taubstummenanstalten (An¬

lage 8);
o) der Provinzial-Vlindenuntcrrichtsanstalten (An¬

lage IN).
?. Antrag des V. Fachausschusses zu dem Berichte und

Antrage des Provinzialausschusses, betreffend Ab¬
änderung des Reglements für die Ausführung des
Gesetzes, betreffend die Beschulung blinder und
taubstummer Kinder vom 7. August 1911 und für
die Verwaltung und Leitung der Provinzial-Taub-
stummen- und Blindcnunterrichtsllnstalten der
Rheinprovinz.

8. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 47 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Hebammen-
lehrwesen; hierzu der Unterhaushaltsplnn der Pro-
Vinzial-Hebammenlehranstalt und Frauenklinik in
Wuppertal (Anlage 11).

9. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 45 des
Haushaltplllns für 1932, betreffend Fürsorge für
Kriegsbeschädigteund Kriegerhinterbliebene.

10. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 50 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Wandererfür¬
sorge.

11. Antrag des V. Fachausschusseszu Kapitel 59, Titel
1, 3 und 6 des Haushaltsplans für 1932, betreffend
sonstige Fürsorge und Wohlfahrtspflege.

12. Antrag des IV. Fachausschusseszu Kapitel 49 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger; hierzu die Unterhaus¬
haltspläne der Provinzial-Erziehungsheime Rheiu-
hahlen, Solingen und Euskirchen (Anlage 7).

In Verbindung hiermit:
l>) Entschließungsantrag des IV. Fachausschusseszu

Kapitel 49, Ziffer 1 der Einnahme;
b) Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Strei¬

chung des unter Kapitel 49, Titel 3 eingesetzten
Betrages von 1200 RM für den Direktor des
Provinzial-Grziehungsheimes zu Guskirchen.

13. Antrag des IV. Fachausschusseszu Kapitel 48 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Iugendwohl-
fahrt (Üllndesjugendamt).

In Verbindung hiermit:
ü) Antrag der Fraktion „Christlicher Volksdienst

und Bauernpartei", betreffend Vereitstellung

eines Betrages von 20 000 RM aus Kapitel 48,
Titel 13 zur Erleichterung der Unterbringung
von schulentlassenenKnaben und Mädchen bei
Kleinbauern; sowie

d) Antrag der SPD-Fraktion, betreffend Wieder¬
einsetzung eines Betrages von 150 000 RM für
Kinderspeisung bei Kapitel 48;

c) Antrag der KPD.-Fraktion auf Streichung der
bei Kapitel 48, Titel 12 und 13 vorgesehenen

Mittel zur Bekämpfung von Schmutz- und
Schundliteratur sowie für Lichtbildwesen.

14. Antrag des IV. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Betreuung erwerbs¬
loser Jugendlicher.

15. Antrag des IV. Fachausschusses zu Kapitel 49,
Titel 2 und 4, sowie zu Kapitel 35, Titel 4 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Fürsorge für
kinderreiche Familien.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Erhöhung
der für kinderreiche Familien in den Etat einge¬
fetzten Mittel und Entnahme der erforderlichen
Mittel aus Kapitel 63.

16. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Berichte
und Antrage des Provinzialausschusses, betreffend
den Stand des Ausbaues und der Uebernahme
weiterer Straßen in die Unterhaltung und Ver¬
waltung ies Provinzilllverbllndes.

17. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Berichte
und Antrage des Provinzialausschusses zu dem
Beschlusse des letzten Provinziallandtages, betref¬
fend Bewilligung eines Zuschusses an die Stadt
Koblenz zum Bau einer zweiten Moselbrücke in
Koblenz.

16. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Abstellung der beim
Bau der zweiten Moselbrückein Koblenz vorhan¬
denen Mißstände.

19. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Vergebung der
Straßenbauarbeiten an bestimmte Unternehmer.

20. Antrag des III. Fachausschusses zu dem Antrage
der KPD.-Fraktion, betreffend Inbetriebsetzung
des Provinzial-Nasaltwerkes bei Neustadt/Wied
durch die Provinzialverwaltung.

21. Antrag des III. Fachausschusseszu dem Antrage
der Zentrumsfraktion, betreffend Beseitigung des
Verkehrshindernisses durch den Bergrutsch bei
Eochem und Vornahme von Sicherungsmaßnahmen.

22. Antrag des VI. Fachausschusseszu Kapitel 61 und
62 des Haushaltsplans für 1932, betreffend Denk¬
malpflege und Naturschutz.

In Verbindung hiermit:
Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Streichung
sämtlicher im Etat für die Denkmalpflege vorge¬
sehenen Mittel, soweit sie für Kirchen, kirchenähn¬
liche und monarchistische Denkmäler verwandt wer¬
ben sollen.

23. Antrag des VI. Fachausschusses zu dem Berichte
und Antrage des Provinzialausschusses, betreffend
Verteilung der unter Abschnitt VI, Kulturpflege,
Kapitel 61, Titel 12 des Haushaltsplans für 1932
vorgesehenen Mittel im Betrage von 70 000 RM.

24. Antrag des VI. Fachausschusseszu Kapitel 63 und
64 des Haushaltsplans für 1932, betreffend Museen
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und Heimatpflege; hierzu Unterhaushaltsplan der
Provinzial-Museen (Anlage 20).

25. Antrag des VI. Fachausschusses zu Kapitel 65, 66
und 69 des Haushaltsplans für 1932, betreffend
Förderung der Wissenschaft, Volksbildungswesen
PP.

In Verbindung hiermit:
ü) Antrag der KPD.-Fraktion, betreffend Ueber¬

weisung der in Kapitel 69, Titel 3 für bürger¬
liche Theater vorgesehenen Mittel an den Bund
für neue Volkskunst.

b) Antrug der KPD.-Fraktion, betreffend Unter¬
stützung der marxistischen Arbeiterschule.

26. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 30 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend landwirtschaft¬
liche Angelegenheiten; hierzu die Unterhaushalts-
Plane:
») Provinzialgut Vhlerward (Anlage 17);
b) Provinzialdomäne Lammersdorf (Anlage 16);
c) Provinzialgut Fichtenhain (Anlage 18);
6) Rittergut Desdorf (Anlage 19).

In Verbindung hiermit:
1. Antrag der Fraktion „Christlicher Volksdieust und

Bauernpartei", betreffend Erhöhung des in
Kapitel 30, Titel 10 vorgesehenen Betrages von
185 000 RM für Meliorationen, Umlegungen
uud Wasserleitungen (Westfonds), falls der
Stalltszuschuß nachträglich erhöht werden sollte.

2. Antrag der Fraktion „Christlicher Volksdienst
uud Bauernpartei", betreffend Erfassung aller
landwirtschaftlichen Betriebe in der Nheinpro-
vinz durch das Rindvieh-Tuberkulosetilgungs-
verfahren.

3 3. Entschließung des II. Fachausschusses, betreffend
Ausbau der Bestimmungen über den freiwilligen
Arbeitsdienst.

4. Entschließung des II. Fachausschusses, betreffend
schonende Behandlung der landwirtschaftlichen
Darlehnsnehmer der Landesbank.

5. Antrag der KPD.-Fraktion dahingehend:
u) die bei Kapitel 30, Titel 20», d und c vorge¬

sehenen Mittel zur Niederschlagung der an
Kleinbauern und Kleinwinzer gewährten
Darlehen .zu verwenden;

b) die bei Kapitel 30, Titel 31 bis 34 vorgesehe¬
nen Mittel zu Zuchtzwecken nur an Klein¬
bauern auszugeben;

c) die bei Kapitel 30, Titel 41 bis 43 vorgesehe¬
nen Mittel als Zuschüsse an Klein- und
Mittelbauern zur Anschaffung von landwirt¬
schaftlichen Maschinen zu verwenden.

27. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 31 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend landwirtschaft¬
liche Schulen; hierzu die Unterhaushaltspläne:
a) Provinzial-Üchranstalten für Weinbau, Obstbau

und Landwirtschaft in Trier, Kreuznach und
Ahrweiler (Anlage 12);

d) Landwirtschaftliche Haushaltungsschule in Ole-
wig (Anlage 14);

°) Gemüsebauschule in Trier (Anlage 15);
<H Institut für Klimaforschung in' Trier (An¬

lage 13).
In Verbindung hiermit:

Antrag der KPD.-Fraktion auf Verwendung der
bei Kapitel 31, Titel 10 <- und 11 b eingesetzten Mit¬

tel zur Niederschlagung der an Kleiuwinzer und
Kleinlandwirte gegebenen Darlehen.

28. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Antrage der
KPD.-Fraktion, betreffend Niederschlagung der in
den letzten Jahren an Kleinbauern und Klein¬
winzer gewahrten Kredite.

29. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 35, Titel 5
des Haushaltsplans für 1932, betreffend landwirt¬
schaftliche und gärtnerische Siedlung.

In Verbindung hiermit:
Antrag der Fraktion „Christlicher Volksdienst und
Bauernpartei", betreffend Zurverfügungstellung
eines Betrages von 20 000 RM aus Kapitel 35,
Titel 5 zum Zwecke der Förderung der Anlieger¬
siedlungen im Süden der Rheinprovinz.

30. Antrag des II. Fachausschusses zu dem Berichte und
Antrage des Provinzialausschusses, betreffend die
Förderung der ländlichen Ansiedlung.

31. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 74 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Verwaltungs¬
kosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen
landwirtschaftlichen Berufsgcnossenschaft; hierzu
Unterhaushllltsplan (Anlage 24).

32. Antrag des II. Fachausschusses zu Kapitel 75 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Viehseuchen-
entschädigung, Viehversicherung.

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Ich bitte, Platz zu nehmen.

Die Niederschriften über die Plenarsitzungen am
Dienstag liegen auf dem Tische des Hauses zur Einsicht
offen.

AIs Schriftführer bitte ich für die heutige Sitzung
die Herren Abgeordneten Könzgen und Gerhard. Die
Wortmeldungen bitte ich hier bei Herrn Könzgen
schriftlich einzureichen.

Es ist eingegangen ein Schreiben des Rheinischen
Verlchrsverbandcs in Bad Godesberg mit der Bitte
doch Mittel zur Verfügung zu stellen, um die durch
den Bergsturz bei Cochem gesperrte uud für lange Zeit
gefährdete Moselstraße wieder instandzusetzen. Dieser
Punkt steht auf der Tagesordnung. Ich bitte, diese
Cingabe mit den übrigen Vorlagen in derselben An¬
gelegenheit zu verbinden.

Dann sind eine Reihe von Antrügen ber kommu¬
nistischen Fraktion noch eingegangen, die zunächst iiem
Provinzialausschuß zugehen müssen und, soweit sie zur
Erörterung gestellt werden tonnen, dann an die Fach¬
ausschüsse überwiesen werden.

Das Verzeichnis der Ausschüsse ist Ihnen zu¬
gegangen.

Zur geschäftlichen Behandlung empfiehlt Ihnen der
Aeltestenrat einstimmig, die zusammenhängendenPunkte
der heutigen Tagesordnung zusammenzufassen und
gleichzeitig eine Längstvededaner festzusetzen.

Er empfiehlt Ihnen, die Punkte 2 und 3 zusammen¬
zufassen — ich bitte, das zu notieren -— mit einer Höchst-
rededauer für jede Fraktion von 5 Minuten, die Punkte
4 bis 11 mit einer Höchstr,ededaucr von 15 Minuten,
den Punkt 12 für sich zu behandeln — Redezeit höchstens
10 Minuten —, die Punkte 13 bis 15 zusammenzufassen
— Redezeit 10 Minuten —, die Punkte 16 bis 21 zu¬
sammenzufassen — Redezeit 10 Minuten —, die Punkte
22 bis 25 zusammenzufassen — Redezeit 10 Minuten —,
die Punkte 26 bis Schluß (Nr. 32 einschließlich) zu¬
sammenzufassen — Redezeit 15 Minuten.
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Dabei wird unter Nr. 23 der Tagesordnung die
Ziffer 4: Entschließung des 11. Fachausschusses, be¬
treffend schonende Behandlung der landwirtschaftlichen
Darlehnsnehmer der Landesbank, abgesetzt, weil die
Stellungnahme des Provinzialausschusses und des
1. Fachausschussesnoch abzuwarten ist. Irrtümlich ist
hier Herr von Stedman als Berichterstatter benannt
worden. Er hat mir mitgeteilt, daß er bitten müsse,
Von seiner Person als Berichterstatter Abstand zu
nehmen.

Das Plenum wird heute bis 3^ Uhr tagem Um
3^ Uhr wird der Landesbantausschuß zusammen¬
treten. Ich hoffe, daß wir die ganze Tagesordnung
von heute bis dahin erledigen werden. Sollte noch
etwas übrigbleiben, fo würde das auf morgen über¬
gehen.

Der Aelteslenausschußschlägt Ihnen in Abweichung
von den bisherigen Borschlägen vor, morgen vormittag
um 9 Uhr zunächst den Landesbantausschuß zu einer
zweiten Sitzung, soweit das erforderlich sein sollte,
zusammentreten W lassen. Dann sollen ab 19 Uhr die
Fraktionen tagen, um 12 Uhr der Fachausschuß 1 —
weuu ich dem Herrn Borsitzenden des Fachausschusses
diesen Wunsch des Aeltestenrats übermitteln darf —
und um 3 Uhr dann die Plenarsitzung, in welcher alles
erledigt werden soll, mit Ausnahme der Fragen der
Landesbank.

Am Sonnabend zu einer noch festzusetzendenZeit
würde dann die Schlußsitzung stattfniden. Auf der
Tagesordnung dieser Schlußsitzung würde lediglich die
Frage der Landesbank stehen. Wahrscheinlichwird der
Landtag dann nicht geschlossen werden, sondern sich ver¬
tagen, um endgültig zu den Fragen der Landesbank
nnd endgültig zu den Fragen der erhöhten Nachtrags¬
umlage Stellung zu nehmen, wenn die Berliner Ver¬
handlungen über die Landesbank zum Abschluß ge¬
kommen sind. Es würde also nicht eine Schließung,
sondern eine Vertagung des Landtages erfolgen.

Auch der FachausschußII muß morgen noch einmal
zusammentreten. Der Herr Vorsitzende läßt mich bitten,
die Mitglieder dieses Fachausschusses auf morgen mittag,
ebenfalls 12 Uhr, zu bitten

Ich mache darauf aufmerksam, daß nach einer Notiz
in der Einladung für heute diejenigen Punkte, für die
nach Ablauf einer Stunde nach Beginn der Sitzung
keine Wortmeldungen vorliegen, außer der Reihe zur
Beschlußfassunggestellt werden können.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein und
kommen zu Punkt 2 und 3:

Antrag des V. und II. Fachausschusseszu dem Be¬
richt und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend
Auflösung der Heilstätte Fichtenhain und Fortführung
des landwirtschaftlichenBetriebes der Anstalt als „Pro-
vinzialgut Fichtenhain". In Verbindung hiermit:

Antrag der KPD.-Fraktion auf Wiedereinrichtung
der Heilstätte Fichtenhain als Erziehungsheim.

Antrag des V. Fachansschusses zu Kapitel 41 des
Haushaltsplans für 1932, betreffend Besserungswesen
sowie Pflege- und Siechenwcsen. Hierzn die Unter-
Hanshaltspläne der Provinz ial-Arbeitsanstalt in Brau¬
weiler und der Provinzial-Heilstätte in Fichtenhain.

Zn Punkt 2 ist Berichterstatterin Fräulein Timmer-
mans, der ich das Wort gebe.

Abgeordnete Fräulein Timmermans: Der
V. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, die Anträge des

Provinzialausschusses mit Bezug auf die Auflösung der
Heilstätte Fichtenhain anzunehmen, mit folgender Be¬
gründung:

Die Heilstätte Fichtenhain war ursprünglich eine
FürsurgeerziehuugSaustalt für mäuuliche Fürsorgc-
züglinge. Vor zwei Jahren schon sah sich der Provin-
zialausschuß genötigt, für diese Anstalt noch andere
Fürsurgemüglichleiten zu suchen, weil dle Zahl der
männlichen Fürsorgezüglinge stark zurückging. So
wurde nach Fichtenhain eine Abteilung für leicht
Geisteskranke gelegt und eiue Abteilung für Trinler.
Heute ist die Situation so, daß die Abteilung für leicht
Geisteskrankenur noch eine geringe Belegung ausweist.
Weil die Städte nicht mehr in der Lage sind, die hohen
Koste» dafür zu zahlen, und weil die noch verbleibenden
Kranken in andere Provinzinlanstalten übergeführt
werden, ist damit die Belegung in Fichtenhain nicht
mehr notwendig und möglich.

Bei der Belegung durch Triuler ist die Situatiou
so, daß die Bezahlung für solche Kraule eine Kaun-
aufgllbe der Fürsorgeverbäude war. Zu dieser Kaun-
aufgllbe fehle» ihnen heute die Mittel, und darum auch
heute nicht die uotwendige Uebcrweisung.

Es bleibt damit der Provinz leine andere Möglich¬
keit, als die beiden Aufgaben aufzugeben und sich dort
nur noch auf die Bewirtschaftung des Proviuzinlgutes
Fichtenhain zu beschränken, das heute noch mit männ¬
lichen Fürsorgezöglingen belegt ist. Diese Beleguug soll
bleiben, soweit es möglich ist, und zwar deswegen, weil
die Giuführuug in die Landwirtschaft für männliche
schulentlasscue Fürsorgczögliuge von großer Bedeutung
ist, da dies die leichteste und sicherste Ueberfnhruug iu
spater normale landwirtschaftliche Betriebe für diese
jungen Menschenist.

Der Antrag der Kommunisten ist insofern undurch¬
führbar, als einmal die Zöglinge fehlen ^ uud sie
wollen, es soll aus der ganzen Anstalt wieder eine
Fürsorgeerziehuugsllustalt werden ^, im übrigen für
die bcsteheuden anderen Anstalten heute ebcufalls keine
genügende Belegschaft da ist und wir keinen Grund
einsehen, weshalb wir den wenigen privaten Anstalten,
die männliche Fürsorgezöglinge haben sollten, die Zög¬
linge entziehen sollen, um nun mit einem verteuerten
Pflegesatz eine Anstalt, die nicht voll belegt ist, zu be¬
legen. Wir müssen also den Antrag der Kommunisten
in bezug auf diese Materie abweisen.

Zu de» anderen Anträgen (Brauweiler), die Sie in
Anlage 4 und 5 finden, bittet der V. Fachausschuß,sich
nur hinter die Verwaltung und die Vorschläge des
Provinzialausschusses zu stellen. Wir bitten Sie
deshalb, die ganze Materie von 1-^5, so wie sie in
Vorschlag gebracht ist, anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat der
Mitberichterstllttei, Herr Dr. Gilles.

Abgeordneter Dr. Gilles: Meine Damen und
Herren, der II. Fachausschußhat sich der Stellungnahme
des V. Fachausschussesangeschlossen und bittet um An¬
nahme der Vorlage der Verwaltung.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wünscht Fräulein
Timmermans als Verichterstatterin noch zu Punkt 3
das Wort? (Zuruf der Abgeordneten Fräulein Timmer¬
mans: Das habe ich alles einbezogenl) Das ist also
auch erledigt.
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Zu Punkt 2 und 3 hat das Wort Herr Abgeordneter
Sl.-eb.

Abgeordneter Streb: Wir haben den Antrag
auf Auflösung der Heilstätte Fichtenhain dahin abge¬
ändert, daß die Anstalt wieder ihrem ursprüngliche!,
Zweck als Provinzial-Grziehungsanstalt zugeführt
wcrdeu soll, uud zwar aus dem einfachenGrnnde, Weil
wir nicht cinseheu können, daß, obwohl die Anstalt
aufgehoben uud iu eine Privatanstalt übergeführt
werden soll, noch ein Zuschuß von 100 000 RM zu
zahlen ist. Wir stehen schon auf dem Standpunkt, daß,
wenn diese Anstalt Erziehungsanstalt bleibt, was wir
nicht für nötig erachten, dann soll sie Provinzial-
Erziehnngsanstalt bleiben, damit wir auch Gelegenheit
haben, die Anstalt zu besuchen. Gs ist ja in Wirklichkeit
so, daß man heute in der Provinz, wo Erwerbslose sich
wehren, unter Tarif zu arbeiten, Urteile fallt, die jeder
Beschreibung spotten, wie z. B. in Vrauweiler eins
gegen einen Erwerbslosen erging, der nicht nnter den
tariflichen Verhältnissen arbeiten wollte uud vom
Bezirksausschuß zu einem Jahr Zwangsarbeit ver¬
urteilt wurde. So macht man es heute in der Proviuz
uud i» deu Gemeindcu. Wo Arbeiter, die erwerbslos
siud, sich von den Privatkapitalisten nicht ausbeuten
lassen, werden sie vom Bezirksausschuß zu einem Jahr
Zwangsarbeit verurteilt uud »ach Vrauweiler geschickt.
Wem, auch diese Anstalt in Privathände überginge,
wäre nns nicht mehr die Möglichheit gegeben, diese
Anstalt zu besuchen. Gs ist uns sowieso schon die Mög¬
lichkeit beschnitten, alle Erziehungsanstalten, auch
Vrauweiler, dauu zu besuchen,wenn wir es wollen.
Wir müssen zuerst anfrage», ob uns ein Besuch gestattet
wird. Wir stellen hier erneut den Antrag, daß jedem
Pruvinziallandtagsabgeordneten ein Ausweis gegeben
wird, damit er z» jeder Zeit unangemeldet die An¬
stalten besuchen tan», Gs ist iu Wirklichkeitso, daß iu
de« Fürsorgccrziehuugsaustalten in der letzten Zeit
Fälle vorkommen,die jeder Beschreibung spotten. Wir
stellen, wie gesagt, erneut deu Autrag, daß jedem Ab¬
geordneten ein Ausweis gegeben wird, mit dem er die
Anstalten besuchen kann, wauu uud wie er will, nicht
erst uach Voranmeldung.

VorsitzenderDr. Iarres : Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor. Ich bitte diejenigen, die für den
Antrag des Ausschusses sind, sich zn erheben. — Das ist
die Mehrheit. Der Antrag ist angenommen. Damit
ist der Antrag der KPD. abgelehnt.

Wir kommen zu den Punkten 4 bis 11. Rede¬
zeit 15 Minuten.

Das Wort hat als Berichterstatterin zunächst
Fräulein Timmermaus.

Abgeordnete Fräulein Timmer m aus: Der
V. Fachausschuß schlägt Ihnen auch zu diesem Kapitel
»»veränderte Annahme des Vorschlagesdes Provinzinl-
"usschusses 'vor.

Ich glaube, es braucht zu dem Krüppclheim nur
noch gesagt zu werden, daß alle, die die Anstalt irgend¬
wann einmal besichtigt haben, der Provinz zu Daut
verpflichtet siud, daß sie eine solch vorbildliche Anstalt
für die vielen armen juugeu Menschen geschaffen hat,
die dort Heilung suchen uud zu 96 Prozent bzw.
96 Prozent dort auch Heilung finden.

Wir haben mit einen: Ausschußdie Anstalt besichtigt
uud sind erstaunt gewesen, eine solch neuzeitliche hervor¬
ragende Behandlung der vielen jugeudlichcn Krüppel
koustatiere» zu können nud uns selber von dem Erfolg
zu überzeugen, der in dieser Anstalt erzielt wird. Ich
möchte anch im Auftrage des Kreises, der die Anstalt
besichtigthat, der Provinz danke» für die Tat, die sie
mit der Schaffung dieser Anstalt geleistethat.

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat zn
Punkt 5 Herr Abgeordneter Gickmauu als Bericht¬
erstatter.

Abgeordneter Gickmauu: Meiue Damen und
Herren! Der Gtat der Fürsorge für Geisteskranke
sieht bei den Ginuahmen eine Ermäßigung von 29 Mil¬
lionen im Vorjahre auf 22,6 Millionen in diesem Jahre,
also eine Minderung um rund 4^ Millionen RM vor.
Hauptsächlich ist diese Minderung bedingt durch die
Herabsetzung des seitens der Fürsorgeverbaude zn
zahlenden Pflegegeldes. Die Ausgaben sind gesenkt
von 33,9 Millionen im Vorjahre auf 25,9 Millionen
in diesem Jahre, also um rund 8 Millionen. Möglich
war diese Senkung nur einmal durch ein langsames
Absinken der Zahl der anstaltspflegebedürftigcnKranke»
und dann durch die Verbilliguug iu der Wirtschafts-
führuug der Anstalten, durch die Seukuug der Preise,
der Gehälter uud Löhne, der Kosten fiir Ernährung
und Vckleiduug, für Wäsche und anch durch sonstige
Sparmaßnahme». Die Kommissionhat sich überzeugt,
daß durch diese Sparmaßnahme» keine Verschlechterung
in der Verpflegung der Kranken eintreten wird.

Der V. Fachansschuß empfiehlt daher die unver¬
änderte Annahme der Vorlage,

Vorsitzender Dr. Iarres: Zn Pnntt 6 und 7
Herr Abgeordneter Kühnen als Berichterstatter.

Abgeordneter K n h nen: Zu Kapitel 43 des Haus¬
haltsplans für 1932, betreffend Fürsorge für Taub¬
stumme uud Blinde einschließlichdes Bildungswesens
uud der Haushaltspläne des Provinzial-Tnubstummeu-
heims in Guskirchen, der Pruviuzial-Taubstummen-
austnlteu uud der Proviuzial-Nliudeuunterrichts-
llustalte» schlägt der V. Fachausschuß unveränderte
Annahme vor.

Im V. Fachausschußist aber noch einmal eindring¬
lichst die Rede gewesen von der Vorlage, die uns im
vorigen Proviuziallaudtag wegen des Baues der Taub¬
stummenanstalt in Aachen beschäftigthat. Wir wissen
ja, aus der Angelegenheit ist bis jetzt nichts geworden,
und es wird Wohl auch leider in den nächsten Mouateu
dara» uoch uicht zu denken sein. Aber der V. Fach¬
ausschuß möchte nicht unterlassen, den Herrn Landes¬
hauptmann zu bitte», sobald die Mittel zur Verfügung
stehen — so war es auch in der Vorlage im vorige»
Jahre vorgesehen —, mit dem Bau zu begiuue», aus
dem einfache» Grunde, weil es eine so dringliche oder
vordringliche Aufgabe ist.

Zu Puukt 7 schlägt der V. Fachausschuß unver¬
änderte Annahme der Vorlage des Provinzialansschnsses
vor.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort zn Nr. 8
hat als Berichterstatterin die Abgeordnete Frau Neuen
Du Munt.

Abgeorduete Frau Ncveu Du Mout: Der
V. Fachausschuß schlägt Ihuen die unveränderte An¬
nahme des Hanshaltsplanes, betreffend das Hebammen-
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lehrwesen,mit dem Unterhanshaltsplan der Provinzial-
Hebammeulehraustalt und der Frauenklinik in Wupper¬
tal vor.

Vorsitzender Dr, Iarrcs: Das Wort zu Punkt 9
hat als Berichterstatter Herr Abgeordneter Büchseu-
schütz, der offenbar verzichtet.

Das Wort zu Punkt IU uud 11 hat als Bericht¬
erstatter Herr Abgeordneter Hülseubeck,

Abgeordneter H ü lsenbeck : Der V. Fachansschuß
empfiehlt dem Pleuum die Auunhme des Haushalts-
plaus für 1932 zu Kapitel 50, ebeuso zu Kapitel 59,
Titel 1, 3 uud N.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wir kommen zur Be¬
sprechung. Das Wort hat Herr Abgeordneter Renner.

Abgeordneter Renner: Wegen der beschränkten
Redezeit will ich mich darauf abstellen, nur zwei Punkte
aus diesen» Sammelsurium, das hier wild zusammen¬
geworfen ist, zn besprechen.

Zunächst die Frage, die in unserem Antrage Druck¬
sache 49 nugeschuittenist, der lautet:

„Die Wirtschaftsführung in der Kinderheilanstalt
Süchteln wird in eigener Regie beibehalten. Die im
Etat als Pauschalvcrgütnug an die Ordcusgeuosscn-
schaft eingesetzteSumme von 27l>!M RM, wird ge-
stricheu,"

Wir gehen dabei von dem Gedanken ans, daß es
Aufgabe der Provinz sein muß, diese proviuzialeigeue
Anstalt auch mit eigenem, selbständigem, allein der
Provinz nuterstelltem und von der Provinz eingesetztem
Personal zn versehen. Wir stellen auch weiter deshalb
diesen Antrag, weil wir endlich einmal Schluß gemacht
wissen wollen mit dieser versteckten Subventiuniernng
earitativer konfessioneller Organisationen, (Sehr richtig!
bei den Kommunisten.)

Ich gehe dann ein ans Punkt 9: Antrag des
IV. Fachausschusses zu Kapitel 45 des Haushalts Kricgs-
upferfürsorge.

Da hat sich der Herr Berichterstatter die Sache sehr
leicht gemacht: Der Herr Berichterstatter verzichtet
aufs Wort, Das ist im heutigen Deutschland »ach vier
Notverordnungen auch gut zu verstehen, namentlich
hier in der Rheinprovinz, die au erster Stelle Grnnd
und Ursache hätte, den Kriegshelden, von denen Sie
bei Einweihung von Denkmälern so gern reden, einen
besonderen Dnuk abzustatten. Die Rheiuproviuz ist es
iu allererster Linie gewesen, die durch dnS Sterben
und Bluten der proletarische» Froutsoldateu davor
bewahrt wordeu ist, dieselbe,: Verwüstungen mitzu¬
erleben, wie sie z. B. Ostpreußen betroffen haben. In
der früheren Session hat man gnädigst für die Be¬
handlung dieser Materie ganze 5 Minuten znr Ver¬
fügung gestellt. Die deutschen Kriegsopfer, denen man
seinerzeit, als wir noch als Kriegsteilnehmer an der
Front stehen mußten, vielfach iu de» glühendsten
Phrasen den Dank des Vaterlandes entgegcngernfen
hat, haben in der heutigen sozialen Republik mit vollster
Zustimmung aller bürgerlichen Parteien, einschließlich
der Tozinldemokrnten, eine Behandlung erfahren, die
den Versprechungen während des Krieges direkt ius
Gesicht schlägt. Ich stelle ausdrücklichst fest, daß es als
erster ein Sozialdemokrnt der Nachkriegszeit gewagt
hat, au dem Etat der Kriegsopferversorguug Abstriche
zu machen. Das war der sozialdemokratischeReichs-

arbeitsmiuistcr Wisscll, der in, Kabiuett Müller im
Jahre 1929 bei der Aufstellung des Reichsetats einen
Betrag von 109 Millionen glatt gestrichen hat. (Hört,
hört! bei den Kommunisten.) Die Fortsetzung war der
Abbau durch den jetzigen Reichskanzler Nrüuiug iu
vier Notverordnungen. Diese Not'Uerorduuugen sind
geboreu aus dem Geist des sozial-reattiouärcu Kurses,
der iu Deutschland bereits unter der Wüller-Rcgieruug
Mode geworden ist. Kein anderer als der jetzige Neichs-
nrbeitsminister, der Zentrumsmann Stegerwald, hat
seinem Vorgänger in öffentlicher Reichstagssitzung
quittiert, daß die Verschlechterungen in der Sozial¬
gesetzgebung, besonders die Abbanmaßnahmen ans dem
Gebiete der Kriegsopferversorguug uud der Kranken¬
versicherung, in dem Büro seines Amtsvorgängers
fertig vorbereitet gelegen haben, als dieser das Regime
an seinen Nachfolger im Jahre 1930 abgab. (Sehr gnt!
bei den Kommunisten.) Wir stellen also hier vor der
Öffentlichkeit fest, daß der Vrüning-Knrs der sozialen
Reaktion vorbereitet und eingeleitet wurde durch dc»
Sozialdemokrateu Müller uud deu sozialdemotratischeu
Reichsarbcitsminister Wisscll, Vier Nutberurdnunge»
sind über die deutschen Kriegsopfer hinweggegauge«,
Iu keiner dieser Notverorduuugen sind sie verschont
geblieben. Die Notverordnungen haben nicht nur das
materielle Recht der Kriegsopfer insofern getroffen,
als sie deren Bezüge, die Renten, abgebaut habe»,
soudern daneben ist auch das Verfahreusrecht, nach dem
die Durchführung der Rcntcnstrcitvcrfabren der Kriegs¬
opfer geregelt ist, wesentlich beschnitten worden. So
gibt es jetzt kaum noch eine Möglichkeit, das Rekurs-
Verfahren bei der Durchfechtuug von Kriegereltern-
llagen z. B. in Anwendung zn bringen.

Aber nun Tatsachen dazu. Iu diesem Etat, der hier
ohne Diskussiuu nngcuommcu werden sollte, stellen wir
fest, daß die wichtigsten sozialen Positionen ungeheuerlich
nbgedrosseltwordeu sind. Ich erinnere dabei in erster
Linie an die Positionen, die der Gesundheitspflege uud
der Fürsorge für die Kriegshiuterbliebeueu uud die
Kiuder zugute kommen. Wir haben in der vierten
Notverordnung erlebt, daß bei der Krankenversicherung
z. B, alle Mehrleistungen der Krankenkassenabgebaut
worden sind. Wir haben also den Zustand, daß die
Fnmilieumitglicder der versicherten Kriegsbeschädigten
uur noch Anspruch auf die uacktc generelle Pflicht¬
leistung der Krankenkassenhaben. In den Fürsorge-
stclle» der Gemeinden ist der Zustand folgendermaßen:
Wenn ein Kriegsbeschädigter für seine Familien¬
angehörigen Heilbehandlung benötigt, dann muß er die
Koste» dafür größtenteils oder in einigen Gemeinden
sogar restlos dadurch bezahlen, daß er ans einen Teil
seiner Zusatzrente zu verzichten hat. Wir haben im
sozialen Deutschland, trotzdem alle Kriegsopferorgani¬
sationen sich seit Jahr und Tag diese Forderung zu
eigeu gemacht haben, heute uoch keine gesetzliche Rege¬
lung der Heilbehandlung für die Kriegshiuterbliebeueu,

Ich stelle weiter fest: Bei dem Problem Grzichungs-
beihilfe, der großem Grruugeuschaft der Müller-
Regierung und des Reichsarbeitsmiuisters Wisscll, er¬
folgte im Jahre 1930 der erste große Abbau, dcmu giug
der Abbau weiter bis zu dem heutigen Niveau. Von
einer wirtlichen Erziehnngsbeihilfe kann man faktisch
nicht mehr sprechen. Die wenigen Gtatsmittel, die noch
vorhanden sind, reichen nicht aus, um auch uur einen
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Bruchteil der Anträge, die alljährlich im Frühjahr
eingehen, zu erledigen.

Darüber hinaus muh einmal gesagt werden, daß
die örtlichen Fürsorgcstellen ihre Ncbenleistuugcn für
die Kriegsbeschädigtennnd die Kriegerwitwcu abgebaut
habcu auf den Richtsah, der in der sogenannten ge¬
hobenen Fürsorge gegeben wird. Diese gehobene Für¬
sorge ist ja iu ihrer Höhe auch durch die vierte Noi-
verurduuug wieder attackiert worden. Visher war ja
die Regelung so, daß die Gemeinden verpflichtet waren,
diesem Pcrsoueutreis neben der allgemeinen Fürsorge
25 Prozent Zuschuß zu gewähren. Wir haben nnn in
Essen z. V. erlebt, daß, als in der zweiten Notverord¬
nung die Kriegsopferbczüge in ihrer materiellen Höhe
abgebaut wurden, das Wohlfahrtsamt der Stadt Gsseu
dazu überging, den Ausgleich zwischendem wirklichen
Ginkommen des Kriegsbeschädigtenund dem sogeuaun-
ten Ortsarmenrichtsatz in der gehobenen Fürsorge nicht
zur Auszahlung zu bringen. Wir haben im Rheinland
hier kaum eiue Stadt, die dem Lcichtkriegsbeschädigten
deu gesetzliche» Anspruch auf gehobene Fürsorge uoch
bewilligt. Ich denke hierbei in erster Linie a» die
Stadt Rcmschcid,dessen Oberbürgermeister jn auch in
diesem Hanse sitzt.

Wir haben ans allen Gebieten der Kriegsopfer-
Versorgung oben und nnten einen systematischen Abbau.
(Znruf der Nbgeurdueteu Frau Esser: Der Dank des
Vaterlandes ist Euch gewiß!) Ja, das ist der Dank des
Vaterlandes.

Das steht in einem großen Widerspruch zu der
Behnudluug einer anderen Art von Kriegsteilnehmern,
der Kriegsteilnehmer, die die Ehre gehabt haben, bei
hoher Uühuuug den Krieg in der Etappe mitznmachen.
Denen zahlt man heute noch unverschämt hohe Peu-
sioue».

Ich möchte diese Tagung nicht vorübergehen lassen,
uhuc an ein Wort des Herrn ReichspräsidentenHinden-
bürg zu crumern, der ja vor wenigen Wochenwieder¬
gewählt wn-rde durch die Einheitsfront aller Faschisten,
von deu Sozialfaschistcn bis zn den Stahlhelmern
Hugenbergs, von denen auch ein Teil bei der letzten
Abstimmung sich sichtlich für den Kandidaten Hinden-
luirg entschieden hat. Ich möchte nicht verfehlen, darauf
hiuzuweisen, daß dieser Kandidat Hindenburg einmal
während des Krieges gesagt hat: Mir bekommt der
Krieg wie eine Badeknr. Nnn, nns, den Kriegs¬
beschädigten, deu Opfern des Krieges, den proletarische»
Kriegerwitwen und Waisen ist der Krieg nnd die Nns-
luirknugen des Krieges bestimmt nicht bekommen wie
eine Badeknr. Sie leben heute im „sozialen" Deutsch¬
land i» einer Not, die kanm noch zu überbieten ist.

Wenn wir hier fordern, daß die Provinzmittel
dementsprechenderhöht werde», tnn wir es bestimmt
nicht in der Hoffnung, daß sich in dieser Provinz doch
noch Kreise finden, dir sich i» etwa verpflichtet fühle»,
dieser Nut Rechmmg z» tragen.

Sie habe» alle wichtigen sozialen Positionen in
diesem Kapitel abgebaut. Wir verlaugen nicht nur
eine Wiederherstellung der früheren Summen, sondern
darüber hinaus, daß der Abban, den das Reich durch¬
geführt hat, durch die Proviuz übernommen wird, sei
es auch durch eiue Erhöhung der Pruvinzialnmlage.
-^ir haben unsere Anträge zu diesem Punkte eingereicht.

Sie sind leider uoch »icht im Fachausschuß besprochen
wordc». Wir Ware» u»s aber nuch vo» vor»herei»
darüber klar, daß in diesem Gremium uicmaud, nußer
der Kommunistische» Partei, sich finde» wird, der diese»
berechtigten nnd notwendigen Anträgen zugunsten der
deutschen Kriegsopfer zustimmen wird. Wenn wir an
Sie appellieren, tn» wir es nur, nm den Widerspruch
,u Ihrer Haltung und Ihrem praktischen Verfahre»
nufzuzeigeu. Draußeu benutzen Sie jede Gelegenheit,
um immer wieder deu Schwindel aufzuwärmen, daß
Sie deu Kriegsopfer» gegenüber eiue gewisse Daukes-
pflicht zu erfüllcu habe» »»d sie auch üben. Hier, wo
es darauf aukommt, diese Dnntcspflicht praktischdurch
materielle Zuwendungen sich ausWirten zn lassen, machen
Sie die Einheitsfront des Hungers, die Brüning im
Reich anführt, unten auch mit. Ich stelle also fest:
Wenn die deutschen Kriegsbeschädigte», die Krieger¬
witwe» »ud Waisen im „soziale»"Deutschlandhungern
müssen, so ist das zurückzuführen auf die einheitliche
Politik aller Voltsausbenter nnd Vultsvcrdcrber. Anf
dem rechten Flügel dieser Front stehen die Leute um
Brüning herum, einschließlichHitler, der hier auch
erwähnt werden muß, dessen Heilmittel für die Kriegs¬
beschädigtendarin besteht,daß er ihnen im Wnhltampf
Unterbringung in der Arbeitspflicht versprochen hat.
Anf dem linke» Flügel der Front stehen die Sozinl-
demotraten. Eine Front der Ausbeuter nud Volks-
Uerderber! Die deutscheu Kriegsopfer werden eines
schönen Tages restlos begreifen, was sie ihnen ver¬
danken, daß sie nicht nur während des Krieges ihre
Opfer geworden sind, sondern daß dieselben Kräfte,
dieselben Parteien, dieselben Gruppen, die sie in das
Elend des Krieges hineingejagt haben, heute alle Opfer
des Krieges restlos im Elend untergehe» lassen. (Beifall
bei den Kununnnistcn.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Carl.

Abgeordneter Dr. Earl: Meine verehrten Damen
und Herren! Ich möchte vor diesem Hanse doch fest¬
stellen, daß der Abgeordnete der KPD., der soeben
geredet hat, offenbar »lehr Wert darauf legt, vor dem
ganzen huheu Hause zu reden als in dem Fachausschuß.
Seine Kollegenans derselbenPartei im FnchansschnßV
haben gestern ans die Vorlage nichts erwidert. Der
Berichterstatter, Herr Büchsenschütz, ist im Hanse n'cht
anwesend, so daß er mich auf die Angriffe des Ver¬
treters der Kommuuistischeu Partei uicht erwideru kann.

Die Schlußfolgerung aus diesem Verhalten stelle ich
dem hohen Hanse anheim. (Znruf des Abgeordneten
Nohl: Darnm geben wir auch was!)

Vorsitzender Dr. Inrres: Das Wort hat Herr
Landcsrat Verlach.

Lnudcsrat Gerlach: Mciue Dameu und Herren!
Herr Reuner hat einen großen Teil seiner Nnsführungen
dazu verwandt, um über die Rcichspolitikzur Kriegs-
beschädigtcufürsorgeuud über Maßunhmc» der Bezirks-
fürsorgeverbäude zu reden. Darüber kann ich hier
selbstverständlichnichts sagen, denn das gehört nicht
znr Zuständigkeit der Provinzialverwaltung.

Soweit er sich mit deu gckürztc» Positionen des
Etats beschäftigthat, möchte ich nur eins konstatieren:

Nach einer Umfrage, die ich als Vorsitzender des
Ständigen Ausschusses der deutscheu Hauptfürsorge-
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stellen soeben abgeschlossen habe, steht die Nheinprovinz,
die sich bull bewußt ist, welche Verpflichtungen sie gegen¬
über den Kriegsopfern hat, mit ihren Ausgaben auch
im diesjährigen Haushaltsplan sowohl hinsichtlichder
relativen wie auch der absoluten Ziffern an der Spitze
aller deutscheuHauptsürsorgestellen (Zuruf des Ab¬
geordnete» Nenuer: Das kauu leider im Augenblick
hier nicht nachgeprüft werden, das wird sich aber auch
hinterher als Schwindel erweisen!)

Soweit Herr Nenner einzelne Positionen beanstandet
hat, ist er leider nicht immer mit der notwendiges
Sachkenntnis cm die Dinge herangegangen. Wenn er
beispielsweise von der Kindcrgesundheitsfürsorge spricht,
so darf ich vielleichtdarauf aufmerksammncheu, daß die
Kiudergesimdheitsfürsorge sich auf Kinder vom 6. bis
14. Lebensjahr erstreckt. Herrn Renner dürfte nicht
ganz unbekannt sein, daß die 8 Jahrgänge Kricger-
waisen, die hier 6 bis 14 Jahre alt wären, in diesem
Jahr bis auf einen Jahrgang aus der Zahl derjenige»
herausgewachsen sind, die für die Kinderanssendnng
noch in Frage kommen tonnen. Das jüngste Kriegstiud
muß im Jahre 1919 geboren sein, muß also im Jahre
1933 14 Jahre alt sein. Wenn also die Kriegerwaisen
heranwachsen, so ist es naturuotweudig, daß auch die
aufzuwendenden Mittel hier eine Einschränkung er¬
fahren.

Ich glaube, was sachlich zu deu Ausführuugen des
Herrn Renner zn sagen war, habe ich damit erledigt.

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Besprechung ist
geschlossen.(Znruf des Abgeordneten Renner: Ich bitte
noch ums Wort!) Ich hatte aber die Besprechung schon
geschlossen. (Znruf des Abgeorductcu Ncuuer: Ich habe
uoch 5 Miuuteu Redezeit!) Sie habeu uoch 2 Miuutcu,

Aogcurduetcr R cnuer: Ich freue mich, daß der
Herr Laudesrat Gerlnch „festgestellt" hat, daß die Kritik,
die ich au den Etatskapiteln geübt habe, „zum Teil vou
mangelhafter Sachkenntnis ausgeht", (Sehr richtig!
rechts.) Nun, Herr Gerlach, ich glaube, daß darüber
die Kriegsopfer im Rheinland etwas anderer Meinung
sind als Sie. Meine Sachkenntnis unterscheidet sich
allerdings weseutlich bou der Sachteuutuis, über die
Sie verfügen. (Landesrat Gerlach: Sehr richtig!)
Ihre Sachkenntnis benutzen Sie, um im Dienste der
Bourgeoisie all die Abbanmaßnahmen durchzuführen,
die der Vriiuiug-Severiug-Horiou-Kurs hier im Rhein¬
land erforderlich macht. Meine Sachkenntnis gilt dem
einen Ziel, alles mobil zu mncheu gegen Ihren Huuger-
turs, den Sie hier als letztes, unterstes Glied in der
Provinz durchführen.

Gerade znr sachlichen Richtigkeitmöchte ich hier vor
der Oeffentlichkeitnoch auf einige Tatsachen hinweisen:
Die Etatsposition Allgemeine Fürsorge ist vou ,00 000
auf «0 000 RM abgedrosselt,auch die Positiou Gesund¬
heitsfürsorge ist vom vorigen Jahre auf dieses Jahr
vou 259 090 auf 70 000 NM abgedrosseltworden. (Hört,
hört! bei deu Kommunisten.)

Herr Gerlnch hat versucht, hier die Situation so
darzustellen, als ob auf Gesundheitsfürsorge nach
irgendeiner gesetzlichen Bestimmung nnr das Krieger¬
waisenkind bis zum 14. Lebensjahr Anspruch hat. Er
soll sich vor alle» Diugen auch der Tatsache erinnern,
daß uuler deu schuleutlnsseneuKindern, die zum Teil
die Kriegs- und ersten Nachtriegsanswirknngen uoch

als kleine Kinder mitgemacht haben, das Eleud und die
gesundheitlicheNot genau so groß sind wie bei den
Kricgertindcru, die in den letzten Jahren des Krieges
oder in der ersten Nachkriegszeitgeboren sind.

Ich stelle also fest: Hier ist jede Position, die einem
sozialen Zwecke dieut, ungeheuerlichnbgedrosselt worden

Ich will und wollte nur beweisen daß der Kurs der
100prozentigcn sozialen Reaktion dem Ginheitskurs
entspricht, den Vrüning im Reich, Scvering in Prenßen
und Herr Horion, der gute, brave Zentrumsmann, in
der Nheinprovinz durchführt und deu unsere Ober¬
bürgermeister uud Bürgermeister mitmachen (Beifall
bei deu Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kühnen.

Abgeordneter K u h ncn : Meine Damen nnd
Herren! Wir sind es bei diesem Etatspunkt seit Iahreu
gewohnt, daß Herr Abgeordneter Renner es nicht
uutcrlassen kann, persönliche Angriffe immer wieder,
auch auf die Vertreter der Sozialdemotratischcn Partei,
loszulassen. Er hat es sich auch heute morgen wieder
uicht verweisen töuueu. Iu der gestrigeu Sitzung des
V. Fachausschusseswar Herr Neuner Gott sei Dank
nicht anwesend. Sonst hätten wir das auch da über uns
crgeheu lassen müssen Soweit aber der Herr Nenner
die Unverschämtheit besessen hat, unseren Partei¬
genossen, den verstorbene» Herrn ReichskanzlerMüller
hier anzugreifen ..... (Glocke des Vorsitzenden)

Vorsitzender Dr. Iarres (unterbrechend): Herr
Abgeordneter Knhnen, wenn ich richtig verstanden
habe, haben Sie einem Abgeordneten soeben den Vor-
wurf der Unverschämtheit gemacht. Ich rufe Sie
deshalb zur Orduuug. (Zuruf des Abgeordneten
Renner: Mich hat das gar uicht getroffen, der kann
sagen, was er will!)

Abgeordneter Kuhueu (fortfahrend): Soweit er
sich herausgcuommcu hat, hier derartige Ausführungen
zu machen und in Verbindung damit von Schwindel,
Ausbeutern, Voltsverderberu uud Volksbetrügern zu
sprechen, weise ich das namens meiner Fraktion in, der
entschiedensten Weise zurück. (Znrnf des Abgeordneten
Renner: Wenn Sie bloß die Politik änderte», das Märe
besser!) Für die Kriegsopfer, meine Damen uud Herren,
ist der Sozialdemolrntischcn Partei, ist unserer Frak¬
tion nicht nur hier, sondern auch im Reichs- und iu
den Läuderparlamenten nichts zuviel gewesen Von
keiner Fraktion, am allerwenigsten von der kommn-
nistischen, lassen wir uns darin irgeudetwas vormachen
Wir lchucu es aber ab, die Kriegsopfer als Mittel zum
Zweck vor den Agitatiouskarrcu spannen zn lassen.
(Znrnf des Abgeordneten Nenucr: Notverordnung mit
Zustimmung der Sozialdemokraten!)

Im übrigen hat Herr Nenner eine Neihe von An¬
trägen angekündigt, die hier noch nicht vorliegen.
Darauf werden wir zu geeigneter Zeit während der
Tagung Wohl noch zurückkommen,

Vorsitzender Dr. Iarrc s : Wortmeldungen liegen
nicht mehr vor. Die Besprechung ist geschlossen.(Ab¬
geordneter Nenner macht noch Zurnfe zn den Sozial¬
demutrate»,) — Herr Nenner, Sie habe» jetzt das Wort
nicht mehr.

Getrennte Abstimmung ist nicht beantragt worden.
Ich bitte diejenigen, die für die Anträge der Fach-
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lnisschüssc und des Provinzialausschusscs zu den
Punkten 4 bis 11 sind, sich zu erheben. — Das ist die
Mehrheit. Die Anträge sind angenommen.

Wir kommenzu Punkt 12 der Tagesordnung,
Berichtcrstatterin ist die Abgeordnete Frau Blnm-

berg.
Abgeordnete Frau V I umbcrg: Mit Dank für

die Beamten und Angestellten der Fürsorgeerzichungs-
behördc muß festgestellt werden, daß die Leistungen der
Provinz die Anerkennung des Fachausschusses in vollem
Umfange fanden, der den Ausführungen der Ver¬
waltung mit großem Interesse folgte nnd sich der
ernsten Sorge der Verwaltung um die Gefährdung der
Erfolge ihrer Arbeit in der nahen Zukunft durch die
Verminderung des Stnatsznschusscsnm beinahe 2 Mil¬
lionen voll anschloß. Er empfiehlt Ihnen daher, die
in der Drncksnche Nr. 48 niedergelegte Entschließung
des Fachansschusses zu der Ihrigeu zu machen.

Deu Autrag der KommunistischenPartei auf Strei¬
chung der besonderen Zulage an den Direktor von
Guskirchenals Landcspshchiatcrempfiehlt der Ausschuß
abzulehnen, da er sich durch die Ausführungen der
Verwaltung vo« der Berechtigung dieser Zulage über¬
zeugt hat.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knrth.

Abgeordneter Kurth : Meine Damen und Herren!
Wir stehen infolge der Finanzlage der Rheinprovinz
auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung leider vor einer
vollkommenenUmkehr der bisherigen Praxis. Während
in früheren Jahren die Versorgung unserer Fürsorgc-
zöglinge nach den Erfordernissen und dem Bedürfnis
geregelt wurde, muß leider iu diesem Jahre die Auf¬
gabe umgekehrt nach der Finanzlage durchgeführt
werden. Die Frau Berichterstatterin sagte bereits, daß
diese Situation vor allem dadurch geschaffen worden ist,
daß der Staat für dieses Jahr der Provinz allein
«neu Zuschuß von 2 Millionen entzieht. Das macht
auf den gesamten Kopfbetrag einen Prozentsatz von
rund 39 aus. Infolgedessen sieht sich die Pruvinzial-
verwaltnng zu dnrchgrcifendcn Sparmaßnahmen ge¬
nötigt, denen gegenüber wir aber doch unsere Bedenken
und Warnungen vortrage» möchten.

Wenn die Provinzialverwaltung in ihrem Bericht
herausstellt, daß heute für die Anstaltserziehung rund
P3 Prozent der Kosten und für die Familicuerziehung
rnnd 11 Prozent aufzubringen sind, so mag es ja schou
richtig sein, daß die Provinzialverwaltung mit den
Sparmaßnahmen vorab bei den Anstalten beginnt.
Wir haben zu verzeichnen,daß die Provinzialverwal-
tuug nach dem vorgelegten Etat versucht,eine radikale
Senkung der Unkosten für die Anstaltserziehung herbei¬
zuführen, nnd zwar um rund 30 Prozent. Das be¬
deutet, praktisch gesehen, eine Entlassung bzw. eine
Verminderung der Zahl der Zöglinge um rund 12M
jährlich. (Hört, hört! links.) Wenn die Provinzial-
"erwaltung dazu, übergeht, bei Durchführung dieser
Sparmaßnahmen sofort die über 20 Jahre alten Für-
sorgezöglinge zu entlassen bzw. nicht wieder auf¬
zunehmen, so erblicken wir darin eine große Gefahr.
(Zuruf des Abgeordneten Hoffmann: Sehr richtig!)
Wir möchten die Provinzialverwaltung fragen: Wie
denkt sie sich, wenn sie diese Maßnahme durchführt,
eigentlich die weitere Betreuung dieser gefährdete»

Menscheu, wo doch draußen schon das Heer der arbeits¬
losen Jugendlichen fast unübersehbar ist? Das bedeutet
doch nichts anderes, als diese zur Entlassung kommen¬
den Fürsorgezöglinge einfach in das Heer der brot-
und arbeitslosen Jugend hineinzustoßen.

Der Frage der Sparmaßnahmen bei der Heim¬
erziehung versucht die Provinzialverwaltung dadurch
bcizukommcn,daß sie zunächst einmal die Pflegcsätze
um rund 10 Prozent herabsetzt. Auch hier möchten
wir die Provinzialverwaltung warnen, nicht zu weit
zu gehcu, weil das bedeuten würde, daß der bisher
schon beklagenswerte Zustand, wonach nur sehr wenige
Pflegcfamilien sich in Anbetracht der wirtschaftlichen
Verhältnisse bereitfiudcu, Zöglinge aufzuuehmcn, sich
noch verschlimmern würde. Wahrscheinlichwürde die
Zahl der sich meldenden Pflegefamilicu noch weiter
sinken, uud damit wäre praktisch nichts erreicht.

Die Schließung von Anstalten berührt die sozial-
demokratische Fraktion uatürlich auch. Es wurde nus
in dem Ausschuß gesagt, daß es leider schou in »diesem
Jahre uutwcudig sein werde, eine Reihe von private»;
Fürsorgcaustalten zu schließen. Wir vertreten grund¬
sätzlich den Standpunkt — das scheint ja auch die Auf-
fassuug der Verwaltung zu sein, wenn Anstalten ge¬
schlossen werden müssen, in erster Linie die privaten
Erziehungsheime herangeholt nnd unsere gut geleiteten
und gut organisierten Proviuzial-Erziehuugsaustaltcn
aufrechterhalten werde». Wir vertrete» mit den: Aus¬
schuß die Meinung, daß versucht werden muß, durch
Hereinholen höherer Stantszuschüssedie Finanzlage der
Provinz zu verbesser» und dadurch zu erreichen, daß
ein Teil der Sparmaßnahmen wieder aufgehoben
werden kann. Wir begrüßen deshalb die Entschließung,
die im lV. Fachausschuß einstimmig angenommen
wurde, uud bitten, auch hier diese Entschließung an¬
zunehmen.

Zu dem Antrag der komm«»istischenFraktion auf
Streichung der 120N RM Zulage für den Direktor der
Proviuzial-Erziehuugsanstalt in Euskirchen für Psychia¬
trische Beratung haben wir zn sagen, daß es allerdings
richtig ist, daß gestern der IV. Fachausschußdiesen An¬
trag ablehnte. Der Fachausschuß hat aber die Ver¬
waltung ausdrücklich gebeten, in eine Nachprüfung der
Angelegenheit einzutreten mit dem Ziel: Sollte bei
der endgültige» Festsetzuug der Bcsoldungsregclnng für
die Leiter der Erziehungsanstalten sich herausstellen,
daß der Direktor der Provinzial-Erzichungsanstalt in
Euskirchen eine höhere Vingruppierung erfährt, so soll
diese Souderzulage gestrichen werden. Der Direktor
wird ja diese Aufgabe während seiner sonstigen Ar¬
beitszeit durchzuführen haben.

Im übrigen schließenwir uns dem Vorschlage des
Fachausschussesan und genehmigen den Etat für das
Erziehungswesen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Neck.

Abgeordneter Beck: Ich habe am Dienstag bereits
festgestellt,daß sich die Politik der Sozialdemukratie
hier wie im Reichstag und im Landtag in keiner Weise
unterscheidet. Wir haben gerade bei der Beratung
dieser Position, zu der wir jetzt sprechen, die beste Ge¬
legenheit, zu scheu, wie die Preußenpolitik sich in der
Provinz auswirkt. Der Zuschuß des Landes, der Zu¬
schuß von Prcußeu zn der Erziehungsfürsorgc ist von
5 auf 3 Millionen gedrosseltworden. (Hört, hört! bei
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den Kommunisten,) Unter dieser Prenßcnpolitik, unter
dieser „Sozialpolitik", wie die Socialdemokraten sagen,
steht der ganze Etat der Fürsorgeerziehung in der
Rheinprovinz. Daraus folgt, daß man gegenüber
früher, wo man eine» hartnäckigen monate- nnd jahre¬
langen Bauchs führcil mußte, um jeden Zögling, jedes
Mädchen, das in die Anstalt gekommen war, wieder
herauszubekommen (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten), heute auf einen Schlag Hunderte von Zöglingen
hinauswirft, ohne zu fragen, ob die Eltern auch in der
Lage sind, für das Kind aufzukommen. Man wirft sie
hinaus, weil es das Profitinteresse der Herren von
rechts erfordert. (Zuruf des Abgeordneten Renner:
Sehr gut!) Das ist Demokratie, für die die Sozial-
demokratie kämpft. Das ist aber auch 'gleichzeitigder
Sozialismus, der sich niit dein Sozialismus der Natio¬
nalsozialisten deckt. Wohin das führt, können wir an
einigen Beispielen klarmache». Hier helfen keine
Phrasen, >die Sie hier durch Zurufe hineinwerfen
wollen; hier reden nur die nacktenTatsachen,

Wir haben den Antrag gestellt — er ist abgelehnt
worden ^-, die Anstalt Fichtenhain wieder zu einer
Erziehungsanstalt zu machen. Wie berechtigt unsere
Auffassung ist, dafür nur ein einziges Beispiel: Nen-
DUfseltal ist eine Anstalt, die kürzlich durch einen
Freund Ihrer Partei — zu der SPD gewandt ^, der
nicht zu uns steht, besichtigt wurde. Was stellt er fest?
In dieser Anstalt Neu-Düsseltal, die wir als Pro-
viuzinllandtngsabgeordnete nicht besnchendürfen oder
höchstens mit Genehmigung der Provinz, hat man die
Erzieher abgebaut. Man hat dort junge Seminaristen
hineingesetzt,die die Kinder erziehen sollen. Man hat
dort — ich berichte immer noch das, was dieser Sozial¬
demokratim „Dortmunder Generalanzeiger" geschrieben
hat — drei Viertel schwachsinnige mit einem Viertel
gesunder Kinder zusammengeworfennnd will sie so er¬
ziehen. Gegen eine derartige Maßnahme wenden wir
uns mit aller Entschiedenheit. Der dortige Direktor
meint zwar nach dein Ausspruch dieses Sozialdemo-
lraten, der dir Gelegenheit hatte, das Heim zu be¬
suchen: Wenn das Zusammenwerfen der drei Viertel
schwachsinnigen mit dem einen Viertel gesunder Kinder
erzieherisch und von Heilerfolgen begleitet ist, so »vollen
wir sie alle unter sich lassen. Wir haben eine andere
Auffassung: Schwachsinnigemüssen anders erzogen wer¬
den. (Zuruf.) Wenn Sie allerdings bereits so schwach¬
sinnig geworden sind, dann bleiben Sie bei dieser Ge¬
sellschaft.

Das Zentrum operiert sehr gern mit Zahlen, die,
Wie der Herr Landeshauptmann selbst kürzlich in
einem läugcren Aufsatz in der „Wohlfahrtspflege für
die Rheinprovinz" feststellenmußte, absolut unwahr
find uud Lügen darstellen. Unter anderem taucht auch
dort der nette Name Muckermannans, derselbe Muckcr-
nmnn, der eiue Zeitlang Propaganda machte mit
seinen Tschctnratten, womit er so glänzend hereinfiel.

Ein anderer Fall: Gin Fräulein Wcssel hat ein
Nnch geschrieben: Ich zitiere hier die Ausführuugcu
des Herrn Landeshauptmanns. Er sagt: Fräulein
Wessel schreibt, die Anstaltskosten der Rheinprovinz
betragen pro Tag für den Zögling U,0! RM, nnd in
Wirklichkeitbetragen sie nur 5,11 RM. Hätte das ein
Kommunist geschrieben, wäre das von ihm ausgegangen,
so hätte man in allen Zeitungen damit Propaganda
gegen uus gemacht, und der Herr Landeshauptmaun

hätte auch in seiner Etatsrede auf diese Unwahrheiten
der Kommunisten hingewiesen. Aber hier sind es ja
seine eigenen Freunde, die mit solchemMaterial die
Qcffcntlichteit bewußt beschwindeln; denn es ist ein
Beschwindeln, wenn man mit solchen Zahlen operiert,
trotzdem man weiß, daß sie nnwahr sind.

Wohin führt ein derartiger Abbau, wie wir ih»
jetzt gerade auf «dem Gebiete der Fürsorgeerziehung
sehen! Er führt dazu, daß man jetzt z. B. gegenüber
dem Jahre 1928, wo für die Beköstigung der Zöglinge
noch 1,19 RM ausgegeben wurden, nur noch 7? Npf
ausgeben will. (Hört, hört! bei den Kommunisten,)
Also ein Abbnn nm mehr als IN Rpf Pro Tag, Ich
frage jede Hausfrau, ob man in der Lage ist, den ge¬
sunkenen Preisen entsprechend einen derartigen Ab¬
strich in der Beköstigungzu machen? Es ist teiu solcher
Preisabbau eingetreten. Dieser Preisabbau ist ein
Schwindel gebliebenwie die Verfügung, die damals der
Herr preußische NbbaukommissarGördcler gemacht hat,
der zwar ein schönes Gehalt eingesteckt hat, aber nicht
abbauen konnte. Ein Preisabbau ist nur bei solche»
Luxnsgegenständen cingetrete.n, die nur für diejenige»
in Frage kommen, die schon vorher genug hatten.

Man hat die Personalausgaben von 3,l>5 RM auf
2 RM abgebaut. Dagegen bezieht der Direktor des
Pruvinzinl-Erzichungsheims Enskirchen neben einem
Gehalt, das nach der Bcsoldungsorduung immerhin
zwischen5<X)N uud 9WN RM im Jahr schwankt,noch
12N0 RM extra für eine Tätigkeit, die er ausschließlich
oder fast ausschließlichwährend seiner Dienstzeit durch¬
führt. Das ist ein Skandal. (Zustimmung bei den
Kommuuisteu.)Darüber helfen auch die schönen Redens¬
arten des Herrn Kurth von der SPD. nicht hinweg,
der sich hier hinstellt und sagt: Wir Wolleu abwarte»,
was für eiue Neuregelung die Provinz in der Vc-
soldungsurdnung der Direktoren der Erziehungsanstal¬
ten trifft. Wie sieht denn diese Neuregelung aus?
Man will die Direktoren der Erziehungsanstalten
gleichstellen mit den Direktoren, die heute in den Heil-
und Pflegcanstnlten sind, weil die Gehaltssätze dort
hoher sind. Wir sagen: Jeder Arbeiter und Angestellte
in diesen Anstalten muß mehr als einmal eine Arbeit
verrichten, für die er leinen Pfennig Entschädigung
bekommt. Wir stehen nach wie vor auf dem Staud¬
punkt, diese lAX, RM, die der Direktor des Erziehungs¬
heims Enskirchen bekommt, müssen gestrichen werden.
Und wenn eine Partei wie die Sozinldemokratie sich
hinstellt und sagt: Prinzipiell stehen wir auf dem
Standpunkte des Fachausschusses,der kommunistische
Autrag muß abgelehnt werden, dann beweist dies, daß
hier nnch eine Buudesgemeinschaft von der Rechten
über das Zentrum bis zur SPD. besteht.

Was für Auswirkungen all das auf die Zöglinge
selbst hat, das ist festgelegt in dem Gntschlicßungs-
antrag, den das Zentrum eingebracht hat. Der Ver¬
treter des Zentrums, Herr Elfes, als Polizcifnchmaun
und früherer Gewerkschaftssckretärhat selbst zugeben
müssen, daß die 2 Millionen NM, die Preußen abge¬
strichen hat, daß die ganzen Maßnahmen, die man jetzt
durchführt, dazu führen, daß keine Ersparnis kommt,
sondern daß die Kosten für Polizei, Justiz und
Gefängnis doppelt nnd dreifach steigen werden.
(Hört! hört! bei den Kommunisten.) Das ist Ihre
PraktischePolitik. Und hier in dieser Front — das
stellen wir mit aller Deutlichkeiterneut fest — marschieren
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nicht nur das Zentrum, nicht uur die Nationalsozia¬
listen und die Herren von der Rechten, sondern in die¬
ser Front marschiert nnch jene Sozialdcmokratic, die
immer noch die Werktätigen beschwindelt, indem sie
behauptet, daß sie auf dem Boden des Marxismus
stehe. Wir sind der Auffassung: Wenn man den
Bankrott so offen zugibt, wenn man so offen zugibt,
daß die Fürsorgennstaltcn, wie wir schou dutzende Male
hier betont haben, in diesem System nichts anderes
sind als die Vorschule» zum Zuchthaus, dann wird
das durch die Entschließung, die Herr Elfes einge¬
bracht hat, bestätig!. Wenn gestern im Fachausschuß
von einem kollektiven Arbeiten geredet wurde, wenn
von nencn Erziehungsmethoden geredet wurde,, nach
denen man sucht, und wenn man durchblicke» läßt, daß
die einzige Grziehimgsmethode, die zum Erfolg führt,
jene ist,, die iu Sowjetrußlaud a»ge>wandt wordcu ist,
dann muß man sich bor Augen halten, was dort ge¬
leistet worden ist und was mau auch innerlich bereits
als richtig ansieht. Die Zustimmung zu dem Film
„Der Weg ins Leben", die zustimmende Begeisterung
auch in der Sitzung der Wohlfahrtspflege für die
Nheinprouinz über das Buch „Die Republik der
Strolche", i» dem gerade die Erziehung in der Sowjet-
Union aufgezeigt wird, zeigt, daß auch die Herreu vom
Zentrum bereits innerlich eingesehen haben, daß ihre
Erziehungsmethode alles andere ist als ein Mittel,
diese Zöglinge ans einen anderen Weg zu bringen.
(Glucke des Präsidenten,) Aber Sie können nicht
anders —

VorsitzenderNr. I a r r e s: Herr Abgeordneter, Ihre
Zeit ist abgelaufen,

Abgeordneter Neck (fortfahrend): — weil Sie sich
nn äußeren Verhältnissen stoßen müssen, weil Sie nicht
loskommen können bun Ihrer kapitalistischenProfit.
Wirtschaft, (Beifall uud Häudcllatschen bei den Kom¬
munisten,)

Vorsitzender Nr, Iarres: Ich bitte, das Hände¬
klatschenzn unterlassen. Ich habe schon wiederholt
darum gebeten und bitte, diese Bitte doch zu befolgen.

Das Wort wünscht noch einmal die Bcricht-
erstatteriu Frau Abgeordnete Nlumberg zur Ergäu-
zung ihres Referats.

Abgeordnete Frau Blumberg: Auf Wunsch
mehrerer Mitglieder des Fachausschusses— uud der
Wunsch erscheint besonders berechtigt, nachdem wir
Herrn Neck augehört haben — habe ich ergänzend zu
sagen, daß wir Ihnen zwar vorschlagen, den Antrag
der Kommunistischcu Partei auf Streichung der
120U RM in der augenblicklichen Situation abzulehnen,
daß aber durch die Beendigung der Verhandlungen
über die Besoldung der drei Dircttore» unter Um¬
ständen eine neue Situation in dieser Frage geschaffen
werden kann, die eine Behandlung erneut notwendig
macht.

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Kurth,

Abgeordneter Knrth: Meine Damen uud Herreu!
Die Darlcguugeu des Herrn Beck veraulassenmich, noch
lnuigc Ansführuugen zu machen. Wir sind es ja seit
vorgestern gewohnt, daß die kommunistischeFraktion
iNuße Agitntionsreden gegen die Sozialdemokratische
Partei uud Fraktion glaubt halten zu sollen. Auch ich
stelle fest, daß die Vertreter der kommunistischenFrak¬
tion in beu Ausschüssenes in keinem Falle für not¬

wendig halten, zu den Angelegenheiten überhaupt
Stellung zu nehmen (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kratin) oder irgend etwas zn sagen. (Zurufe von den
Kommnnisten.) Die Leute kommen lediglich in die
Ausschüsse hinein, spielen dort die braven Gentlemen,
die vornehme» Gestalten (Zurufe von den Kommu¬
nisten), spitzen ihre Bleistifte, um sich möglichst das
aufzuschreiben, was der eine oder andere Vertreter
einer Fraktion sagt, uud dann stellt man sich hier vor
das Publikum und glaubt, große Agitationsreden hal¬
ten zu können. (Unruhe bei dcu Kommunisten. Glocke
des Präsidenten.)

Vorsitzender Nr. Iarres: Einen Augenblick. Herr
Abgeordneter Beck hat dem Redner eben den Vorwurf
der Lüge gemacht. (Zuruf des Abgeordneten Beck: Er
hat anch gelogen!) Ich rufe ihu wegen der ersten Be¬
leidigung zur Ordnung uud wegen Wiederholung zum
zweitenmal zur Ordnung und mache ihn auf die Fol¬
ge» eines dritte» Ordnungsrufes aufmerksam. (Zuruf
des Abgcorducteu Nohl: Er hat bewußt die Unwahr¬
heit gesagt!)

Abgeord»eter Kurt h (fortfahrend): Meine Damen
und Herren! Wir Sozialdemokraten sind gewohnt, in
ernster Arbeit gerade in den Ausschüssen »»sere Pflicht
zu tun, wenn es darum geht, auch auf dem Gebiete
des Fürsorgeerziehnngsweseiis sich mit einzelnen prak¬
tischen Fragen z» beschäftigen. Das halten die Herren
von der kommunistische» Fraktion nicht für notwendig.
Man sollte in Zntunft einmal überlegen, wie es ge-
schäftsordnuugsmäßig möglich wäre, einem derartigen
Unfug der kommunistischenFraktion endlich einmal
ein Ende zu machen. (Zurufe von den Kommu»iste»,)
Wir Mitglieder des Ausschussessind es satt, in den
Ausschüssenoffen das zu erklären und auszuspreche»,
was notwe»dig ist, und uns dann fortwährend von
den kommunistischen Rednern nachher hier im Plenum
um die Ohren schlage» zu lassen. Herr Beck, Sie kön¬
nen hier Reden halten, wie Sie wollen: dieses Naketen-
fcucr zieht bei uns Sozinldemukraten nicht. (Sehr rich¬
tig! bei den Suzialdemokraten,) Dieses große Geschrei
im jetzigen Augenblick ist weiter nichts als ein taktisches
Manöver nach außen hin (Sehr wahr! bei den Sozial¬
demokraten), weil Sie wahrscheinlichin den nächsten
Woche» Ihre Grundsätze verbergen uud Ihre Prin-
zipientrcue zu Grabe trage» müssen.Deshalb glauben
Sie es jetzt für richtig zu halten, nach außen hin große
Reden zu führen. (Zustimmung bei den Sozinldemo-
kraten,) Aber, verehrte Herren von der Kommmnsti-
schcn Partei, die Arbeiterschaft hat Ihnen bisher nicht
geglaubt — das zeigen die Wahlen — und wird Ihnen
noch weniger in Zukunft glauben, (Beifall bei den
Suzialdemokraten. Zuruf des Abgeordneten Nohl: Ihr
habt Eure Grundsätze für 3N Silberlinge verkauft!)

Vorsitzender Nr. Iarres: Weitere Wortmeldun¬
gen liegen nicht vor. Die Besprechung ist geschlossen.
Getrennte Abstimmung wird nicht beantragt. Ich bitte
diejenigen, die für die Anträge des IV. Fnchausschnsscs
sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit. Es ist dem
Antrage des Fachausschussesentsprechendbeschlossen.

Wir kommen zur zusammenfassendenBesprechung
der Punkte 13—15. Zu Punkt 13 hat das Wort als
Berichterstatter Herr Abgeordneter Dörr.

Abgeordneter Dörr: Meine Damen nnd Herren!
Der IV. Fachausschuß schlägt die »nvcrä»dcrte An-
nahmc des Hanshaltsplanes des Landesjugendamtes,
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Kapitel 48 des Etats, vor. Im einzelnen ist hierzu
folgendes zu berichten.

Zunächst zu Titel 1. Im vergangenen Jahr standen
in, Etat unter dem Titel „Unterstützung von Gin-
richtuugcu der Jugendfürsorge einschließlich Schul¬
zahnpflege" t00 000 RM. Hiervon waren 50 00« RM
für die Unterstützung der Iugendgesundheitsfürsorge
und 50 000 RM für die Schulzahnpflege vorgesehen.
In dem uns vorliegenden Haushaltsplan sind im
ganzen nur 30 000 RM vorgesehen. Diese sollen aus¬
schließlich für den erstgeuannten Zweck, alfo die Ingend-
gcsuudhcitsfürsorge, Verwendung finden. Für den
zweiten Zweck, die Schulzahnpflege, steht ans dem Vor¬
jahre noch ein Betrag zur Verfügung. Die Verwaltung
glaubt mit den ihr zur Verfügung stehendenMitteln
das bisher Geleistetemich in diesem Jahre durchführe»
zu können.

Zu/Titel 2. Hier ist der Betrag von 150 N00 RM
im Vorjahr auf 80 000 RM heruntergesetzt. Es handelt
sich hier um eine Pnrallelnktion zu' der Aktion der
Landesversichcrungsanstalt, uud zwar um die Durch¬
führung der Gcsundheits- und Grholungsfürsorge für
Kinder Nichtversichcrter. Von den entstehendenKosten
trägt die Provinz 50 Prozent, während znr Bedingung
gemacht wird, daß weitere 50 Prozent die Vezirks-
fürsorgeverbände tragen müssen. Die Verwaltung
erklärt auf Grund der Erfahrung des Vorjahres, daß
die Nezirksfürsorgevcrbände infolge der stets zunehmen¬
de!! Finanznot znr Traguug der Hälfte der Kosten
vielfach nicht in der Lage gewesen wären, so daß es
schwer gehalten habe, die hierfür vorgesehenen Etnts-
mittel überhaupt uuterznbringen. Die Verwaltung
glaubt daher, auch hier mit der geringeren Summe
von 80 000 RM relativ dasselbe wie im Vorjahre leisten
zu können.

Zu Titel 3, „Kinderspeisuugen",erkennt der Ausschuß
dankbar an, daß hier der Maßstab der Streichung nicht
in deni Umfange wie bei den übrigen Etatstiteln an¬
gewandt worden ist. In dem uns vorliegende!!Haus¬
haltsplan sind für diesen Zweck 130 000 RM vorgesehen,
während im Vorjahre 150 000 RM znr Verfügung
standen. Zu dem hierzu vorliegenden Antrag der
SPD-Fraktion ^ ich verweise auf die Drncksache
Nr. 29 — wurde im FachausschußIV beschlossen, diesen
dem Provinzialansschuß mit der Maßgabe zu über¬
weisen, wenn möglich, die gekürzten 20 000 RM an
anderen Stellen im Etat einzusparen und sie erneut
wieder eiuzusetzen.

Der IV. Fachausschuß stellt mit Befriedigung fest,
daß der Titel IN „Maßnahmen znr Betreuung erwerbs¬
loser Jugendlicher" keine Kürzung erfahren hat.

Ich bin schließlich als Berichterstatter vom IV. Fach¬
ausschußeinstimmigbeauftragt worden, die Verwaltung
zu bitten, falls die Kasscnlageim Laufe des Jahres eine
weitere Drosselung der Ausgabeuseite des Etats er¬
forderlich machen sollte, mit Rücksichtauf die wirtschaft¬
liche uud seelische Not uuserer Iugcud im Etat des
Jugendamtes eine weitere Drosscluug der eingesetzten
Snmnie nicht vorzunehmen.

Zu der Ihnen vorliegenden DrncksacheNr. 25,
Autrag der Fraktion des ChristlichenVolksdienstes,hat
der Ausschußbeschlossen,diesen Antrag dein Provinzial¬
ansschuß zu überweisen.

Zu deu beiden Ihnen vorliegenden kommunistische!!
Anträgen der Drncksache Nr. 37 uud Nr, 47 hat der
Ausschußbeschlossen,Ihnen die Ablehnung dieser beiden
Antrage zn empfehlen,

Vorsitzender Dr. Iarres: Damit ist auch zu
Punkt 14 die Ncrichterstattuug erledigt,

Punkt 15. Berichterstattern! Frau Abgeordnete
Becker.

Abgeordnete Frau Becker: Der IV. Fachausschuß
schlägt Ihnen vor, den Antrag der Verwaltung zum
Haushaltsplan betreffend Fürsorge für kinderreiche
Familien unverändert anzunehmen.

Desgleichenschlägt der Fachausschußvor, deu Antrag
der Kommunisten, Drucksache Nr. 39, abzulchuen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Glicr.

Abgeordneter G I ier: Wie überall, zeigt sich
gerade bei der Fürsorge der Jugendlichen nnd der
Kinder die verderbliche Auswirkung der Vrüniug-
Notverordnungspolitik nnd der ganzen Arbeit der
preußischenRegierung. Gerade bei diesem Kapitel hat
man die ungeheuerlichstenAbstrichevorgeuommen, nnd
die Verichterstatterin hat ja jetzt vorgeschlagen,daß es
bei den Abstrichenbleiben soll.

Bei der Position „Fürsorge für die kinderreichen
Familien" hat man den Betrag von 250 000 auf 125 000
RM herabgesetzt uud die Summe, aus der Darlcheu
für Wohnungen kinderreicherFamilien gewährt werden
sollen, von 300 000 ans 150 000 RM. Gerade das
Zentrum ist eine derjenigen Parteien, die sich nach
außen immer als besonderslinder- und jugcndfreundlich
gebärden nnd in einer riesigen Zahl von Jugend¬
organisationen die Jugendlichen zn erfassen versuchen,
um sie für ihre PolitischenZiele zn gewinnen und ein¬
zuspannen. (Zuruf von den Kommunisten.) Hier zeigt
sich das wahre Gesicht der herrschenden Klasse. Hier
zeigt sich das wahre Gesicht vor allem auch der angeblich
christlichen Zentrnmspartei. Die an und für sich schon
Viel zn geringen Beträge werden gewaltig herabgesetzt,
weil der kapitalistischeStaat nicht mehr in der Lage
ist, für die Kinder und Iugcudlichcu auch mir das Not¬
wendigste zn beschaffen. Die Verwaltung hat im Aus¬
schuß — uud die Verichterstatterin hat es auch hier
wieder erklärt ^ eine recht feine Ausrede gefunden,
um die Hcrabsetzuugdieser Beträge zu begründen. Sie
sagt, daß die Fürsorgevcrbäude uud Gemeinden nicht
in der Lage seieu, die Gelder der Proviuz iu Anspruch
zn nehmen, weil sie den ans sie entfallenden Anteil nicht
zahlen könnten. Hier redet sich recht schön die eine
staatliche Stelle mit den finanztechnischenSchwierig¬
keiten einer anderen heraus. Dieselben Stellen, die
hier von der Provinz als Gruud nugegebeu werden,
daß man weitere Gelder znr Fürsorge Jugendlicher und
Kinder nicht aufbringen tonne, werden dann mit Hilfe
der Zentrnmsfraktion, der SozialdcmukratischenPartei
uud der andereu bürgerlichen Parteien in ihren Kreisen
wieder einen ähnlichen Dreh finden, um uach außen hiu
ihre jugend- und kinderfreundliche Einstellung zu be¬
gründen.

Meine Fraktion hat beantragt, daß die Beträge von
250 000 und 300 000 RM wieder eingesetzt werden. Wir
sind uns nicht im unklaren über die Entscheidung, die
der Provinziallandtag treffen wird. Er wird im Sinne
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der Verwaltung entscheiden,wird also in dieser so
wichtigen Frage der Sorge für die kinderreichenFami¬
lien die schon viel zu geringen Beträge um die Hälfte
herabsetzen im Interesse der kapitalistischen Profit¬
wirtschaft Deutschlands.

Ich möchte diese Gelegenheit bcnntzen, «m ans etwas
anderes hinzuweisen. Auch hier ist es wieder iu erster
Linie das Zentrum, das einen erbitterten Kampf für
die Erhaltung des Schnndparagraphen 218 führt. Ge¬
rade daß Zentrum ist die Partei, die die proletarische
Frau zwingen will, Kinder in größter Zahl zn gebären,
obgleichdie Zentrumspnrtei weiß, daß Millionen von
Arbeiterfrauen die Kinder nicht ernähren können. Nur
meiue Partei und mit ihr im Bunde die große über¬
parteiliche Organisation der Roten Hilfe führt den
Kampf gegen den ß 218, und ich möchte diese Gelegen-
heit bcuutzcn, um draußeu den Arbeiterfrauen znzn-
rnfcn, gemeinsam mit der Roten Hilfe den Kampf zn
führen gegen das Zentrum uud alle nudereu Anhänger,
gegen diesen Schnndparagraphen 218, gegen einen Para¬
graphen, den Sie, meine Damen und Herren, aufrecht¬
erhalten wollen, trotzdem den Arbeiterfrauen nicht die
Möglichkeitgegeben ist, diese neugeborenen Kinder auch
zn ernähren. Sie wissen, daß Millionen von Kinder
elend nn Hunger zugrunde gehen, uud Sie wollen
trotzdem die proletarische Frau zwingen, Kinder in die
Welt zu sctzeu, die sie nicht ernähren kann.

Achnlich steht es anch mit den anderen Positionen.
Die freiwillige Erziehungshilfe will man von 150 000
auf 150 000 RM herabsetze». Die Erholungsfürsorgc
für Kinder NichtVersicherterwill man vou 150 NN0 auf
80 000 RM herabsehen unter der Begrüudung, man
könne das Geld nicht aufbringen.

Die KommunistischePartei hat weiter den Antrag
eingebracht, daß die erwerbslosen Jugendlichen durch
die örtlichen Evwcrbsloscuausschüssebetreut werde»
sulleu. Wir haltcu die Durchführung dieser Fürsorge-
Maßnahme durch die örtliche, von den Erwerbslosen
selbst gewählte Grwcrbslosenfürsorge für dringend
erforderlich. Die erwerbslosen Klassengenossenhaben
zu den unzähligen Vereinen, die sich jetzt angeblich mit
der Fürsorge der erwerbslosen Jugendlichen befassen,
uicht das geringste Vertrauen, gleich vou welcher der
übrigen Parteien diese Organisationen kommen.

Meine Fraktion hat weiter den Antrag gestellt auf
Streichung der 3500 RM znr Bekämpfung der Schund-
und Schmutzliteratur und von 10 000 RM für das
^ichtbildwesen. Wir halten auch die Annahme dieser
beiden Anträge für uubediugt erforderlich. Wir sind
der Auffassung, daß unter den Drucksachen, die heute
hier erscheiucu, sich unzählig viele Schmutz- uud Schund-
snchen befinden. In einem roten Sowjet-Dentschlnnd
wird man selbstverständlichgegen den Schund und
Schmutz mit i>en schärfsten Mitteln vorgehen. Aber
das, was Sie als Schund nnd Schmutz bczcichuen,
Meiue Damen und Herren besonders von feiten des
Zentrums, unterscheidet sich ganz wesentlichvon dem,
was die aufstrebende Proletarische Klasse als Schnnd
und Schmutz betrachtet. (Zuruf aus dem Zentrum:
Gott sei Dank!) Das, was Sie als Schund nnd Schmutz
betrachte», was Sie mit Hilfe dieses Geldes verbictcu
wollen, ist nichts weiter als das, was Sie glauben znr
Erhaltung Ihrer Klassenherrschaft,zur weiteren Ver¬

dummung der Werktätigen Klasse benutzen zn können.
Sie verhindern alles, nm die breite Masse aufzuklären
über den Hnngerkurs Ihrer Parteien, aufzuklären über
den Klassencharakter Ihrer Gesellschaft, die Sie mit
solchen Mitteln nnd Methoden stütze» wollen, wie Sie
sie anch hier im Proviuzinllaudtag anwenden.

Mein Parteifreund hat schou bei der Frage der Für¬
sorge auf deu großen Unterschiedhiugewicseu Mische»
dem kapitalistischenDeutschland, das heute die Für-
sorgczögliugcaus den Anstalten herausschmeiße»muß,
ohuc Rücksicht, was mit ihnen geschieht, weil kein Geld
mehr vorhanden ist, ans den großen Unterschied des
kapitalistischen Deutschlands mit Sowjet-Nußland. Ich
möchte das in diesen» Zusammenhang gleichfalls tun.
Hier im kapitalistischen Deutschland, nntcr Ihrer Füh¬
rung, unter der Prenßenregierung Braun-Severing,
unter der Reichsregicrnng eines Zentrnmsmnnnes
Brüning, schärfste Drosseluug aller Ausgaben, die
irgendwie geeignet sind, das Los der Iugeudlicheu uud
der Kinder zu lindern, rücksichtslose Drosseluug aller
dieser Ausgabe» — i» dem ersten Arbciterstaat Sowjet-
Rußland ein gewaltiger Aufbau aller Maßnahmen für
Mutter uud Kiud, dort die uugeheuerlichstcuAnstren¬
gungen, nm die Kinder vor Not nnd Elend zn schützen
und ans diesen Kindern wirklich aufrechte Menschen zn
machen, im Gegensatzzu dem kapitalistische»Deutsch¬
land, Mo mn» alle Maßnahme» mir nnwendet, »m das
Kind weiter in kapitalistischer Ausbeutung nnd Unter¬
drückung zu erhaltcu. (Beifall uud Händeklatschenbei
de« Kommunisten,)

Vorsitzender Dr. Iarr e s : Darf ich noch einmal
bitten, das Klatschenzu unterlassen, auch wen» es de»
Dame» schwer falle» sollte.

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Becker.
Abgeordnete Frau Becker: Meiue Damen und

Herren! Wir haben gestern unsere Zustimmung
gegeben, de» Antrag des Christlichen Nulksdienstes,
erwerbsloseJugendliche bei Kleinbauern unterzubringen,
dem Provinzialansschnß zu überweisen,obwohl wir sehr
viele Bedeuten dagegen vorzubringen hätten. Wir
hoffen aber, daß der Provinzialansschnß die Folgen
und anch den Ernst dieses Antrages berücksichtigt und
danach handeln wird.

Gestatten Sie mir aber ei» paar Worte z» dem An¬
trage meiner Fraktion. Wir haben den Antrag gestellt,
den Betrag von 150 000 RM für die Kindcrspeisnng
Mieder ci»zusetzen. Dieser Betrag ist um 20 000 RM
gekürzt worden. Wir haben natürlich auch gleich eiueu
Deckuugsvorschlaggemacht, haben nns aber nach einer
Berichterstattung durch die Verwaltung damit ein¬
verstanden erklärt, daß dieser Antrag dem Provinzial¬
ansschnß überwiesen wird, uud zwar nicht nur einfach
überwiesen wird, sonder» zur Berücksichtigungüber¬
wiesen wird. Das besagt doch Wohl, daß unter allen
Umstände»diese 20000 RM der Snmmc von 130000 RM
wieder zugcschlngcu werdeu müsseu. Ich verbinde
hiermit die Bitte nnd den Wunsch an den Herrn Landes¬
hauptmann, vor allen Dingen diesen Netrag wieder
einzusetzen nnd aus irgendeiner Position des Haus¬
haltes diese 20 000 RM herauszuholen. Das soll kein
Agitationsantrag sein. Wir belieben es nicht, wie die
Kommunisten, Agitationsanträge zn stellen. Wir be¬
lieben es auch nicht, in den Ausschüssenden stillen,
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zahmen Mann zn markieren (Sehr richtig! bei den
Suzillldcmokratcn) und hier dann den wilden Mann.
(Zustimmung bei den Suzialdemotraten,) Wir wollen
durch unsere Praktische Arbeit uud Erkennung der
realen wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse
versuchen, etwas für die armen Proletarierkindcr
draußen herauszuholen. (Zuruf von dcu Kommuuisten,)
Sie (zu den Kounnnnisten) haben vorhin den wilden
Mann markiert. Die vielen Verbesserungen und der
Fortschritt, der auf dem Gebiete der Fürsorgeerziehung
gekommen ist, ist nicht unter Ihrer Mithilfe gekommen,
sondern seitdem wir Sozialdemokratcn, die Sie hier so
angepflaumt habeu, in diesem Parlament sitzen. Darauf
sind wir stolz. Es ist schade, daß die Iugeudlicheu, die
sich in vorgerücktemAlter bofiudeu, wegen Geldknapp¬
heit ans den Fürsorgennstaltcn herauskommen. (Zuruf
von den Kommunisten,) Auch der Abgeordnete Beck
Ware noch reif für die Fürsorge, damit er so erzogru
würde, um sich hier anständig benehmen zu töunen.
(Heiterkeit.)

Aber zurück zu unserem Antrage. Wir haben den
Antrag gestellt, für die Kinder Erwerbsloser die Kinder-
spcisnng dnrchzuführcu. Es ist ja uun wohl richtig,
daß vou diesen 130 000 RM iufolge der Vcrb.llignng
der Icbeusmittel ebensoviel« Kinder gespeist werden
können, wie im vorigen Jahre von 150 000 RM. Aber
wir wollen doch anch nicht verkennen,daß die Nut außer¬
ordentlich größer geworden ist und daß es soviel
taufende Kinder mehr sind, die in dieser fürchterlichen
Zeit der Speisung uud Unterhaltung bedürfen. Wir
haben dabei auch nn die erwerbslosen Jugendlichen
gedacht,die keine Unterstützung beziehen, au die Für-
sorgezögliuge, die jetzt zu ihreu Eltern zurückkehre»
nnd am Leben erhalten werden müssen. Es ist ja
fraglich, ob diese von den Unterstützungseinrichtnngen
der Gemeinden etwas mitbekommen.

Der Gesundheitszustand der Kinder verschlechtert
sich. Wenn man die Berichte in den eiuzclucn Jugend¬
ämtern hört, so sage» uns die zuständigen Dezernenten
immer, daß sich der Gesundheitszustand der Kinder ver¬
schlechtert nnd, was viel schlimmerist, daß die Prosti¬
tution besonders unter den jugendlichenMädchen,nnter
den jugcudlichen Erwerbslosen wieder im Aufblühen
ist. Das ist eine Folge der Zeit, eine Folge des Hungers,
Diese jugendlichen Menschen fallen eben ans diese
fürchterlichenVerführungen herein und wolle» einmal
satt werden. Auch das müssen wir bei der Betrachtung
dieser ganzen Frage in die Waagschale werfen. Ich
bitte deshalb, unserem Antrag zuzustimmen und diese
20000 RM wieder iu den Etat einzusetzen.

Wenn aber die Herren von der kommuuistischeu
Fraktion glauben, wir hätten kein Herz für die Kinder¬
reichen, so sollen sie sich darum leine Sorge machen.
(Zuruf vou deu Kommnuisten.) Für die Kinderreichen
ist schon von unserer Seite gesorgt worden, ehe die
Kommunisten überhaupt da waren. (Sehr gut! bei den
Sozillldemokraten.) Früher schon, vor dem Kriege,
ehe die Kommunisten waren, wo Sie vielleichtnoch die
Schulbank gedrückthaben, da waren es unsere Leute,
die für die Kinderreichen geforgt und geschafft haben.
(Unruhe. — Glocke des Präsidenten,) Es ist nicht abzu¬
leugnen, daß gerade unsere Fraktion im Reichstag und
die Gewerkschaften unserer Organisation für die kinder¬
reichen Familien sorgen. Und ich sage es auch hier,

daß Ihre Leute, die hilfsbedürftig siud — ich mache
ihnen daraus keinen Vorwnrf; in der Not macht jeder
alles, um sich zu helfen ^, zn den Wohlfahrtsorgani-
sationen der anderen politischenRichtungen gehen, auch
zur Arbcitcrwohlfahrt, nnd dort Hilfe bekommen. Dafür
müssen wir uns beschimpfenund beschmutzenlassen.
Pfui Teufel über eine solche Politik! (Lachen nnd Zu¬
rufe von den Kommunisten.— Unruhe.) Das ist eine
Flegelei von Ihnen, eine Frau anzupflaumen, die nur
im Interesse der Arbeiterschaft redet. (Znruf des Ab¬
geordneten Beck: Gehen Sie doch in die Heilsarmee! -^
Unruhe. — Glocke des Präsidenten.)

Noch einmal bitte ich, diese Worte, die ich hier gesagt
habe, im rcalcu, praktischen Siuue aufzufassen, nicht
als Agitatiuusauträge, souderu uur, um draußen
nuserc arme» Kinder gesundheitlich wieder auf die
Höhe zu briugeu. Ich glaube uud hoffe, daß der Herr
Landeshauptmann auch in dieser Beziehung unseren
berechtigtenWünschen Rechnung tragen wird.

Vorsttzeuder Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dörr.

Abgeordneter Dörr: Meine Damen nnd Herren!
Ich glaube, außer der kommnnistischenFraktion ist
niemand hier im Hanse, der nicht wirtlich erstaunt ist
über das Maß von Fürsorge für die kinderreichen
Familien, das die äußerste Liuke mit einemmal auf¬
bringt. Ich darf daran erinnern, meine Herren (zu
den Kommunisten), daß Sie bisher noch jedes Jahr
gegen den Etat gestimmt haben uud damit auch gegeu
die Mittel, die für kinderreiche Familien eingesetzt
waren, (Zuruf von den Kommunisten: Gegen den
Hungcrctllt!) Wenn Sie sich heute hier hinstellen uud
»ach außen hin — denn etwas anderes ist es nicht —
»nn der Welt plausibel machen wollen, daß Sie ein
ganz besonderes Herz für die kinderreichen Familien
haben, dann setzt das nnßer Ihnen das ganze Haus in
Erstanneu. Wenn Sie insbesondere der Zcntrums-
fraktion glauben Vorwürfe machen zn könne», da»n
darf ich Sie anch bitten, der Wahrheit die Ehre zn geben
(Znrnf des Abgeordneten Deppe: Mnckerman»!); denn
das bringen Sie schließlich doch anch noch fertig. Die
eine Tatsache steht fest, daß die Anregung, für die
kinderreichen Familien etwas Besonderes auch im
rheinischen Provinziallandtag zn tu», von der
Zcntrnmsfrnttion ausgegangen ist. (Sehr richtig! im
Zentrum. — Zuruf des Abgeordnete» Engels: Damit
habt Ihr noch Geschäfte gemacht!) Das wollen Sie
doch nicht bestreiten; es ist jederzeit in den Protokollen
nachzulesen. Sie dürfen sich darauf verlasse», daß wir
im Rahmen des Möglichen^ denn wir sind vernünftig
gcnng, keine Forderungen zu stellen, die praktischnicht
erfüllt werden können (Zurnf von den Kounnnnisten)—
auch in Zukunft dafür sorgen, daß den kinderreichen
Familien ihr Recht Wird. Das tun wir um so mehr,
meine sehr verehrten Freunde von links, als ja bestimmt
iu uusereu Reihen mehr Vertreter kinderreicherFami¬
lien sitzen als bei Ihnen. Ohne das im einzelnen
zahlenmäßig nachprüfen z» können, bin ich fest davon
überzeugt, daß das der Fall sein wird. (Zuruf von den
Kommunisten,) Aus diese»: Gruude dürfen Sie ver¬
sichert sein, daß wir auch in Zukunft unserer grund¬
sätzlichen Einstellung nach der Richtung tren bleiben,
ob Sie uns folgen oder nicht. (Beifall bei der Zentrnms-
partei,)
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Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Beck. (Zuruf von den Kommunisten.)

Das Wort hat Herr Abgeordneter Ernst. (Zurufe
von den Kommunisten.) Ja, Herr Beck kommt nicht.

Abgeordneter Ernst-Herzogenrath: (Zuruf von
den Kommunisten: Der Vertreter von Muckermanu!)
— Beruhigen Sie sich, Sie werden schon das Ihrige
bekommen! (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Es ist einfach unerhört,
weun die Vertreter der Kommunistischen Partei glauben,
der Zentrumspartei unterstellen zu tonnen, daß sie
hinsichtlichder Fürsorgebestrebnngen nicht das ihrige
täte. Meine Damen und Herren von der Kommu¬
nistischen Partei! Ehe man daran dachte, jemals eine
KommunistischePartei zu gründen, haben die Damcu
und Herren, die meiner Fraktion heute angehören
(Zurufe vou den Kommunisten), auf dem karitativen
Gebiete bereits so Ungeheures geleistet, was Sie iu
Ihrem ganzen Leben niemals zu leisten imstande sein
werden. (Zurufe von den Kommunisten,) Bevor es
in den vergangenen Jahrhunderten einen Parlamen¬
tarismus gab, können sich die Katholiken, wie über¬
haupt das Christentum, rühmen, auf karitativem Ge¬
biete Ungeheures geleistetzu habe». (Unruhe bei den
Kommunisten.) Für das, was später der Staat ge¬
schaffen hat, war ihm im wesentlichen die karitative
Hilfe Vorbild. Gr hat seine Pflicht eingesehen, hier
ebenfalls einzuspringen.

Wenn wir heute bei den finanziellen Schwierigkeiten
erklären, daß wir auch noch im Nahmen dieser Schwie¬
rigkeiten das tun werden, was möglich ist, so ist damit
zum Ausdruck gebracht, daß wir uns lvon niemanden!
sonst übertreffe» lassen werden (Znruf vou den Kom¬
munisten), insbesondere von jenen Leuten nicht, die sich
nach Verhältnissen eines anderen Staatsshstems orien¬
tieren (Sehr richtig! im Zentrum), das wirklich nicht
hinsichtlichder Fürsorge den Anspruch erhebeu kann,
das Alleruorwcndigstezu tuu. (Lebhafte Zustimmung.)
Ich darf daran erinnern, meine Damen und Herren,
daß in Nußland Millionen verwahrloster Kinder sich
auf deu Straßen herumtreiben, fiir die der russische
Staat keinen einzigen Pfennig aufbringen kann. (Zuruf
des Abgeordneten Deppe: Unter dem Zarismus! —
Unruhe bei den Kommunisten.)

Meine Damen nnd Herren! Noch etwas anderes.
Es ist neulich festgestellt worden nnd die kommunistische
Presse hat es nicht bestritten, daß im russischen Stein¬
kohlenbergbau die Witwen verunglückterBergleute nur
3 Monate eine Unterstützung bekommen. Im vierten
Monat müssen sie sich melden, und wenn sie bei der
Untersuchung für arbeitsfähig gehalten werden, müssen
sie ins Bergwerk einfahren und arbeiten. (Hört, hört!
in der Mitte. — Zuruf von den Kommunisten: Das ist
eine Lüge von Muckermann!) Sie dürfen sich um ihre
Familie nicht mehr kümmern. Das hat mit Mucker-
Mann nichts zu tun. Die „Aachener Arbeiterzeitung"
hat das zugegebenmit der Bemerkung, daß sie über die
bürgerlicheVoreingenommenheit, Frauen mit Männern
zusammen arbeiten zn lassen, hinaus wäre (Unruhe bei
den Kommunisten. — Glocke des Vorsitzenden) und
nichts darin sehe, wenn die verheiratete Frau unter
Tage im Bergwerk beschäftigtsei.

Sie haben gar keine Veranlassung, hier große Neben
zu hnlteu, sondern versuchen Sie überhaupt einmal,
karitative Fürsorge zn studieren. (Beifall im Zentrum.)

VorsitzenderDr, Iarres : Das Wort hat die Frau
Abgeordnete Schnmacher-Köhl.

Abgeordnete Frau Schumacher-Köhl: Meine
Damen und Herren! Wir sind die Vorwürfe gewohnt,
die sich ja nachgeradebei jeder Sitzung des Pruvinzial-
landtages wiederholen, und das nicht einmal in einer
originellen Form. (Zuruf des Abgeordneten Nenner:
Sie sind auch allmählich abgebrüht! — Antwort des
Abgeordneten Dr. Dichgans: Seien Sie doch einmal
ruhig da drüben, immer reden Sie dazwischen!) Sie
haben einen sehr billigen Weg gewählt, um insbesondere
auch dem Zentrum, deu Vertretern der christlichen
Weltanschannng, zu uuterschieben,daß sie die Grund¬
sätze, die sie vor dem christlichen Volk draußen vertrete»
und für die sie sich einsetzen, dadurch znschauden machen,
daß sie in der Politik eine andere Praxis gelten lasse»,
(Zurnf des Abgeordneten Nenner: Haben Sie das noch
nicht gemerkt?)

Meine Damen uud Herren! Die Herren von der
Linken vergessenbei all ihren Ansführungen, daß wir
neben der staatliche« Hilfe auf dem Gebiete der Für¬
sorge, neben der behördlichenHilfe, noch etwas anderes
habe», (Znrnf des Abgeordneten Nohl: An die Lumpe»-
sammlung der Bürger!) Wir appelliere« a» die Liebe
des Menschen zum Menschen. (Zuruf des Abgeordneten
Nenner: Denken Sie nur au Herru Muckcrmauu!)
Daß wir das uicht vergeblich tun, das beweist der Not-
wiuter, deu wir hinter uns haben. Uud weuu Sie
keine Ahnung davon haben, was in diese»! Winter auf
den Appell an die christliche Liebcstatigkcithin geschehen
ist auch an Leuten, die zn Ihnen (zn den Kommunisten)
gehören (Zustimmung im Zentrum), dauu siud Sie das
selber schuld. (Zuruf des Abgeordneten Beck: Die
Bürger haben das Geld von uus gestohlen!) Wir be¬
gnügen uns nicht damit, eine Fürsorge ans dein Säckel
anderer Leute zu leiste», sondern wir sind bereit, mich
Persönlich Opfer zu bringen. (Zustimmung im Zen¬
trum.) Uud wenn wir in unseren Vereinen unseren
Frauen sagen, daß der Kindermord kein Ncttnngsmittel
ist für die Familie, anch nicht für die Mntter nno z»
allerletzt für das Kind (Znruf der Abgcorduetcu Frau
Gsser: Sie lassen es verhnngern!), dann tun wir
gleichzeitig ein anderes, dann rufen wir die Verant¬
wortlichkeit aller auf, den notleidenden Kindern und
Müttern zn helfen, und nicht ohne Erfolg. Weun Sie
sich einmal die Mühe geben wollten, sich anzusehen,
was a» praktischerHilfe für Mntter nnd Kind etwa in
unseren katholischen Frauen- und Müttervereinen
tagaus tagciu geschieht in der Hilfe für die Wöchne¬
rinnen nnd fiir die Kinder (Zustimmung im Ze»trum),
in der Hilfe für die kinderreichen Mütter, die wir z. B.
in diese»! Winter, nachdem die behördliche Hilfe infolge
der Zahlungsschwierigkeiten aussetzte, trotzdem aus
eigene» Mitteln durchgehalten haben, die wir auch
weiterhin dnrchhalten werden, indem wir die Hilfe der
einen Frau für die andere in Anspruch nehmen, dann
werden Sie nicht mehr sagen, daß wir kein Herz haben.
(Zuruf des Abgeordneten Nohl: Ihr habt auch ge¬
bettelt, dann könnt Ihr durchhalten!)

Meine verehrten Damen nnd Herren! Wir sind in
ganz falschen Vorstclluugen befaugen,wenn wir immer
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glauben, nur an behördlicherHilfe das Maß dessen zu
haben, was in nuserem Volke an gegenseitiger Hilfe
geschieht. Diese behördlicheHilfe tann immer nur eine
ergänzendeMaßnahme sein, nnd Sie tonnen die Summe
so hoch nehmen, wie Sie wollen, Sie werde» die Nut
niemals lindern, wenn Sie in dem Volke den Willen
zur Selbsthilfe und zur gegenseitigenchristlichen Liebes-
tätigkeit ertöten, so wie Sie (zu den Kommunisten) es
Planmäßig mache». (Sehr richtig! im Zentrum.) Wir
sind nnf dem besten Wege, die allcrticfsten und innersten
Kräfte, die nns zusammenhalten und die vor allem in
einer Notzeit wesentlich sind, zu zerschlage,!, iudem wir
nns in dieser Form gegenseitig verhetzen. Wir wollen
als Parlament, als politische.Körperschaft das tnn, was
nötig ist. Wir wollen nicht durch Forderungen, von
denen wir im vurcins wissen, daß sie sich nicht befriedigen
lassen, daß sie einfach au der Unmöglichkeit,sie durch¬
zuführen, scheitern werden, unseren Armen Sand in
die Angen streuen nnd in ihnen Hoffnungen weckeu,
die nachher bitter enttäuscht werdeu, souderu wir tnn
hier nn dieser Stelle das (Znruf des Abgeordneten
Nohl: Ihr tnt überhaupt nichts!), was nns durch¬
zuführen möglich erscheint.

Im übrigen möchte ich von dieser Stelle auch »och
einmal alle die, die mit nns auf dem Boden einer christ¬
lichen Gesellschaftsordnung stehen, auffordern, diese
Notzeit als eine gewaltige nnd tiefe Verpflichtung au
ihre persönliche Hilfsbereitschaft anzusehen. (Glocke
des Präsidenten.) Ich weiß, daß ich da Widerhall finde.
Ich weiß, daß das nicht in die Luft gesprochen ist.
(Zuruf des Abgeordneten Nenner: Gehen Sie mal mit
dem Klingelbeutel herum!)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Frau Abgeordnete, die
Redezeit ist abgelaufen.

Abgeordnete Fran Sch u ma ch c r - K ö h l (fort¬
fahrend): Aber diese Liebestätigtcit nimmt nicht die
große Glocke und Posaunt die Taten aus, sondern sie
weiß, daß sie die Verantwortung vor ciuem nudcreu
abznlegeu hat. (Beifall im Zentrum.)

Vorsitzender Dr. Inrrcs: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Neck.

Abgeordneter Beck: Sowohl von dem Vertreter
des Zentrums als anch der SPD. wird immer versucht,
die Verhältnisse in Rußland derartig katastrophalhiuzu-
stellcu, wie sie in Wirklichkeitgar nicht vorhanden nnd
längst widerlegt sind. Ich frage an dieser Stelle: Was
haben Sie gegen früher zu verteidigen? Gegen früher
haben Sie hente in Deutschland den Bankrott, gegen
früher haben Sie heute eiuen Trümmerhaufen, während
die russischenArbeiter und Bauern einen Trümmer-
Hansen übernommen haben nnd hente bereits ein auf¬
wachsendes Gebäude zu verzeichnenhaben. (Zuruf des
Abgeordnete» Dr. Gilles: Gehen Sie doch nach Ruß¬
land!)

Gin einziges Bild! Ich glaube, uuter uus sitzt der
Abgeordnete Bracht, Oberbürgermeister von Gsseu,
Dort ist eine Fran von 31 Jahren ^ die können Sie
hier in der Fotografie sehen — 55 Pfund schwer. (Hört,
hört!) bei den Kommnnisten.) Was gibt man dieser
Fran? Sie erhielt bisher Nnttcr. Man gibt ihr setzt
Sauclla-Margarine! Das ist Ihre Liebcstätigkeit!
Sehen Sie einmal diese Frau (der Rcduer zeigt das
Bild) uud dauu urteilen Sie darüber, was Sie ver¬

teidigen. Sie verteidigen den Huuger. Sie sind es
gewesen, die immer mehr und mehr das Werktätige
Volk dem Hungerknrs aussetzen, damit die wenigen
Tausende zn fressen haben (Sehr gut! bei den Kommu¬
nisten), damit die wenigen Tausende noch mehr in ihrem
Geldschrank anhäufen können. Das ist Ihre Politik.
Und wenn Sie von freier Licbestätigkcit sprechen, wenn
Sie davon sprechen, unsere diente kämen zu Ihnen nnd
seien froh, dort etwas zn erhalten, dann sagen wir
Ihnen: Ehe man etwas hergeben kann, mnß man es
zuerst irgendwo anders holen, und all die Gelder und
die Kleider, die Sie abgeben, haben Sie vorher — ich
habe das dnrch einen Zwischenruf bereits festgestellt —^
von uns, von der Werktätigen Masse, geholt. Die Ar¬
beiter speisen Sie mit Huugcrgroscheuab. Die Gewerk¬
schaftsführer vom Schlage Ernst, ebenso wie von der
SPD., sind diejenigen, die den Hnngerkurs jener
Bankiers, die hier ans der Rechten sitzen, unterstützen,
die es für gerecht ansehen, wenn eine Großbank zu¬
sammenbricht,70U Millionen Mark auszuwerfen. Fiir
Kiudcrspeisung hat man aber nichts übrig. Für den
Panzerkreuzer, für den Wehrctat, für die Polizei hat
man MiUioue» uud aber Millioueu sowohl im Brüning-
Deutschlaud als auch im Severing-Prenßen übrig,
(Glocke des Präsidenten,) Dagegen wenden wir Kom¬
munisten nns mit allem Recht nnd mit nns die gesamte
Werktätige Bevölkerung, die noch anständig denkt.
(Beifall nnd Händeklatschenbei den Kommnnisten.)

Vorsitzender Dr. Iarrcs: Das Wort hat die Frau
Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Fran Becker: Ein paar kurze Worte
zu den Ausführungen des Herrn Beck. Er will hier
— ich will es noch einmal sagen — den wilden Mann
markieren. Ich mnß aber einmal erklären, welchen
Schwindel diese Lente mit der Roten Hilfe treiben.
Mit Ihren Sammlungen für die Rote Hilfe wird
Schindlnder getrieben, (Erregte Zurufe von deu Kom°
muuistcu: Das ist uuerhört! — Zuruf des Abgeordneten
Neuner: Das wagen Sie als Vertreterin der korrupten
Arbeiterwohlfahrt zn sagen?) Lassen Sie mich einmal
anssprechen. (Große Unruhe bei deu Kommunisten. ^
Znrnf des Abgeordneten Renner: Wenn Sie nicht eine
Frau wären, sollte mau Ihnen ein paar Ohrfeigen
geben!) Das Geld kommt uicht iu die Kreise, wo die
Geldgeber es haben wollen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Herr Abgeordneter
Nenner, ich rufe Sie zur Ordnung!

Abgeordnete Frau Becker (fortfahrend): Kleine
Kinder schicken Sie an die Betriebe nnd ans die Straße,
um Geld zu sammeln; Sie bringen diese Kinder schon
iu ciuc sehr gefährlicheSituation.

Dauu will ich Ihucu «och einmal etwas ans meiner
persönlichenErfahrung sagen. Ich glaube, da werdeu
mir alle diejenigen, die in den Städten uud Gemeinden
wohnen, beipflichten. Die Gelder, die Sie sammeln
(Unruhe bei den Kommunisten) ^ Sie können schreien,
ich kann es noch lauter, glauben Sie das (Heiterkeit) —,
die Sie für die Rote Hilfe sammeln, brauchen Sie nicht
für Wohlfahrts- und Fürsurgezwccke, souderu fiir Ihre
parteipolitische Agitation. (Anhaltend große Unruhe
bei den Kommunisten.— Glocke des Präsidenten.) Ihre
Lente, die in Not sind, kommen zn nns. Die Stadt¬
verordneten der KommuuistischcnPartei in der Stadt
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Düsseldorfhaben in einer Wohlfahrtsbeiratssitznng auch
das Maul aufgerissen, aber uicht mit praktischenVor¬
schlägen, souderu mir mit Schimpfen uud Toben auf
die Verwaltung, Ich bin ihnen entgegengetreten. Am
uächsteu Tage habe ich wieder eine Sitzung gehabt, in
der eine Stadtverordnete vertreten war. Da hat mir
Ihre Vertreterin gesagt: „Das <war nicht richtig, daß
Sie uns so augegriffen haben," Ich habe darauf
gefragt: „Sollcu Mir uns bei der Arbeit, die wir leiste«,
auch noch anpflaumen lassen?" Da hat mir Ihre Ver¬
treterin gesagt: „Ja, das ist ja wahr. Das dürfen wir
uusereu Leuten nicht sagen. Wir haben teiue Leute,
die auf dem Gebiete der Wohlfahrt und Fürsorge
arbeiten, besonders uicht iu dem Stadtteil, wo Sie
wuhucn." — Ich wohue iu eiuem Stadtteil, wo vielleicht
100 009 Arbeiter wohnen. — „Da schickte ich die Leute
zu Ihnen, und ich muß feststelle», daß die Leute dauu
zu mir kommen nud sagen: Die Sozialdcmokraten
helfen uus aber doch! Aber Ihr dürft das nicht sagen."
(Lachen bei den Kommunisten. — Glocke des Präsi¬
denten.) So sieht es überall aus. Mit Ihrer groben
Parlamentarischen Arbeit kommen Sie uicht weiter.
Wir stehcu auf dem Standpunkt, daß durch uuscre
vernünftige Politik die Kinder nicht so verwahrlost
werden wie in Rußland. (Unruhe bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Ich bitte nm Ruhe.
Augeorduete Frau Becker (fortfahrend): Glauben

Sie doch uicht, Sie köunten uns mit Ihren Märchen
aus Rußland fangen! Wir, die wir jahrzehntelange
Praktische Grfahruugeu im Fürsorge- und Wohlfahrts-
wescn haben uud bei dcu Grruugenschaften mitgeholfen
haben (Zuruf von dcu Kommunisten: Wo sind die
Errungenschaften?), wir wisscu, was los ist. Wenn
Herr Beck sagt, er habe nichts zu verliere», so will ich
ihm sagen, daß er noch sehr viel zu verlieren hat. Wenn
Sie den alten Staat und die alte Ordnung Mieder
hätten, stäuden Sie nicht hier und würden diese flegel¬
hafte» Reden führe», (Unruhe bei den Kommuniste».)
Dau» würden Sie draußen seiu, wo Sie auch hin¬
gehören. Eigentlich ist die tummnnistische Fraktion mit
ihrer Unterwühlnrbeit, mit ihrer Unehrlichkeit, mit dem
Willen, gar nicht an den politischennnd wirtschaftlichen
Verhältnissen mitzuarbeiten, gar nicht wert, daß man
hier seine Kraft und Zeit verbraucht. (Glocke des
Präsidenten.) Ihr seid unverbesserlich. Aber wir haben
eine Verautwortuug in uns uud tragen das große
Verautwortuugsgcfühl, das wir der Arbeiterschaft
gegenüber schuldigsiud. Das nutzcu wir aus und wir
arbeite» gemeinsam mit audcrcu Parteien hier im
Landtag, soweit wir zusammcugeheu köuueu (Glocke
des Präsideutcu) im Interesse der Arbeiterschaft und
>m Interesse der armen fürsorgebedürftigen Kinder.
(Beifall bei den Suzialdemokraten. — Große N»ruhe
und erregte Zurufe zwischen Kommunisten uud Sozial-
demotratcn. — Glocke des Präsidenten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Die Besprechungist ge¬
schlossen. Ich bitte jetzt Ruhe zu halten. (Große Unruhe
uud fortgesetzte Zurufe zwischen Kommunisten und
Sozialdemulrateu.) Herr Abgeordneter Reuuer, ich
rufe Sie zur Ordnung. (Nnhalteude Unruhe.) Wenn
die Rnhestöruugc» weiter fortgehe», werde ich diejenigen
von der Sitzung ausschließen,die sich der Ruhestörung
schuldig mache». (Ziiruf des Abgeordnete» Renner:
Darf ich mich nicht einmal gegen de» Zuruf „Flegel"

wehreu? Haben Sie das uicht gehört?) — Ich werde
darüber zu befiuden haben, was in Ordnung uud was
in Unordnung ist. (Zuruf des Abgeordnete» Rc»ner:
Ihre kapitalistische Unordnung kc»nen wir!)

Die Besprechung ist geschlossen. Getrennte Ab¬
stimmung ist uicht beantragt. Ich bitte diejenige», die
für den Antrag des IV. Fachausschussessiud, sich zu
erhebe». Das ist die Mehrheit, Die A»träge des Aus¬
schusses 13—15 siud llugeuommen.

Wir komme» zu Punkt 1L bis einschließ¬
lich 21. Berichterstatter zu 10 uud l? ist Herr Ab¬
geordneter Dr. Dechamps.

Abgeordneter Dr. Dechamps: Meine Damen uud
Herreu! Alljährlich legt uus der Proviuzialausschnß
eine Uebersicht vor über deu Stand des Ausbaues uud
der Uebernahme weiterer Straßen in die Unterhaltung
und Verwaltung des Prouiuzialucrbaudes. Vo» ruud
2000 Kilometer Straßcu, die zu überuehmen siud, siud
bisher schou 743 Kilometer Straßcu überuummeu
worden. Die Einzelheiten ersehen Sie aus der Druck¬
sache Nr. 7. (Uuruhe bei dcu Kommunisten.) — Wir
sind doch schon gar nicht mehr bei der Wohlfahrtspflege,
sondern wir sind jetzt auf der Straße! (Znruf vou deu
Sozialdemokraten: Da können die es »och besser!)

Meine Damen u»d Herren! Der III. Fachausschuß
schlägt Ihucu vor, vou den: Stande des Ausbaues uud
der Ucbcrnllhmcweiterer Straßen in die Unterhaltung
nnd Verwaltung des Provinzialverbandes Keuutuis zu
nehmcu.

Zu dem 2. Puukt! Wir habeu im vergangenen Jahr
riueu Betrag bis zur Höhe vou 950 000 RM für den
Bau der zweiten Moselbrücke in Koblenz bewilligt. Wir
haben es damals dem Proviuzialausschuß übcrlasseu,die
gcullue Höhe festzusetzen. Der Proviuzialausschuß hat
die Höhe auf 950 000 RM festgesetztuud beehrt sich, den,
Proviuziallandtag folgenden Beschluß vorzuschlagen:

„Der Proviuziallandtag nimmt Keuutnis von der
Festsetzung der Höhe des Zuschusses für die zweite
Moselbrückeiu Kublcuz durch deu Prouinzialansschnß
und der vorgesehenen Zahlung des Zuschussesin ein¬
zelnen Jahresraten bis zum Jahre 1939,"

Der III. Fachausschuß schlägt Ihnen vor, diesem
Antrag zuzustimmen.

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Wir
kommen zu Punkt 18 bis 20. Berichterstatter Herr
Abgeordneter Lenz. Wird ans die Berichterstattung
verzichtet? (Zustimmung.)

Zu Punkt 21 Berichterstatter Herr Abgeordneter
Inngllls.

Abgeordneter Iunglas: Meine Damen und
Herren! Durch den bekannten Erdrutsch oberhalb
Eochem ist die Pruvinzialstraße a» dieser Stelle mit
Geröll überschüttet u»d gesperrt worden; sie ist also für
den Verkehr nicht frei. Deshalb sind zwei Anträge an
die III. Kommissio» gestellt worden, der erste von der
Zentrumspartei, die beantragt, sofort die Beseitiguug
des Verkehrshindernisses zu bewerkstelligen nnd die
notwendigen Sicherheitsmaßnahmen zu treffen und
zweitens auch die projektierte Umgehungsstraße sofort
iu Augriff zu nehmen. Außerdem hat der rheiuische
Verkehrsverbnud den Antrag gestellt, für die sofortige
Wiedcrinbetriebnahmc der Straße die notwendigen
Maßnahmen zn ergreifen.
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Die Verwaltung hat dazu erklärt, daß sie sofort mit
den Anfräumungsarbeiten beginnen wird, damit die
Straße für den Verkehr wieder freigegeben werden
taun und dadurch die Schaden, die die Mosclbewohner
durch dir Fernhaltung des Verkehrs erleiden, herab¬
gemindert oder ganz behoben werden. Sie wird also
das tun, was notwendig ist, und durch Abspreugungeu
der Ucberhänge dafür sorgen, daß die Straße ohne
Gefahr befahrbar wird.

Fiir die Anlage der Umgehungsstraße liegen zur Zeit
noch keine Möglichkeiten vor, und zwar erstens wegen
des Fehlens der Mittel nnd zweitens, weil man nich:
weiß, inwieweit der Berg weiterrutscht. Augenblicklich
sind 25 000 Kubikmeter verschoben. Gs kann aber sein,
daß noch 100 000 oder gar 500 000 Kubikmeter in Be¬
wegung gesetzt werden. Weil nach dieser Seite jetzt
noch keine Entscheidung möglich ist, schlägt die III. Fach¬
kommissiondem Prouinziallandtag folgendes vor:

„Der Prouinziallandtag erfncht den Prouinzial-
ansschnß, für die möglichst baldige Beseitigung des
Verkehrshindernisses Sorge zu tragen, gleichzeitiger¬
wartet der Prouinziallandtag, daß die Staatsregierung
in Anbetracht des notleidenden Haushaltsplanes der
Prouinzialverwaltung und des großen Umfanges des
schadcnbringendenNaturereignisses sich an den Kosten
zur Wiederherstellung eines gefahrlosen Znstandes be¬
teiligt,"

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Deppe,

Abgeordneter Deppe : Auch im Straßenbanwcsen
wirkt sich der kapitalistische Niedergang ganz gefährlich
aus. Das zeigte gestern die Behandlung in der Sitzung
des Hl. Fachausschusses, wo man sich den Kopf zerbrach,
woher man die Mittel nehmen sollte, nm den Straßen¬
bau weiter zn erhalten. Sogar der Obcrpräsident
erschien persönlich in der Sitzung, um sciu Bedauern
über die katastrophale Lage des Straßenbaues in der
Nheinprovinz auszudrücken. Die Wege sind heute schou
derart schlecht, daß mau Schilder aufstelle» muß, die
vor diesen schlechten Wegen warnen. Die Wege sind
schlecht, aber dafür sind die Schilder nm so schöner.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.)

Anch der Oberpräsident sucht einen Ausweg aus
dieser Krise. Aber die Vorschläge,die er gemachthat,
werden bei der Arbeiterklasse keinen Anklang finden.
Denn er führte ans: „Wir müssen versuchen, mit
möglichst wenig Geld viele Arbeiter zu beschäftigen."
Er führte daun weiter aus, daß man die Erwerbslosen
zu dem freiwilligen Arbeitsdienst heranziehen muffe.
Man will versuchen, mit Hilfe des freiwilligen Arbeits¬
dienstes aus dieser Klemme herauszukommen. Wir
Kommunisten lehnen ein derartiges Ansinnen ganz
stritte ab.

Andererseits habe ich schon darauf hingewiesen, daß
noch genügend Mittel vorhanden sind, wenn man nur
daran gehen wollte, die riesigen Gehälter der oberen
Reichs- nnd Staatsbeamten abzubauen. Aber da traut
man sich nicht heran. Diese Herren müssen ihre Gehälter
weiterbeziehen! Dafür können die Straßen der Rhein-
Provinz weiter verderben!

Die kommunistischeFraktion hat nichts mit dem
Arbeitsdienst zu tnn. Sie ist der Meinung, daß man
hier in diesem System, wo alles auf Ausbeutung ein¬
gestellt ist, nuf Kosten der Arbeiterschaft und der Er¬

werbslosen sanieren will. Das lehnen wir strikte ab.
Die erwerbslosen Arbeiter, die setzt schon jahrelang
gehnngert haben, die keine Klcidnng nnd keine Schuhe
haben, will man setzt znm freiwilligen Arbeitsdienst
heranziehen und will sie vielleicht mit ein paar Hnnger-
groschenabspeisen. Woher sollen diese Leute, die kciue
Kleider und keiue Schuhe haben, die Mittel hernehmen,
nm sich die notwendigen Kleidungsstückezn beschaffen?
Gs ist vollständig ausgeschlossen, daß auf diese Art und
Weise der Straßenbau in der Rheinprovinz saniert
werden kann.

Anch die Pflichtarbeit, die augenblicklich in den
Städten nnd Gemeinden vorherrschend ist, bekämpfen
wir ans das schärfste. Wir fordern die Aufhebung
dieser Pflichtarbeit. (Zustimmung bei den Kommu¬
nisten.)

Man hat allein für die Rheinprovinz allerhand Ab¬
striche gemacht. So hat man z. N. fiir den Erweiterungs¬
bau der Straßen nnd Wege 7 823 000 RM gestrichen.
Man sieht hier, daß in Zukunft die Straßen weiter
verkommen werden, nnd alle Maßnahmen, die bisher
ergriffen wurden, vor allem die Sparmaßnahmen, nicht
dazu beitragen, diese Arbeiten durchzuführen, sondern
die Sparmaßnahmen werden weitere Erwerbslosigkeit
schaffen nnd eine weitere Verelendung der arbcitcuden
breiten Klasse herbeiführen. Das ist das Programm
der kapitalistischenGesellschaftsordnung; auf Kosten der
Arbeiterschaft will man heute die Wirtschaft aufbanen.

Wir haben dann verschiedene Anträge gestellt, z, B,
die Arbeiten nnr an solche Unternehmer zu vergeben,
die anch gewillt sind, die Löhne, die vor den Notverord¬
nungen bestanden haben, zu bezahlen. Dieser Antrag
ist abgelehnt worden. Wir haben aber kein Interesse
daran, die alte kapitalistischeMißwirtschaft weiter zn
unterstützen, sondern wir fordern für alle Arbeiter,
anch die in der Provinz beschäftigtwerden, anständige
Löhne. Wir fordern nicht Lohnabbau, sondern Lohn¬
erhöhung. Wenn diese Unternehmer darauf bedacht
sind, anch noch die Löhne zn reduziere», so werdeu wir
dagegen schärfste Front machen.

Dann ist ein Antrag zu dem Bau der Mosel brücke
gestellt worden, wo die Arbeiter manchmal nicht nach
den tariflichen Löhnen bezahlt werden, wo sie aber anch
nicht menschlich behandelt werden. Da ist z. B, der
SchachtmeisterHeck, der die Leute schlecht behandelt und
sie mit ganz robusten Ausdrücken traktiert, wie z. V.:
Ich trete Euch in den Arsch, usw. Das sind also die
Stützen der Gesellschaft! Ebenso nimmt der Vohr-
meister Hauer, ciu Nazi, an dieser rohen Behandlung
teil und versucht nuf diese Art nnd Weise die kapita¬
listische Gesellschaft zu retten. Weiter mnß darauf hin¬
gewiesen werden, daß die Arbeiter ihre Wochenkarten
von dem geringen Lohn selbst bezahlen müssen. Die
Preßlnftarbeiter haben früher 3 RM pro Stunde er¬
halten, weil das eine so gefährliche und angreifende
Arbeit ist. Jetzt versucht man Arbeiter zu bekommen,
die dieselbe Arbeit für 1,80 RM machen. Dann ist fest¬
gestellt worden, daß Dampfhanerarbeiter, die 06Rpf pro
Stunde bekommen sollen, nur mit 38 Rpf abgespeist
werden. So sieht also die Geschichte aus. Wir sind
der Meinung, daß sich die Prouinzialverwaltung um
diese Sachen kümmern mnß. Es genügt nicht allein,
daß die Mittel für den Bau der Moselbrückevon ihr
bewilligt worden sind, sondern wir müssen verlangen,
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daß auch kontrolliert wird, daß die Arbeiter, die bei
diesem Brückenbau beschäftigt werden, auch zu ihrem
Recht kommen.

Kurz uud gut, die ganze« Sparmaßnahmen, die hier
angeführt worden sind, werden nicht dazu führen, das
Straßennetz der Rhcinprovinz in Ordnung zu halten.
Deshalb sagen wir: Wir sind diejenigen, welche die
Massen mobilisieren für deu Kampf um höhere Löhne,
für Freiheit und für Brot. (Zustimmung bei den
Kummuuisten.) Wir haben kein Interesse daran, die
alte reaktionäre kapitalistschcGesellschaftsordnung zu
uuterstützeu. Das überlassen wir den Sozialdemo-
kratcn und den Parteien, die sich seit 1914 für die
Sanierung des Kapitalismus eingesetzt haben. Wi'r
werden die Massen dahingehend aufklären, daß sie, so¬
lange das kapitalistischeSystem bestehenbleibt, immer
tiefer ins Elend hineinkommen und daß nur ein Aus¬
weg vorhanden ist: das ist der Kommunismus. Nur
durch deu Kampf zum Sturze des Kapitalismus wird
eine andere Wirtschaft Platz greifen, die es allen
Menschen ermöglicht, Arbeit, Brot und Freiheit zn
haben, aber auch allen Menschen,nicht wie es im Kapi¬
talismus ist, wo ein kleiner Teil der Menschen ans
Kosten der gesamten Arbeiterschaft schwelgt uud Praßt,
suuderu eiue Wirtschaft, wo nur derjenige, der arbeiten
will, sein Brot haben soll. (Abgeordneter Dr. Schüler:
Sehr richtig!) Deshalb sind auch die Lügen aufgetaucht,
die die Muckermänncr verbreitet haben. Da ist z. B,
ein Auch-Arbeitcr von Nußland zurückgekehrt;die Ar¬
beiter i» Sowjet-Rußland mußteu feststelle«, daß dieser
Kerl zu faul zum arbeiten war. (Sehr richtig! bei deu
Kommunisten.) Die Arbeiter haben sich zusammen¬
geschlossen nnd dafür gesorgt, daß dieser Mann nach
Deutschlandzurückkehren mußte. So liegt die Geschichte
iu Wirklichkeit. Also mit deu Muckermann-Lügen
können Sie hente die Welt nicht mehr besoffen machen;
denn die Wahrheit bricht sich Bahn nnd wird sich noch
weiter Bahn brechen, uud mancher von Euch der heute
hier sitzt, wird iu Zukunft erleben müssen, daß die
Kommuuistischc Partei im Recht ist, wenn sie voü
Anfang au erklärt hat, daß der Kapitalismus nicht in
der Lage ist, den MenschenArbeit und Brot zn geben,
sondern nur der Kommunismus. Deshalb sagen wir:
Kampf bis znm Siege! (Beifall bei deu Kommunisten.)

Stellvertretender VorsitzenderGberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Bühlcr.

Abgeordneter Bühl er: Meiuc Damen und
Herren! Auf dem Gebiete des Straßen- und Wege¬
baues hat ja die Provinz in früheren Jahren — das
muß anerkannt wcrdeu ^- Erhebliches geleistet uud
leisten köunen. Aber seit der Schrumpfung der Ge¬
samtwirtschaft, seit dem Niedergang in der kapitalisti¬
schen Wirtschaft sehen wir die Grscheiuungeu des Nie¬
dergangs auch im Straßen- und Wegebau der Provinz.
Es ist aber auch allgemein bekannt, daß gerade der
Straßen- und Wegebau sich Positiv gestaltet und Werte
schafft, die von längerer Dauer sind. Fachleute auf
diesem Gebiet haben wiederholt darauf hingewiesen,
baß die Gemeinden, die Kreise, die Länder und das
"eich alles daransetzen müssen, um auf diesem Gebiete
produktive Arbeit leisten zu können. Da sollte die
Provinz nicht zurückstehen.

Ich darf einen einzigen Fachmann einmal zitieren,
-"uf der 7. Hauptversammlung der Studiengesellschaft

für Automobilstraßenbau erklärte der Baurat Dr.-
Ing. Riebert folgendes:

„Daß der Straßenbau als produktiv auzuseheu ist,
darüber dürften Zweifel wohl nicht mehr bestehen;
produktiv nicht im Sinne einer höchstmöglichen Ver¬
zinsung des investierten Kapitals, sondern in dem
Siuue, daß eine zweckentsprechende Kapitalinvcstieruug
im Straßenbau den Wirkungsgrad der Wirtschaft ins¬
gesamt erhöht, daß also dadurch der Gesamtertrag der
Volkswirtschaft steigt. Auch die arbeitsmarktpolitische
Bedcutuug des Straßenbaues ist unumstritten. Wie
kein anderer Wirtschaftszweig bietet der Straßenbau,
da er iu besonders hohem Maße arbeitsintensiv ist,
Ncschäftigungsmöglichkeitengerade auch für ungelerute
Arbeiter. Entfallen doch rund zwei Drittel der für
den Straßenbau aufgewendeten Mittel auf Löhue und
Gehälter."

Wenn wir aus diesen Kreisen derartige fachmän¬
nische Urteile hören, so glauben wir, ein Recht zu
haben, von der Provinz zu verlangen, daß sie mehr
noch als bisher dem Straßen- und Wegebau die größte
Aufmerksamkeit zuwendet. Aber nicht, daß nun der
Prouinzial ausschuß kommt uud uns als Provinzial-
landtag zumutet, daß wir die Ermächtigung geben,
wie es sogar im Vorbericht heißt, die Substanz anzu-
greifeu. Dem dürfen und können wir als Provinzial¬
landtag uusere Zustimmung nicht geben.

Wörtlich heißt es im Vorbericht:
„Weitere Kürzungen werden allerdings zur Folge

haben, daß beispielsweise auf dem Gebiete des Straßeu-
und Hochbaues auch die zur Substauzerhaltuug unbe-
diugt erforderlichen Arbeiten dann unterbleiben
müssen."

Das wäre natürlich ein unerträglicher Zustand.
Wenn die Substanz aufgegeben wird, wenn die Ab-
drosseluug in dem Sinne vor sich gehen soll, meine
Damen uud Herren, nenne ich das nicht Abdrosselung,
sondern Erdrosselung der Gesamtwirtschaft, Erdrosse¬
lung des gesamten Straßen- und Wegebaues. Dem
köunen und dürfen wir unsere Zustimmung nicht
geben. (Sehr richtig! bei den Sozialdemotrateu.)

Allerdings hat, nachdem dieser Bericht erschienen
war, der Herr Oberpräsident in seiner vorgestrigen
Rede hier ausdrücklicherklärt, daß wir uns hüten soll¬
ten, die Sparsamkeit so weit zu treiben, daß sie die
Substanz angreift. Ich habe hier einen Bericht, der
die Rede des Herrn Oberpräsidenten in diesem Teil
wiedergibt. Er hat u. a. gesagt:

„Auch unter den heutigen beschränkten Verhält¬
nissen mit geriugereu Mittel» taun viel geleistet wer¬
den."

Er sagte aber im Anschluß daran:
„Es wäre der größte Fehler, wenn notwendige und

dringende Arbeiten, wie beispielsweise die Arbeiten
zur Unterhaltung der Straßen, bei dem Ueberfluß an
Arbeitskräften ungetan blieben."

Ich möchte hier dem Herrn Qberpräsidenten ein
altes Wort zurufen: Mit Deiner Auffassung bleibe
hart! (Hört! hört! bei den Kommunisten.)

Meine Damen und Herren! Würden wir dem Pro-
viuzialausschuß die Ermächtigung geben, selbst die
Substanz aufzugeben, dann könnten wir auch unser
gesamtes Bauamt nach Hause schicken. Dann könnten
wir den Herren des Bauamtes sagen: Bitte schön, es
ist nirgendwo etwas vorhanden; wenn die Substanz
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weg ist, dann seid anch Ihr dazu zu rechnen.Ich glaube
nicht, daß der Provinziallandtag sich dazu aufschwingen
wird.

Ist es denn nicht geradezu unerträglich, meine
Damen und Herren, daß eine „steinreiche" Stadt —
ich meine jetzt buchstäblich„steinreich" —, der Ort
Mähen, straßenbaupolitisch so verschandelt ist, daß
jeder Fremde, der dorthin kommt, staunen muß, daß
in dieser steinreichenStadt Schlaglöcher und verkehrs¬
unmögliche Strnßeu vorhanden sind und dabei Hun¬
derte arbeitslose Steinarbeiter dastehen, daß wir dort
viele Kubikmeter Material an der Straße liegen haben
und die Arbeitslosen ihre Betrachtungen darüber an¬
stellen, warum nicht gearbeitet wird!

Meine Damen und Herren! Wir müssen nach Mit¬
teln sinnen, um hier die arbeitslosen Arbeiter beschäf¬
tigen zu tonnen, weil es uns da auch möglich ist, un¬
gelernte Arbeiter zu beschäftigen, (Zuruf rechts: Ar¬
beitsdienstpflicht,) Wenn Sie, meine Herren, von der
Arbeitsdienstpflicht sprechen, so will ich darauf hin¬
weisen, daß an anderer Stelle der Tagesordnung
über diese Dinge einmal ernsthaft gesprochen werden
mnß. Aber glanben Sie nicht, daß weite Kreise der
Bevölkerung der freiwilligen Arbeitsdienstpflicht so
eine große Liebe entgegenbringen. Ich weise, ohne
jemanden anzugreifen, darauf hin, daß die Gewerk¬
schaften aller Richtungen diesen Dingen mit der größ¬
ten Skepsis gegenüberstehen, (Zuruf des Abgeordneten
Nohl: Aber iui übrigen sind sie einverstanden?) Im
Hl. Fachausschuß,wo ein Vorstoß für den freiwilligen
Arbeitsdienst in einer Resolution unternommen war,
ist diese Resolution nach Schluß der Aussprache zurück¬
gezogen worden, (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Auf
dem Papier!) Neberzeugend werden wir Ihnen bei
einem anderen Tagesordnungspunkte nachweisen,daß
der Aufbau, die Art der Organisation und die Inan¬
spruchnahme der verschiedenen Organisationen beim
freiwilligen Arbeitsdienst alles andere ist als erhebend.
Da werden noch andere Wege und Mittel gesucht wer¬
den müssen, um die Arbeit anzukurbeln. Das wird
Ihnen und der kapitalistischenGesellschaftüberhaupt
nicht mehr möglich sein, meine Dnmeu und Herren,
sondern das wird erst dann möglich, wenn eine Plan¬
wirtschaft aufgestellt und durchgeführt wird. (Zuruf
des Abgeordneten Nohl: Suwjetwirtschaft!) Dann wird
auch die Arbeitslosigkeit wenigstens gemildert, wenn
nicht gänzlich beseitigt werden. — Meine Herren Kom¬
munisten, es wird dazu kommen,daß auch Sie in sach¬
licher Beratung mit uns gemeinschaftlich zu Tische
sitzen müssen. Große Agitatiousreden werden niemals
Brot und Arbeit bringen, sondern nur eine sachgemäße
Beurteilung der Dinge. Darum herangegangen an
die großen Aufgaben, die unser harren. Sie sind wahr¬
lich mehr wert als große Redensarten, Dazu müssen
die Männer und Frnucu aufstehen, die das nötige
Denk- und Tatvcrmögen in sich haben. Dann erst
wird es möglich sein, auf diesem Gebiete Wandel zu
schaffen. (Zuruf des Abgeordneten Nohl: In einem
Sowjet-Deutschland!)

Stellvertretender Vorsitzender Gberlc: Die Aus¬
sprache ist geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung
über die Anträge des Fachausschusses, die zu Punkt 16
bis 21 der Tagesordnung vorliegen. Ich bitte die¬
jenigen, die nach dem Vorschlage des Fachausschusses
beschließen »vollen, sich zu erheben. — Das ist die Mehr¬

heit. Damit sind diese Punkte der Tagesordnung er¬
ledigt.

Wir kommen jetzt im Zusammenhang zu den
Punkten 22 bis 25.

Berichterstatter zu all diesen Punkten ist Herr Ab¬
geordneter Dr, Rombach. Gr wird so freundlich fein,
die Berichterstattung hintereinander zu erledigen,

Abgeordneter Dr. Rombach: Meine Damen und
Herren! Der VI. Fachausschuß hat wegen der finan¬
ziellen Lage der Provinz mit ganz besonderem Ernst
geprüft, ob und in welchem Umfange die an sich schon
stark gekürzten Mittel für die Kultnrpflege noch zur
Verfügung gestellt werden können. Gr hat diese Prü¬
fung besonders ernst auch deshalb vorgenommen, weil
ein Kollege des ChristlichenVoltsdienstcs in den letzten
Tagen gerade die Ansätze für Besoldungen und Dienst¬
reisen der hier tätigen Beamten glaubte beanstanden
zu müssen. Demgegenüber hat der Ausschuß in ein¬
gehender Beratung festgestellt, daß eine Ueberbesetzung
mit Personal bei den Dezernaten der Kulturpflege
nicht vorliegt. Im Gegenteil haben wir geglaubt, an¬
nehmen zu sollen, daß man durch den Abbau von vier
Kräften bereits über das Maß des Möglichen erheblich
hinausgegangen ist. Daß die angesetzten Reisekosten
bei der Natur der Denkmalpflege und bei dem Auf-
gabcnkreis der hier tätigen Beamten auch nicht zu
hoch zu bemessen sind, darüber war man sich im Ausschuß
vollständig klar. Meine Damen und Herren! Die
Herren, die dort arbeiten, betreiben eben ein Gewerbe
im Umherziehen, und es wäre total verfehlt, wenn
die Herrschaften rein bürumäßig von hier aus ihre
Aufgaben wahrnähmen.

Der vom Provinzialausschuß vorgeschlagenenVer¬
teilung der Gtatsmittel bittet der Ausschuß zuzustim¬
men. Hiernach soll nicht der ganze für die Denkmal¬
pflege vorgesehene Betrag von 70 000 RM verteilt
werden. Vielmehr sollen 19 000 RM dem Provinzial¬
ausschußzur Verfügung gestellt werden, um damit aus
dem Gremium des Provinzialausschusses heraus noch
einzelne besondere Aufgaben zu bedenken. Der Fach¬
ausschuß hat aber beschlossen, den Provinzialausschuß
zu bitten, aus dem ihm überwieseueu Betrage weitere
10 000 RM für die InstandsetzuugKarbeiten am Kölner
Dom und weitere 0000 Mark für gleiche Arbeiten am
Aachener Dom bereitzustellen. Maßgebend für diese
Bitte des Fachausschusses war einerseits die außer¬
ordentlich große Dringlichkeit der an diesen bedeut¬
samen Baudenkmälern vorzunehmenden Arbeiten, wei¬
terhin aber auch die schwierigeFinanzlage der beiden
Dombanvereine. Bisher haben diese beiden Vereine
in der Hauptsache die Instandsetzungsnrbeiten bestrit¬
ten. Sie haben sogar in den letzten Jahren nicht uner¬
hebliche Schuldeu aufgenommen, um dieser Aufgabe
gerecht werden zu können. Die wirtschaftliche Lage
hat, wie ohne weiteres verständlich ist, die Mitglieder-
znhl auch hier gemindert, und deshalb sehen sich die
Vereine außerstande, mit den ctatsmaßig zur Ver¬
fügung gestellten Mitteln ihre Aufgabe zu erfüllen.
Man wird auf die Dombaulotterie verweisen. Meine
Damen und Herreu! Aber auch hier bitte ich doch zu
beachten, daß die unter dem Namen Kölner Dombau¬
lotterie im allgemeinen bekannte Losgemeinschaftnicht
allein dem Kölner Dom, sondern auch dem Aachener
Dom, dem Xantener Dom und anderen kirchlichen
Gebäuden zugute kommt.
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Im FachausschußVI sind in eingehender Beratung
außerordentlich viele Anregungen zur Förderung der
Knlturpflcge gegeben worden, deren Durchführung
als notwendig anerkannt wird, aber wegen der Finanz¬
lage zweifellos zur Zeit in diesem Umfange nicht mög¬
lich ist. Der Ausschuß ist aber der Auffassung, daß
vielleicht bei anderen Titeln des Provinzialetats sich
immerhin noch eine Möglichkeit bietet, für diese kul¬
turell so wichtigen Aufgaben, die sich in den znr Be¬
ratung stehenden Punkten auf den verschiedensten Ge¬
bieten der Kulturvflcge ergebe», Mittel zur Verfügung
zu stellen. Dabei hat er besonders der Hoffnung Aus¬
druck gegeben, daß die außerordentlich bedeutsamen
Ausgrabungen im Altbachtale bei Trier fortgesetztund
bald zum Abschluß gebracht werden können und daß
weiterhin das znr Zeit dem immer mehr fortschreiten¬
den Verfall preisgegebene, kulturhistorisch so außer¬
ordentlich wichtige Gebäude des früheren kurfürstlichen
Palastes in Trier endlich vom Reiche für die Einrich¬
tung eines Zentralmusenms der Stadt Trier zur Ver¬
fügung gestellt wird. (Bravo!)

Besondere Aufmerksamkeitbittet der Ausschuß auch
der Dcntmnlerstatistik zuzuwenden. Wenn es schon
wegen der Finanzlage nicht möglich ist, die Denkmäler
in einem Umfange zu "erhalten, wie es wünschenswert
wäre, so ist es um so dringender, diese Denkmäler
inventarmnßig, insbesondere bild- und buchmäßig zu
erfassen und die Vergangenheit wenigstens nnf diesem
Wege der Nachwelt zn erhalten.

Der Ausschuß schlägt also zu Nr. 22, 23 und 24 An¬
nahme der Anträge des Provinzialansschnsses vor.

Die KPD. hat unter Drucksache 42 den Autrag
gestellt:

„Der 79. Rheinische Pruviuziallaudtag wolle be¬
schließen:

Sämtliche im Etat vorgesehenen Mittel für die
Zwecke der Denkmalpflege werden gestrichen, soweit
diese Summe für die Grhaltuug von Kirchen, kirchen-
ähnlichcn Ginrichtuugcu oder mounrchistischenDenk¬
mälern verwendet werden sollen.

Zuschüsse werde» uur geleistet für prufauc Bauten
solcher Besitzer, deren jährliches Einkommen 4NM RM
nicht übersteigt."

Meine Damen und Herren! Die kulturgeschichtliche
Entwicklung unserer rheinischenHeimat bringt es mit
slch, daß die kirchlichen Baudenkmäler im Rheiulaude
überwiegen. Ans diesem Gesichtspunkteheraus bittet
der Ausschuß, den ersten Teil des Antrages der KPD.
abzulehnen.

Was oen zweiten Teil, die Zuschüsse für Profan-
bauteu, angeht, so ist es zweifellos,daß bei der heutige,,
Lage des Hausbesitzcs, insbesondere bei der Lage der
Besitzer von profanen Kulturdenkmälern, die in ihrer
Verwertbarkeit in stark hinter diejenige anderer Hänser
zurücktreten, eine Aufbringung besonderer Mittel in
nennenswertem Umfange nicht möglich ist. Der Aus¬
schuß geht davon aus, daß in jedem einzelnen Falle die
vorliegenden Anträge von der Provinzialverwaltnng
hinsichtlichder Bedürftigkeit ihrer Besitzer genau ge¬
prüft werden. Es ist daher gewiß, daß hier schon die
Provinzialverwaltnng aus eigenem Antriebe »ach dem
Rechten sehen wird. Der Ausschuß bittet auch diesen
Zweiten Antrag der KPD. abzulehnen.

Bei Punkt 25 sind die Zuwendungen für die Theater
herabgesetzt worden. Meine Domen und Herren! Der
Ausschußhat das außerordeutlich bedauert. Iu klarer
Grkeuutuis der Wertvolleu Kulturarbeit, welche die
Waudcrbühucu gerade iu deu kleiueu Städteu uud Ge¬
meinde» in, letzten Jahrzehnt geleistet haben (Abg. Dr.
Schüler: Richtig!), bittet der Fachausschuß dringend,
zn prüfen, ob nicht eventuell aus Mitteln, die znr Ver¬
fügung des Provinzialansschnsses oder des Landes¬
hauptmanns stehen, hier die bisherigen Gtatsansätze
wiederhergestelltwerden können. Im übrigen schlägt er
auch hier die Annahme der Vorlage des Provinzial-
ausschusses vor.

Die KPD. hat unter Nr. 43 der Drucksachen be¬
antragt, unter Ablehnung der in Kapitel 69, Titel 3,
vorgesehenen«,00 RM für bürgerliche Theater, Ueber-
weisnng dieses Betrages an den Bnnd für ncne Volks¬
kunst, Sitz Düsseldorf. Weiter unter Nr. 44:

„Der vom Provinziallandtag 1928 gefaßte Beschluß,
wonach unter „Kulturpflegc" uur Orgauisatiouen
unterstützt werden dürfen, die von Reich «nd Staat an¬
erkannt sind, wird aufgehoben, um auch solche Giurich-
tungcn fördern zu könueu, die sich, wie die Marxistische
Arbeitcrschule, die Erziehung breiter Volkskreise im
marxistischenSinne als Aufgabe stelleu."

Der Ausschuß bittet, aus grundsätzlichenErwägun¬
gen diesem Antrage der KPD. Ihre Zustimmung zu
versagen.

Darüber hinaus hat der Ausschuß selbst eiueu Au-'
trag und eiueu Wunsch vorgebracht. Er ist der Auf¬
fassung, daß es an der notwendige» Verbi»du»g
zwische»ihm und der schon seit langem bestehenden
Ständige» Kommissio»für Denkmalpflege fehlt. Dies
mag seinen Gruud darin haben, daß der VI. Fachaus¬
schuß erst vor kurzer Zeit gebildet wordeu ist und daß
die Kommissio»für Denkmalpflegescho» länger besteht.
Um hier ei» Gegen- nnd Nebeneinandernrbeiten, das
znr Zersplitterung führen würde, zu vermeiden, bittet
der Fachansschuß, den Provinzialansschnß zu ermäch¬
tigen, die Kommissionfiir Denkmalpflegedurch 4 Mit¬
glieder des VI. Fachausschusses,von denen zwei das
Zentrum, eins die Arbeitsgemeinschaft nnd eins die
SPD. zu stellen hat, zn ergänze».

Weiterhin wird gebeten — das ist die Bitte, die ich
noch der Provinzialverwaltnng vorzutragen habe -^,
daß demnächst der VI. Fachausschuß schou vor der Be¬
ratung des Etats gehört wird. Gestern sind in diesem
Ausschuß,wie ich eben schon andeutete, außerordentlich
Viele und umfangreiche Anregungeu, deren Durch¬
führung ohne erhebliche Mittel möglichgewesen wäre,
gegeben worden, insbesondere in der Richtung, wie in
der Rheinprovinz durch Beteiligung der Lehrerschaft
uud der Arbcitcrkreise uud unter Hernnziehuug und
Schulung vou Erwerbslosen — im Wege der frei¬
willigen Arbeitsleistung — mit wenigem Geld viel ge¬
leistet werden könnte. Wir glauben, daß sich diese
Pläne und Vorschlägevielleicht schou in die Wirklichkeit
hätte» umsetze» lasse», wenn der Ausschußvor der Fest¬
setzung des Etats gehört worden wäre. Ich darf des¬
halb dem Herr» Landeshauptmann die Bitte des Aus¬
schusses hier unterbreite», ihn i» Zukunft vor der
Gtatsberatiiug zu hören.
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Daran anschließenmuß ich aber im besonderen Auf¬
trage des Ausschusses ein Wort herzlichenDantes nicht
nur au alle die Beamten richten, die in den provin¬
ziellen Dezernaten der Kulturpflege tätig sind und die,
wie schon die Fach-Zeitschriften ergeben, eine außer¬
ordentliche Arbeit in den letzten Jahren entwickelt
haben, sondern darüber hinaus besonders auch an alle
diejenigen, die sich auf den verschiedensten Gebieten der
Kulturpflcge im ganzen Rheinland ehrenamtlich in den
Dienst der Sache gestellt haben. Wir sind uns darüber
einig: Wenn diese ehrenamtlichen Kräfte uus für die
Zukunft ihre Mithilfe versagten, würde damit der
Kulturpflege im Rheinlande der denkbar größte Scha¬
den zugefügt. Wir bitten deshalb anch mit unserem
Danke zugleich die ehrenamtlichen Mitarbeiter, uns
ihre Unterstützung auch in Zukuuft nicht versagen zu
wollen. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle : Zur Aus¬
sprachehat das Wort Herr Abgeordneter Riegel.

Abgeordneter Riegel: Es ist verständlich, daß
man bei der Provinzialverwaltung sich veranlaßt sieht,
einen Hnngcrhaushaltsplan vorzulegen, verständlichin
einer Situation, wo die Mittel in Reich, Staat und
Kommunen nicht mehr ausreichen, um das Not¬
dürftigste zu beschaffe,,.Es ist verständlich,daß da ein
Punkt wie die Kulturpflege, umfassendeine Reihe wich¬
tiger Aufgaben, besonders hart angefaßt wird, weil die
Vertreter der gegenwärtigen Gesellschaftsordnung es
natürlich als ihre Pflicht betrachten, nach außen hin
wenigstens den Anschein zu erwecken, als wcun sie be¬
reit wären, vor diese Aufgabe,, noch dringlichere, d. h.
eben die Fragen, die wir bisher schon behandelt haben,
treten zu lassen.

Wir stellen aber fest, daß in diesem Hungerhaus-
haltsplan die Ausgabe,, für die Kultnrzweckeum rund
50 Prozent gekürzt werden sollen. Die Vertreter der
gegenwärtigen Gesellschaftsordnung bekunden damit,
daß sie für diese Zwecke, für diese ihre Kultur, heute
in dieser Zeit der ungehenerlichenWirtschaftskrise auch
nicht mehr die Beträge aufzuwenden vermögen, die sie
eigentlich Anlaß hätten, dafür aufzuwenden. Wir Kom¬
munisten stehen ja diesen Fragen ganz anders gegen¬
über; wir verzichten darauf, die Mittelchen in Angriff
zu nehmen, die auch bei diesem Puukte des Etats von
anderen Parteien angewandt worden sind.

Wenn z. V. die sozialdemokratischeFrnktiou am
Dienstag i» der ersten Sitzung den Antrag stellte, im
Hanshaltsplan die gekürzte Summe für Kinderspcisnng
von 130 000 RM wieder auf 150 000 RM zu erhöhen
nnd die dazu erforderlichen 20 000 RM aus dem Fonds
zu entnehme,,, der dem Provinzialausschuß für Kultur¬
zwecke zur Verfügung steht, so ist dies natürlich
wiederum eines der beliebten demagogischen Mittelchen,
mit denen die Sozialdemokrntie glaubt, ihr warmes
Herz für die hungernden Kinder zeigen zu können.
(Sehr richtig! bei den Kommunisten.Zurnf eines sozial-
demokratischenAbgeordneten: Sie merken aber auch
alles!)

Wenn auch die Partei des ChristlichenVolksdienstes
Antrage stellte und sie auch zu vertreten suchte, daß
hier und dort noch Kürznngen in dem Kulturctat mög¬
lich wären, um die ersparten Beträge dann für Zwecke
der Wohlfahrt zu verwenden, so ist das wiederum

keuuzcichnend,weil damit ja wirklich nur von einem
Teil etwas genommen werden soll, um es anderen
Teilen zuzuwenden, wahrend alle Teile als Ganzes
nnd zusammengenommendoch nur darauf hinauslaufen,
die Mittel, die verwandt werden, im Interesse des
gegenwärtigen Systems zu verwenden.

Gs wird auch damit nichts geändert, wenn von dem
Vertreter der Provinzialverwaltung gesagt wird, daß
all die in diesen Kapiteln festgelegten Summen zum
größte,, Teil Arbeitern, Angestelltenund Künstlern zu¬
gute komme». Wir sind als Kommunisten der Auf¬
fassung — nnd deshalb unsere Ablehnung auch dieser
hier im Etat für Denkmal- und Kulturpflege festgeleg¬
ten Summe —, daß, wenn diese Mittel aufgewandt
werden sollen, sie für andere, wichtigere Zwecke auf¬
gebracht und verwandt werden müssen. Wir stehen auf
dem Standpunkt, wie wir dies auch in der Kommission
bei der Vertretung unserer Anträge erklärt haben, daß
der Mensch im Mittelpunkte aller Beratungen und
aller Verhandlungen stehen muß. Solange wir alle
sehen und feststellen,solange alle Abgeordneten, auch
diejenigen, die nicht Kommunisten sind, uns zugestehen
müssen, daß in dieser gegenwärtigen Gesellschaftsord¬
nung H'indcrttausende, ja Millionen Menschen buch¬
stäblich hungern, daß eine Verzweiflungsstimmung bei
Tausenden und aber Tausendenvorhanden ist, die sie zum
Selbstmord als dem einzigen Ausweg aus diesem Elend
greifen laßt, kann es nicht angebracht sein, Hundert-
tnusende von Mark in dieser Provinz für tote Gegen¬
stände aufzuwenden. In dieser Situation muß das Ent¬
scheidende sein, alles, was zu beschaffe,, möglich ist, im
Interesse der hungernden, darbenden Menschheit zu
verwenden.

Ich habe schon im vergangenen Jahr erklärt, daß
die Vertreter der kapitalistischenKreise, die so warm
eintreten für die Erhaltung ihrer Kultur, die Pflege
ihrer Denkmäler, der alten wilhelminischenDenkmäler
usw., die Erhaltung der Kirchen als Vertreter der christ¬
lichen Lehre doch aus ihren eigenen Mitteln die dazu
erforderlichen Summen aufbringen müßten, nn, das,
was sie in der Theorie vertreten, nnch dnrch die Praxis
zu beweisen. Sie sollten also die erforderlichen Snnunen
zur Denkmalpflege, zur Erhaltung der Kirche,,, der
wilhelminischen Denkmäler usw. aus ihren eigenen
Mitteln nehmen, weil sie dann das, was sie theoretisch
vertreten, auch praktisch durchführen. Gs kann aber
nicht angehen, daß auf diese Art nnd Weise von den
kärglichenSummen, die der Provinz in diese», Hnnger-
ctllt zur Verfüguug stehen, noch rund 000 000 RM für
diese Zwecke aufgebracht werden.

Wenn wir als Kommnnisten diese Forderung ge¬
stellt haben, so geschah es von den, Gesichtspunkt ans,
daß natürlich hier in diesem Provinziallandtag, ebenso
Wie in dem Ausschuß, der sich mit dieser Frage
näher beschäftigte, heute keine Mehrheit vorhanden sein
wird, die diesen Forderungen ihre Zustimmnng gibt.
Wir sind ja überzeugt davon, daß die Vertreter der
kapitalistischenGesellschaftsordnung,zu denen die Ver¬
treter der Parteien von der Sozialdemokratie bis zu
den Nazis gehören, keine Veranlassung haben, ihre
Gegner zn stärken nnd Summen aufzubriugen, die zur
Vertiefung der marxistischen Lehre verwandt werden
sollen. Sie haben vielmehr allen Anlaß, die Summen,
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die ihnen noch geboten werden können, zu verwenden,
um das von ihnen vertretene System zu stützen und zu
stärken.

Der Antrag der Sozialdcmokratie, aus dem Fonds
noch 20 000 RM zn entnehmen, steht in enger Verbin¬
dung mit den Ausführungen, die ihr Vertreter, Herr
Abgeordneter Kurttz, zu einem anderen Punkte der
Tagesurdnuug gemacht hat. (Glucke des Vorsitzenden.)
Wenn dieser Abgeordnete sich hier entrüstete und er¬
klärte, daß wir Kommunisten in den Kommissionen
Wohl zuhören, aber nicht praktisch und positiv mit¬
arbeiten und das dort Gehörte nur dazu verwenden,
um hier im Plenum diese Fragen aufzurollen ....
(Glocke des Vorsitzenden.)

Stellvertretender Vorsitzender Gberle: Herr
Abgeordneter, Ihre Redezeit ist abgelanfen. Ich bitte,
zum Schluß zu kommen.

Abgeordneter Riegel (fortfahrend): so ist dies
bezeichnend für die ganze Einstellung. Herr Abgeord¬
neter Kurth sagte hier, daß er es begrüßen würde,
wenn Maßnahmen getroffen werden könnten oder
sollten, um derartiges für die Zukunft unmöglich zu
machen. Wir sind es ja gewohnt, daß die Sozialdemo¬
kratie richtung- uud zielgebeudiu allen Angelegenheiten
ist, die sich gegen die Arbeiterklasse,gegen den revolutio¬
nären Teil der Arbeiterklasse richten. (Zuruf des Au-
geurdueteu Kurth: Wir haben praktisch gearbeitet!) Sie
haben mitgearbeitet an der Verschlechterung der Ge¬
schäftsordnung. Sie werden es auch weiter tun. Sie
sind heute bereits die Steigbügelhalter der Nazis und
werden diese bei Ihrer Tätigkeit brauchen können.
(Aachen bei den Sozialdemutraten.)

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Hohmann.

Abgeordneter Hohmann : Meine Damen und
Herren! Bei diesem Kapitel Kulturpflege siud fehr
reichliche Kürzungen erfolgt, insbesondere bei dem
Kapitel 62: Naturschutz, wo wir eine Kürzung um
rund 50 Prozent und bei den Kapiteln: Wissenschaft
und Volksbildung, wo wir eine Kürzung von rund
^3 Prozent haben. Soweit ich aus dem Etat ersehen
habe, ist bei diesen Kapiteln der Kulturpflege die Kür¬
zung am llllcrstärkften. Wir entnahmen den Aus¬
führungen des Herrn Busleh im Fachausschuß, daß
heute die Zerstörungen durch die Wirtschaftskrise auch
auf dem Gebiete der Grhaltuug von Kulturdenkmälern
"iel gewaltiger und größer sind, als wir sie nns jemals
vorstellen konnten.

Meine Damen uud Herren! Wenn wir heute sageu:
Wir wollen Kulturdenkmäler als solche nicht der Zer¬
störung anheimfallen lassen, so sagen wir das aus dem
Grunde, um zu dokumentieren: Wer die Geschichte
kennt, wer die Zusammenhänge in der historischeu Ent¬
wicklung kcuut, wird auch bewahrt vor Phantasien und
bor Uebertreibungen, die zu Meiuuugeu führen, wie
Wir sie heute leider zum großen Teil im politischen
5-eben zu verzeichnenhaben. Darum sagen wir: Kennt-
Uls der Historie, nicht um der Historie willen, sundern
Kenntnis der Historie, um daran auch die Zusammen¬
hange in der Entwicklung eingehend studieren zu
tonnen.

Zum anderen aber muß ich Ihnen schon sagen,
°ab in die gegenwärtige wirtschaftlicheNot den Er¬

werbslosen und ganz besonders den Jugendlichen immer
mehr vor die Frage gerückt hat: Was verstehe ich in
diesem Augenblickdes Hungerus uoch von der Ver¬
gangenheit? Liegt mir das Vergangene noch so nahe
uud habe ich uoch Beziehungen zu der Vergangenheit,
wenn die Gegenwart mir nicht das gibt, um die Ver¬
gangenheit begreifen zu können? Meine Damen und
Herreu! Darum werden Sie in diesem Augenblick auch
»licht daran vorbeikommen,das Wirtschaftlicheals das
Primäre für Kulturarbeit auch hier zu betrachten. Das
bedeutet uatürlich durchaus nicht, daß man sich zn dem
anderen Extrem bekennt, nun überhaupt das, was noch
an Kultur vorhauden ist, vollkommenzu leugnen und
das nnn auch vollkommen untergehen zu lassen, sondern
es fordert auch in dem gegenwärtige» Augeublickder
Krise uns heraus, doch auch nach bestem Können
wenigsteusdas Wesentliche ans der Vergangenheit noch
zu erhalten.

Wenn wir nun bei dem Bildungswescn diese außer¬
ordentlich starke Kürzung haben, so möchte ich hier den
Wunsch oder die Bitte aussprechen,daß die Mittel, die
wir heute hier uoch stehen haben, auch ciue durchaus
gerechte, ganz korrett gerechte Verteilung finden mögen.

Gs gehören zu diesem Kapitel Vollsbildungswese»
ja auch heute uoch die Volkshochschulen. Es gehört
zum Teil, glaube ich, auch noch mit hinein die Pflege
der Theaterlnltur. Wenn wir heute auch von Volts¬
hochschulen tanm noch oder nur noch sehr wenig reden
tonnen, so möchte ich aber doch sagen, daß die Mittel,
die heute uoch für Volkshuchschulcu im Etat steheu, vun
diesem Verband nicht so angewandt werden, wie wir es
eigentlich im Interesse der allgemeinen Volksbildung
wünschen. Es ist vielleicht richtiger, diese Mittel all¬
gemein der Theatcrtnltur zugute lummeu zu lassen. Ich
weiß, daß ja gerade anch für die Wanderbühne, für das
Theater die Mittel außerordentlich stark beschrankt sind.
Ich verbinde damit den Wnnsch, daß bei der Theater-
knltnr anch das moderne Zeitstück heute seiue gerechte
Berücksichtigungerfährt, eine Berücksichtigung,die sich
darin ausdrückt, daß auch hier Vergangenes, Gegen¬
wärtiges und Zukünftiges eine gerechte Kombination
erfährt.

Ich möchte hier den Vertretern der Linken kurz er¬
widern. Wenn Sie hier gesagt haben, daß sie voll¬
kommen gegen jede Grhaltuug alter Kultur sind (Wider¬
spruch bei den Kommunisten), so möchte ich Ihnen,
meine Freunde von der Linken, doch sagen: Ich
wünschte, daß Sie auch nach dieser Richtuug hin den
Blick nach Nußland richten. (Zuruf des Abgeordnete»
Nohl: Das tun wir!) In Rußland werden die kultur¬
historischen Denkmäler heute erhalten, und es wird alles
daran gewandt. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Selbst in den schwerenJahren 1922 und 23 hat man
alles getan, um zu inventarisieren, um auch in dieser
schwierigen Zeit alte, vergangene Kultur aufrecht zu
erhalten. (Zuruf ciues kommunistischen Abgeordneten:
Sie stehen ja im Gegensatz zu Ihrer Presse!) Wir
wollen ganz sachlich nnd ruhig darüber redcu. Von der
Stadt Duisburg aus ist auch der Musikdirektor
Iochum i» Rußland gewesenund hat dort in Moskau
und Leningrad dirigiert. Gr hat uns erklärt, daß er
dort in der Hauptsache nur Werke von Mozart,
Schubert, Wagner, Beethoven und dergleichendirigiert
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hat. Und als er fragte: Aber Ihre kommnnistischen
Freunde in Deutschland verlangen doch, daß lediglich
das Zeitstück,daß lediglich die moderne Musik berück¬
sichtigt wird (Zuruf des Abgeordneten Nohl: Das ist ja
gar nicht wahr!), da haben ihm die dortigen Bolsche-
wisten erklärt: Das sind Kinderkrankheiten, die haben
wir auch einmal durchmachen müssen. (Zurufe der
Kummuuisteu.) Meine werten Damen und Hcrreu!
Ich kanu Ihnen nur wiedergeben,was da klar nnd be¬
stimmt von Leutcu ausgesprochru worden ist, die die
russische» Verhältnisse nach dieser Richtuug hin kenucu.
(Zurnf des Abgeordneten Nohl: Haben Sie keine
Ratten dn gefunden?) Ich kann nicht verstehen, was
Sie ebcu sageu; soust würde ich Ihnen darauf ant¬
worten.

Meine Damen nnd Herren! Wir wünschensicherlich
nicht, daß viel und uuendlich viel für Totes und Ver¬
gangenes aufgewandt wird. Wir wünschen aber, daß
das, was wir haben nnd was der Gegenwart nützlich
nnd dienlich sein mag, erhalten wird auch iu eiucr
Zeit, die eiue sehr, sehr kritische Zeit ist.

Stellvertretender VorsitzenderEbcrle: Die Aus¬
sprache ist geschlossen.Wir kommen zur Abstimmung,
und zwar über die Vorschläge des Fachausschusseszu
Punkt 22 bis 25 der Tagesordnung. Ich bitte diejenige»,
die entsprechenddem Vorschlagedes Fachausschusses be¬
schließen wollen, sich zn erheben, — Das ist die Mehr¬
heit.

Wir kommen nun zu den Punkte» 2N bis 32
der Tagesordmmg.

Wir hören erst die Herren Berichterstatter der
Reihe nach, zunächstzu Punkt 26 Herrn Dr. Gilles.

Abgeordneter Dr. Gilles: Meine sehr verehrten
Damen nnd Herren! Der II. Fachausschuß hat mit
großem Bedauern von den starken Abstrichen, die im
landwirtschaftlichen Haushalt der Provinz gegenüber
dem Vorjahre gemacht worden sind, Kenntnis ge¬
nommen. Er hat sich aber der zwingenden Notwendig¬
keit, angesichtsder ernsten Finanzlage weitgehendeEin¬
sparungen vorzuurhmen, uicht verschließe»lö»»c». Der
I!. Fachausschußhat jedoch der Hoffmmg Ausdruck ge-
gebc», daß möglichstbei de» einzelne» Positionen im
Laufe des Jahres uicht noch weitere Abstriche vorge¬
nommen werden, sondern daß, falls sich im Lanfe des
Jahres an einzelnen Stellen des landwirtschaftlichen
Etats zwangsläufig Ei»spnr»ngen ergeben sollten, ins¬
besondere auch bei dem Anleihedienstdes landwirtschaft¬
lichen Hnnshalts infolge weiterer Zinssentnug, diese
Einsparungen den Zwecken des landwirtschaftlichen
Haushaltes auch zugute kommen.

Besonders bedauert wurden die starken Abstriche
beim Wcstfonds, zumal dieser Fouds durch die Not¬
wendigkeit, die im Gange befindlichen Umlcgungen
weiterzuführen, scho» sehr stark vorbelastet ist und da¬
durch die Gefahr besteht, daß für Meliorationen, ins¬
besondere aber auch für Wasserleitungen, ausreichende
Mittel uicht mehr zur Verfügung stehen. Der Fach¬
ansschuß bittet daher die Provinzialverwalwng, neben
der Förderung der Umlegnngen uud Meliorationen
nicht die Unterstützung des Wasserleituugsbaucs,
unnientlich in den Höhengebieten der Provinz, zu ver¬
nachlässigen.

Auch die Kürzung der verschiedenenTierzuchtbei¬
hilfen an die ünndwirtschaftstnmmer trifft die Laud-
wirtschaft ucnncntlich in diesem Jahre besonders hart,
znmal die Gefahr besteht, daß auch die Krcisverwaltun-
gen jedenfalls nicht mehr in dem bisherigen Umfange
in der Lage sein werdcu, ihrerseits eutsprechcudeZu¬
schüsse für Ticrzuchtzweckc bereitzustellen.

Der Fachausschußhat feruer eiugeheuddie Behebung
der lniidwirtschllftlichenNotlage in der RheinProUiuz
behandelt und hierzu auch mehrere Entschließungenge¬
faßt. Vor allem wurde die Einbeziehung des frei¬
willigen Arbeitsdienstes in die Maßnahmen zur Förde¬
rung der Landwirtschaft eingehend erörtert. Bekannt¬
lich hat ja der Herr Oberpräsideut in dankenswerter
Weise diesem Problem in den letzten Monate» seine
besondere Aufmerksamkeit gewidmet uud bereits den
Berliner Zentralstellen in mehreren DenkschriftenVor¬
schläge unterbreitet. Der Fachansschußselbst hat seine
Auffassung iu eiuer Eutschlicßuug niedergelegt, die
Ihueu im Druck vorliegt und die er dem Provinzial-
landtag zur Auuahme empfiehlt.

Ini übrigeu sind im Fachausschuß die einzelnen
Positionen des landwirtschaftlichen Haushalts durch¬
gesprochen worden. Der Fachausschußhat Abänderungs¬
vorschlägezn den Positionen nicht zu machen, sondern
empfiehlt den landwirtschaftlichen Haushalt der Pro-
viuz dem Proviuziallaudtag zur Auuahme.

Bezüglich der beiden Anträge der Fraktion christlicher
Vulksdicust uud Bauernpartei iu Drncksacheu 23 und
24 empfiehlt der Fachausschuß, entsprechenddem Vor¬
schlage des Pruvinzialausschusses, Ueberweisnng an
den Pruvinzialausschuß.

Stellvertretender VorsitzenderEber I c : Der nächste
Berichterstatter Herr Abgeordneter Schmitz-Loverich.

Abgeurdueter Schmitz-Loverich: Der 11. Fach¬
ausschuß schlägt Ihnen zum Antrage der KPD. unter
5a Ablehnung vor, zum Autrag 5b ebenfalls Ab¬
lehnung. Der II. Fachausschußhat festgestellt, daß die
Mittel, die hier bewilligt werdeu, sämtlich der Laud-
wirtschllftskammerüberwiesen werden und dort uach be-
soudereu Richtlinien zur Ausznhl»»g gelange». Des¬
halb schlägt er Ablehnung vor.

Stellvertretender Vorsitzender Gbcrle: Ich gebe
dem Herrn Berichterstatter das Wort auch zu den
Puutteu 27 und 28.

Abgeordneter Schmitz-Loverich: Zu den An¬
trägen Nr. 4«, Ziffer 2, und Nr. 32 schlägt der Fach¬
ausschuß ebenfalls Ablehnung vor.

Stellvertretender VorsitzenderGberle : Der nächste
Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Gcssinger.

Abgeordneter Gessingcr: Der II. Fachausschuß
schlägt zum Antrage 45, Ziffer C>,Ablehnung vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eber I c : Herr
Abgeordneter Bergweilcr als Berichterstatter zu
Punkt 2 7.

Abgeordneter Berg Weiler: Meine Damen nnd
Herren! Der II, Fachausschuß schlägt Ihnen ein¬
stimmig die unveränderte Annahme des Haushalts-
Plaus, betreffend landwirtschaftlicheSchule», vor, nnd
zwar:

ü) Proviuzial-Lehraustalte» für Wei»bnn, Obstbau
nnd Landwirtschaft i» Trier, Krcuziiach nnd Ahr-
weiler.
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l>) LandwirtschaftlicheHanshaltsschnlc in Olewig,
c>) Gemiisebanschnlein Trier,
<l) Institut für Klimaforschnng iu Trier.

Trotz der Notlage in Landwirtschaft nnd Weinban
hat der Besuch der Schulen erfreulicherweise noch zu¬
genommen.

Stellvertretender VorsitzenderEberle: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Körner als Berichterstatter zn
den Punkten 29 und 39.

Abgeordneter Körner: Iu Kapitel 35, Titel 5,
des Haushaltsplans, betreffend landwirtschaftlicheuud
giirtucrische Siedlung, schlägt der Fachausschuß >l un-
vcräudertc Auunhmc vor.

In Verbindung damit steht ein Antrag der Frak¬
tion Christlicher Volksdicnst nnd Bauernpartei, be¬
treffend Zurverfügungstellung ciues Betrages von
29 999 RM zur Förderung der Aulicgersiedlungcn im
Süden der Rhciuproviuz. Hier schlägt der Fachaus¬
schuß nach eingehender Beratung Ucberwcisung an den
Proviuzialausschuß vor.

Zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzialaus-
schnsses, betreffend die Förderung der ländlichen An-
siedlung, wird ebenfalls unveränderte Annahme
empfohlen.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Puukt 31 der Berichterstatter Herr Abgeordneter
Gugels.

Abgeordneter Engels: Der II. Fachausschuß
schlägt uuvcräudertc Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Zu
Pnutt 32 der Berichterstatter Herr Abgeordneter
Dötsch.

Abgeordneter Dötsch: Der Fachausschuß schlägt
unveränderte Annahme vor.

Stellvertretender Vorsitzender Eberle: Die Be¬
richterstattung ist erledigt. Wir kommen zur Aus¬
sprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter Nohl.

Abgeordneter Nohl: Die kommunistische Fraktion
hat eine Anzahl Anträge zu dem laudwirtschaftlicheu
Etat gestellt, und, wie die Berichterstatter ja gemeldet
haben, wird überall Ablehnung vorgeschlagen. Wir
Wundern uns darüber uicht, denn bereits in den Aus-
schußberatnugen wnrdc uns gesagt: Die Anträge der
Kummnnistcn sind durch die Bank ungesetzlich.Nuu,
was könnte schon Gesetzliches von den Kommnnisten
kommen, die mit ihren Anträgen ja doch nur den
Zweck verfolgen, diese unerhörte Ausbeutung und Aus-
Plünderuug der Werktätige» Nauernschichten und
Winzer auf dem Lande auf diese Weise anzuprangern!
Wir stehen nicht an, z» erklären, daß die kommunistische
Fraktion nicht daran denkt, etwa im Parlament die
Iutercssen der Werktätigen so „wahrzunehmen", wie es
die Herrschaften dort vom Zentrum vorgeben.

Wir sagen den Arbeitern uud Bauern auf dem
Lande und im Dorfe in jeder Vcrsammlnng: Nicht der
Stimmzettel entscheidet über euer Los! Nicht das Par¬
lament, nicht die Reden der Abgeordneten, die ihr dort¬
hin schickt, entscheidenüber eine Besserung eurer Lage,
sondern nur der außerparlameutarischc Kampf. (Sehr
ll»t! bei den Kommunisten.) Ans diesem Grunde haben
wir von vornherein in den Ausschüssen darauf ver¬
achtet, lange Reden zu halten. Die Herren von der

SPD. verstehen es glänzend, sich in den Ausschüssen
aufzuplustern wie die Frösche, sich dorthin zu stellen
und zu sagen: „Wir machen praktische Arbeit." (Heiter¬
keit.) Diese Frösche quaken sehr gut; aber wenn es dar¬
auf aukommt, etwas für die Arbeiter zutun, sind sie
nicht zu habe». (Zuruf des Abgeordneten Kurth: Was
tnt Ihr denn?) Dann lehnen sie die Anträge der Kom-
munisteu als „ungesetzlich"ab mit der Begründung:
„Ihr habt keine Decknngsvurschlägegemacht!"

Wenn wir ihnen aber sagen: Bitte, die Provinzial-
verwaltnng hat kein Geld zur Verfügung, aber wie steht
es mit einer Millionärfteuer in Deutschland, dann
schütteln sie ihr graues Haupt und sagen: Das geht
nicht, das ist ja gegen die bestehendenGesetze, Damit
dokumentieren sie, daß sie für die Erhaltung der heu¬
tigen Gesellschaftsordnung nnd für die weitere Aus¬
plünderung der werttätigen Schichten sind. Sie sind
geschickte Demagogen, Wenn die Wahlen tommen, ver¬
stehen sie es, den Arbeitern vorzuschwindeln, daß sie-
sogar „Arbcitcrvertreter" sind.

Wir gehen a» die Gtatsberatnng nur unter dem Ge¬
sichtspunktheran, diese demagogische Politik der bürger¬
lichen Parteien von den Nazis bis zur SPD. anzu¬
prangern. „Gesetzlich" ist heute allerdings nur uoch die
Notverordnung, die den Werktätigen das letzte Hemd
stiehlt. „Gesetzlich"ist hente nur noch der Luhnraub
nnd der Abbau der Unterstützungen. „Gesetzlich"ist
alles das, was Hnngcr nnd Not vermehrt,

„Ungesetzlich"sind alle diejenigen, die sich gegen
diesen Hunger nnd diese Not auflehnen nnd gegen sie
in den Kampf gehen. Diese „ungesetzlichen" Revolutio¬
näre wandern in die „demokratischen"Zuchthäuser der
Severiug-Vrüniug-Republik; dort werden sie mundtot
gemacht.

Heute ist die zentrale Figur des Dorfes »ur »och
der Gerichtsvollzieher. Das ist die einzige Kategorie,
die noch nicht arbeitslos ist; hier sind sogar noch mehr
Leute eingestelltworden. Nicht weniger als 105 99« Ge¬
richtsvollziehersorgen heute dafür, daß den Kleinbauer»
nnd Handwerkern die Staatsantorität eingeprügelt
wird und, wenn es mit dem Gerichtsvollzieher nicht
klappt, holt man aus der nächsten Kreisstadt das Über¬
fallkommando, Das sorgt mit dem „Radiergummi"
dafür, daß thuen die Begriffe beigebracht werden, die
die Proleten schon seit den 13 Jahren von der Weimarer
Koalition in sich tragen. (Sehr gnt! bei den Kommn¬
nisten.) Auf dieser Basis wird auch das „geistige Be¬
dürfnis" der Arbeiter uud Bauern befriedigt, die sich
nicht mehr beschwindeln lassen von bürgerlichen Parla-
mentsrcden, von zcntrümlichen Parteisekretären, von
der Kanzel herunter oder von anderen Veeinflnssnngs-
mcthoden, wie sie besonders beim Zentrum mit seiuer
raffinierten Wahlmaschincrie gang nnd gäbe sind.

Wir haben noch ein paar Worte z» sagen zn den
Methoden der Melioration. Es wurde bedauert, daß
nicht geuügcud Geld zur Verfüguug steht, nm die
Meliorationen in den Höhengebieten im Westerwald,
in der Gifcl nsw. durchzuführen. Wir criuuern an die
Vorgänge im SchwalnM'biet am Nicdcrrhein. Dort
hat man den Versuch gemacht und eine Gesellschaftge¬
gründet. Aber man hat dabei nur die Interessen der
Großaulieger, der Großgrundbesitzer nnd der reichen
Naueru berücksichtigt, während die armen Bauern da-
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bei „auf die Schuppe" genommen worden sind. Die
Sache ist heute so, daß man die 5Nll Bauern, die dort in
der Genossenschaft vereinigt sind, fast vollkommenaus¬
geplündert bat.

Man hatte ihnen gesagt, der Anteil pro Morgen
werde etwa 20 RM betragen, und setzt stellt sich her¬
aus, daß die Belastung 350 RM pro Morgen ausmacht
und das; die Bauern bankrott dabei gehen, weil sie nicht
in der Lage sind, bei den erbärmlich niedrigen Preisen
für landwirtschaftliche Produkte diese Kosten aufzu'
bringen. Sie haben stürmischdie Auflösung dieser Ge¬
nossenschaft und die Uebernahme des Restbetrages von
128 000 RM auf Staatskosten verlangt. Aber nichts
dergleichen geschieht. Die Regierung hat Wohl Geld
zur Verfügung, wenn es darum geht, die Dauatbauk,
die Goldschmidt K Eo., die großen Räuber Deutsch¬
lands, zn sanieren. Aber wenn den armen Bauern die
letzte Kuh aus dem Stall geholt wird, dann hat sie
keinen Pfennig übrig: dann heißt es: „Es ist kein Geld
da!" — genau wie bei den Erwerbslosen.

Wenn die Bauern klagen: „Meine Frau und mein
Kind haben nichts zu essen," so heißt es: „Es tut uns
leid, wir sind zwar Demokraten, aber die Taschen sind
leer. Wählen Sie Sozialdcmokratcn, wählen Sie
Nationalsozialisten, wählen Sie Zentrum bei der
nächsten Wahl, dann geht es Ihnen bestimmt besser."

Das ist die Rede, die den Leuten gehalten wird. Es
ist dort drüben schon so weit gekommen, daß man den
Banern ans der Mistkarre ihre letzten Möbel weggeholt
hat. Das ist der „Dank des Vaterlandes", das ist die
„nationale Politik", die Sie treiben. Das ist Ihre an¬
gebliche „Erhaltung der bodenständigen Baucruschaft".
So siud die Reden im Parlament, nnd das sind die
Taten, von denen hier lein Wort gesprochen wird. Man
versucht, die Kritik hier nbzndrosseln, indem man den
Etat durchpeitschtnnd die nötige Zeit für eine richtige
Debatte überhaupt nicht zur Verfügung stellt. (Zuruf
des Abgeordneten Knrth: Wollen Sie noch mehr
reden?)

Eine ähnliche Situation ist in Holzheim bei Neuß,
Dort ist ein ganzes Dorf ausgeplündert worden, weil
die Raiffeisenkasse in Koblenz Pleite gemacht hat, durch
die Politik ihrer zentrümlichen und nationalistischen
Revisoren, die von der Arbeit niemals etwas ver¬
standen. Nachher, als es darauf ankam, die Holz-
heimer Spar- nnd Darlehenskasse zn erhalten, wurde
statt einer Hilfe der Gerichtsvollzieherins Dorf geschickt.
Wenn nicht die Banern mit Hilfe der Kommunisten
den offenen außerparlamentarischen Kampf geführt
hätten, dann wären heute dort nur noch leere Höfe,
dann wäre keine Knh und kein Pferd mehr im Stalle,
dann hätte man alles hinausgeschleppt. Nur dadurch,
daß die Arbeiter nnd Banern sich gemeinsamznr Wehr
setzten, haben sie es erreichen können, daß man die
Pfändungen vorläufig uicht durchgeführt hat. Aber die
Pfändungsbefehle bleiben nach wie vor in Kraft.

So sieht eure Politik ans, die angeblich bauern¬
freundlich ist. Aber wenn man die Frage stellt: Was
habt ihr getan, um die ostelbischen Großgrundbesitzer
aus ihrer „nationalen Not" zu befreien?, dann kann
man sofort mit ganz anderen Zahlen aufwarten. (Sehr
richtig! bei den Kommnnisten.) Hier wagte sogar der
baldige Gxminister Braun auf einer Wahlversammlung

zu erklären: „Die ostelbischen Junker sind undankbar,
weil sie statt Hindenbnrg Hitler wählen, denn wir haben
ihnen doch 3 Milliarden Bankkredite als „verlorene Zu¬
schüsse" zur Verfügung gestellt, und trotzdem wenden
sie sich nicht uns, sondern Hitler zu."

Ist das uicht ein Beweis dafür, daß die Sozialdemo-
krntie und alle bürgerliche» Parteicu es gewesen sind,
die dcu Nationalfaschismns finanziert haben, die dnrch
ihre Politik erst diese nationalfnschistischenBanditen
großgezogen haben? Das ist ihre volle Schuld.

Wenn man die Frage stellt: Wie steht es mit den
Pacht- nnd Bodenprcisen?, so ist anch das ein Kapitel
für sich. Die kleinen Bauern werden bis aufs Blnt
ausgesogen. Ihre Verschuldung ist dermaßen ange¬
wachsen, daß jede Woche und jeden Tag Dntzendc von
Banern von Haus und Hof gesagt werden. Während
der Reichste der Großgrundbesitzer am linken Nieder-
rhcin, der Fürst von Salm-Reifferschcidt auf Schloß
Dyk, au die Großpächter zu 10 RM Pro Morge» das
Land abgibt, fordert man den kleinen Pächtern 60, 70,
80 RM für den Morgen ab. Und die Kirche, die be¬
kanntlich nach Heinrich Heine einen großen Magen hat
(Zuruf: Nach Goethe!) und alles verdauen kann, nimmt
von den Kleinbauern die 300- bis INNfachc Vorkriegs¬
pacht (Hört, hört! bei den Kommuuisteu), obwohl die
Bauern nur 00 Prozeut des Friedenspreises für ihre
Produkte bekommen. Damit ist diese angeblich „soziale
Kirche", die eben noch über den grünen Klee gelobt
wnrde, ins richtige Licht gestellt. Sie schämt sich nicht,
das von den Acrmsten zn nehmen. Das gehört alles
znr Politik der „alleinseligmachendenKirche". Dabei
sorgt die Kirche dnrch die Konkordatspolitik mit Hilfe
der Sozialdemllkratie anch noch dafür, daß sie den
Säckel gehörig voll bekommt dnrch die Stenergroschen
der Werktätigen. So sieht die Politik der Kirche aus.

Die Lage ist so: In den Banernaebieten der Gifel
haben die Vancrn überhaupt keine Möglichkeit mehr,
sich Lebensmittel zu kaufen, die sie nicht selbst ziehen. —
Hier wurde wieder einmal in Rußlandhetze gemacht. Es
wnrde wieder einmal erzählt, daß dort drüben in Ruß¬
land die Tscheka die armen Muckermänner (Heiterkeit)
durch Ratten auffressenläßt ^- eine gransige Geschichte,
die in ein Grimmsches Märchenbuch gehört, aber nicht
bei vernünftigen Menschen Anklang finden dürfte. Aber
was würden Sie dnzn sagen, wenn wir gegenüber den
angeblichen Massenerscheßnngeu russischerFlüchtlinge,
die ans Rußland nach Rumänien wollten, gegenüber
diesen Geschichten, die in der sozialdemokratischennnd
bürgerlichen Presse kolportiert werden, hier behaup¬
teten, daß diese Massenrrschießnngennicht in Rußland
stattfinden, sondern in unmittelbarer Nähe der rhei¬
nischenGrenzprovinz! Dort fallen jeden Tag die
Opfer, nicht weil sie den Bolschewik! entfliehen Wollen,
sondern weil sie aus den Gefilden der zentrümlichen
Zollpolitik, die die Lebensmittelpreisc maßlos in die
Höhe treibt nnd sie unerschwinglichmacht, ein paar
Schritte über die Grenze gehen nnd versuchen, sich dort
1 Pfund Kaffee, etwas Mais, etwas Gerste oder ein
paar Pfund Mehl zu holeu. (Zuruf des Abgeordneten
Dr. Earl: Hundertzcntnerweise!) Dabei werden sie glatt
über den Hänfen geschossen. Kein Hahn kräht danach.
Keine Zentrumspresse zieht diese schmachvollen Tat¬
sachen ans Licht der Öffentlichkeit.
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Das gehört zur Demokratie, das gehört zur kapi¬
talistischen Ordnung. Aber wenn ein paar Kulaken,
die sich durch ihre Ausbcutungspolitik ans dem russischen
Dorfe mißliebig gemacht haben, versuchen, über die
Grenze zu kommen, so wird darüber in grußer Auf¬
machung berichtet. So schwindelt die bürgerliche Presse,
um ihre eigenen Verbrechen damit zn vertuschcu. Gs
ist nicht so, daß iu Nußland die Arbeiter und Bauern
um Lebensmittel Schlange stehen müssen. Die haben
satt zn essen. (Widerspruch rechts.) Mancher deutsche
Bauer wäre froh, wenn er einmal die Lcbeusmittcl ver-
konsmnieren könnte, die die russischenProleteu be¬
kommen.

Allerdings, Ihre Genossen, die Herreu Großgrund¬
besitzer, die früher ans geschnitzten Stühlen gesessen nnd
in Palästen gewohnt haben, sie kriegen in Rußland noch
nicht einmal das Schwarze nnter dem Nagel, und selbst
wenn sie Schlange stehen, kriegen sie noch keinen Fetzen
Lebensmittel, wenn sie nicht selbst arbeiten nnd selbst
Schuppe uud Hammer in die Hand nehmen.

Wenn sie glauben, sie könnten noch nach wie vor das
Volk mit der zaristischenKnnte niederschlagen,so sind
sie die Gelackmeierten,Sie haben natürlich alle Ursache,
bicse Hetze zu verbreiten, um zu verhindern, daß die
deutschenWerktätigen Bauern nnd Arbeiter nicht ein¬
mal das Beispiel der russischen Arbeiter und Bauern
nachahmen und mit euch nicht nur spanisch sprechen,
sondern russisch, die einzige Sprache, die ihr überhaupt
noch versteht. Diese Sprache wird nicht im Parlament,
sundern draußen, außerhalb des Parlaments, ge¬
sprochen.

Die Arbeiter nnd Bauern beginnen bereits zn be¬
greifen, daß sie nichts gemein haben mit den Groß¬
kapitalisten und den zcntrümlichen Räubern, die ihnen
die Mittel zum Leben wegnehmen, Sie beginnen zu
begreife», daß die einzigen Freunde, die sie haben, die
Kommunisten sind. Sie gehen bereits in den Dörfern
>n die kommunistischen Versammlnngen, selbst wenn das
Zentrum mit seiner ganzen Polizeimacht auftritt,
unsere Versammlungen verbietet und alle Unter¬
drückungsmaßnahmen anwendet, um zu verhindern,
bnß die Zentrumsarveiter die Wahrheit über das kapi¬
talistischeDeutschland und über Sowjet-Nußland er¬
fahren.

Gs ist lein Zufall, daß vor einigen Wochen am
linken Niederrhein eine große Vauernkundgebnng
stattfand, die nicht unter dem Zeichen „Gott mit uns"
nnd auch nicht unter dem Zeichen „Wir schützen das
Vaterland" stand. Das „Vaterland" ist bei ihnen anch
bald nichts anderes mehr als eine elende Baracke am
Nande der Stadt oder ein Spritzenhaus, wo sie ihre
Möbel unterstellen müssen, wie es bei den Proleten der
«all ist. Sie haben begriffen, daß sie „Vaterlaud, Hei-
wllt nnd Herd" erst dann haben, wenn sie es sich selbst
erkämpfen und wenn sie die Räuber, die heute vor¬
geben, die Vertreter der „vaterländischenGesinnung" zu
'ein, über die Grenze jagen. Unter welchem Banner
sind die Arbeiter nnd Bauern marschiert? Das war
uicht das Hakenkreuz,nicht die Schwarze-Kreuz-Fahne,
nnch nicht das Banner der SPD. mit der falschen
Schlange im schwarze»Felde, sondern es war die rote
Sensenfahne mit Hammer und Sichel. Diese rote
Sensenfahne bedeutet eiue tödliche Drohung fiir alle

Arbeiterfeinde, die heute noch vorgeben, sie könnten die
Interessen der Arbeiter mit schönen Worten „ver¬
treten", in der Tat aber die Arbeiter und Banern
niederknüppeln nnd ausplündern.

Wenn wir Kommunisten im Parlament unsere An¬
träge stellen, wenn wir im Parlament im einzelnen
formulieren, was wir fiir die arbeitende» Bauern des
Nheinlaudes verlangen, so tun wir das, um diesen Ar¬
beitern nnd Bauern programmatisch zn zeigen, wofür
die Kommuuistische Partei kämpft. (Abgeordneter
Deppc: Sehr gut!) Und wenn die bürgerlichen Ver¬
treter gegen diese Anträge stimmen, obwohl auch sie
wissen, daß nur der außerparlamentarische Druck im¬
stande ist, diese Forderungen durchzuführen, so stcllcu
wir fest, daß sie iu der Front der Arbeiter- uud Bauern-
seiude stcheu uud nicht daran denken, auch nur das
geringste fiir die armen, geknechteten Banern nnd Ar¬
beiter zu tun. Wenn wir die Bauern auffordern, zn
verhindern, daß die Zwangsräumungen weiter durch¬
geführt Werden,daß im Jahre 1933 nicht wieder 15N09
Arbeiter nnd Bauern von Hof nnd Scholle Vertrieben
werden, wenn wir diese Anträge alle stellen, dann
können wir damit am besten den Bauern deu Weg
zeigen. Dieser Weg geht nicht über den Stimmzettel;
er geht über das freie Rätedcutschlaud, er geht über
das rote Rheinland, er geht über den gemeinsamen
Kampf gegen die Notverorduungsdittatnr des Zen¬
trums uud gegen die grenzenlose Demagogie der
nationalfnschistischenBetrüger vom Hakenkreuz und
gegeu die Betrüger vou der SPD, die es fertiggebracht
haben, kaltschnäuzig 3 Milliarde» den Großgrund¬
besitzernund auch noch ein paar Milliarden den ehe¬
maligen Hohenzollern in den Hals zn werfen, uud die
sich dann darüber „entrüsten", daß diese Hohenzollern
den Hitler-Banditen Geld geben znr Finanzierung der
Wahlprupaganda. (Glocke des Vorsitzenden:Zuruf des
Abgeordneten Gcrlach: Ihre Zeit ist abgelaufen! Her¬
unter!) Ich sage, um zum Schluß zu kommen, nur
noch:

Vorwärts mit uns in den Kampf gegen die Notver-
ordnungsdiktatur und für ein rotes Rheinland und ein
freies sozialistischesRäte-Deutschland! (Lauter Bei¬
fall bei den Kommunisten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dötsch.

Abgeordneter Dötsch : Meine Damen und Herren!
Der Redner der Kommunisten hat die Tagung des Pro-
vinziallandtags wieder einmal mit einer Wahlversamm¬
lung verwechselt. (Sehr richtig! bei den Sozialdemo¬
kraten.) Wann mögen die Kommunisten einmal be¬
greifen lernen, daß ihre uichtssagendenReden in dieser
Versammlung wirklich keinen Eindruck mehr macheu?
Und wann mögen sie begreifen lernen, daß die Bauern
für ein solches Gerede wirklich nur noch ein Äopf-
fchütteln haben? Genau so urteilen sie über cnre
Vauernkongresse,mit denen ihr jetzt im Lande herum¬
krebsen geht, um unter einer angeblichen neutralen
Flagge für eure Ideen werben zu können. (Zuruf des
Abgeordnete» Nohl: Das rote Tuch!) In einem großen
Bauerndorf war ein witziger Mann, der das Plntat:
„Heute nachmittag 4 Uhr großer Bauernkongreß" in
die viel richtigere Ueberschriftumgewandelt hat: „Heute
nachmittag große Bauernfängerei". (Abgeordneter
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Gerlach: Sehr gut!) So kam er der Methode der Kom¬
munisten schon wesentlichnaher.

Anch enre Agitationsphrase von dem Wohlergehen
der russischen Banern zieht nicht mehr. Meine Herren
Kommnnisten, ich kaun Ihnen nur empfehlen, wenn
Sie einmal ein wirkliches Urteil russischerBauern
hören wollen, einmal nach Mecklenburgzn fahren nnd
sich dort einmal die Siedlung SubWitz anzusehen, wo
etwa 35 sogenannte Deutsch-Russen aus dem Wolga-
gebiet, die den Slanl, Rußlands von t>eu Fühen ge¬
schüttelt haben, augesicdelt sind. Sie sollten einmal
hören, wie die über die segensreiche Tätigkeit des russi¬
schen Staates zugunsten der Vanern urteilen. Ich gebe
Ihnen aber einen guten Rat: Lassen Sie sich von dem
nächsten Polizeipräsidenten ein starkes Aufgebot von
Schutzpolizistenmitgeben, damit Sie die Naueru dort
nicht totschlagen. (Unruhe bei deu Kommunisten.) Das
kann ich Ihnen nur dringend empfehlen. Machen Sie
doch einmal den Versuch! Aber ich glaube, Sie haben
nicht den Mut, iu das Dorf hineinzugehen.

Meine Damen nnd Herren! Was wissen die Kom¬
munisten zur Hebung der rheinischen Landwirtschaft
vorzuschlagen? Sie beantragen, die bei Kapitel 3N,
Titel 20», >l> nnd c-, vorgesehenen Mittel znr Nieder¬
schlagungder an Kleinbauern nnd Klcinwinzer gewahr¬
ten Darlehen zn verwenden. Unter diesen Positionen
steht ein Drittel der Kosten der Wcinbanwauderlehrer,
des Geschäftsführers für Weinbau bei der Landwirt-
schaftskammerund der Obstbaubenmten bei der Rhei¬
nischen Landwirtschaftsknmmer mit zusammen rund
25 0N0 RM. Gehen Sie doch einmal zn Landwirten
oder zu Obstzüchtern und sagen ihnen, daß Sie diese
Mittel, die in außerordentlich segensreicher Tätigkeit
für die Fortbildung uud die Standardisierung des rhei¬
nischen Obstbaues verwandt werden, einfach streichen
wollen, nm sie zur Niederschlagung der Darlehen an
Kleinbauern usw. zu verwenden. Meine Herren, Sie
sollten sich schämen, in dieser Weise die Nut der Bauern
zu mißbrauchen, obwohl Sie genau wissen, daß damit
der Not der Banern nicht gestenert wird, wenn man
diese geringen Mittel zur Abdeckung der Verschuldung
der Bauern verwenden würde. (Znruf des Abgeord¬
neten Renner: Wie tönueu Sie überhaupt das Wort
„schämen"in den Mnnd nehmen?)

Die Kommnnisten beantragen weiter, die bei Ka¬
pitel 30, Titel 31 bis 34, vorgesehenenMittel zu Zucht-
zweckcu uur an Kleinbauern auszugebe».

Meine Herren, ich muß schou sageu: Wenu Sie
keinen Kuh- und Pfcrdeverstand haben, sondern nur
...... — ich will das Wort nicht gebrauche», sonst
bekomme ich einen Ordnungsruf (Heiterkeit) —, daun
lasse» Sie doch die Finger davon und mische» Sie sich
nicht iu Dinge, von denen Sie nichts verstehen,sonder»
überlasse» Sie es doch den berufenen Fachleuten, dar¬
über zu entscheide», in welcher Art u»d Weise diese
Mittel verwandt werden. Sie blamieren sich doch bloß
damit, nnd man kann es den Lcuteu nicht verdenken,
wenn man bei Ihnen von Vnnernfängerci statt von
Baueruhilfc spricht,

Sie wollen weiter die bei Kapitel 3«, Titel 41 bis 43,
vorgesehenenMittel -^ es sind das Mittel zur Förde¬
rung der Vcrsuchsriuge und Wisscnschaftswirtschaften
an die Landwirtschaftstammer, zur Unterstützung der

Griinlandwirtschnft an den landwirtschaftlichen Ver¬
ein für Rhein-Preußen nnd ein Zuschuß zur Förderung
des Nraugerstebaues in der Nheinproviuz an die Land-
wirtschnftskammer— streichen nnd diese Mittel deu
Klein- nnd Mittelbauern — diesmal sind auch die
Mittelbauer!: dabei ^ zur Anschaffung von landwirt¬
schaftlichenMaschinen überweisen. Auch hier ist Ihr An¬
trag von Sachkenntnis in keiner Weise getrübt. Daß ein
Kleinbauer mit 3 bis 4 Morgeu keiue großen Maschinen
kaufe» kann, weiß ein landwirtschaftlicherABC-Echütze;
die kommnuistische Fraktion weiß es anscheinendnicht.
Damit mag es genug sciu mit der Widerlegung der
Kommnnisten. (Znruf des Abgeordnete» Renner: Jetzt
kommt die Zustimmung zn dem Abban, dann ist alles
in Ordnung!)

Meiue Herreu! Ei« Paar Worte zum rheinische»
Weinbau uud zur Tätigkeit der Weinbanlehranstnltru
in Kreuznach,Trier und Ahrwciler. Wir haben bereits
bei der Verntuug des Etats ausgeführt, daß wir nicht
nur die Tätigkeit dieser Austalten als außerordentlich
segensreich für den Weinbnn betrachten, sondern auch
wünschen,daß die Tätigkeit dieser Lehranstalten erheb¬
lich erweitert wird, Gs hilft nichts, wir müsscu fest¬
stelle!!, daß die Nbsatzkrise in der rheinischenWeinbau¬
wirtschaft das größte Uebel ist, das znr Zeit bei den
Winzern herrscht, und daß somit die größte Aufgabe
darin besteht, deu Weiuabsatz zu steigern, ganz gleich,
welche Mittel nnd Wege dazn gesucht werden. Die
Winzer müssen, wenn es ihnen besser gehen soll, vor
allen Dingen ihre Produkte verkaufen zu ciucm Preise,
der über die Gestehungskostenhiuaus einen anständigen
Unterhalt der Familie gewährleistet. Wir müssen fest¬
stellen, daß der deutscheWcinhandel in keiner Weise
mehr in der Lage ist, das Produkt der Winzer zu einem
angemessenenPreise abzunehmen. Wir sind deshalb der
Meinnng, daß in der Frage des Weinabsatzcsneue Wege
beschritte»Werden müssen nnd daß es mit eine Aufgabe
der ProUinzialverwaltung sein mnß, auf diesem Gebiete
ncne Wege zn weisen. Dazu dürften nach unserer Auf¬
fassung die Wcinbanlchranstnlten die geeigneten In¬
stitute sein, hier wenigstens einmal neue Wege zu
zeigen, damit geprüft wird, ob sie durchführbar sind. <3s
ist ja auch in Koblenz schon ein derartiges Institut,
die sogenannte Delathp, entstanden, die es sich zur Auf¬
gabe gemacht hat, Wein in viel größerem Maße zu
propagieren, als es bis jetzt der Fall ist. Wir möchten
die ProUinzialverwaltung auf die Notwendigkeit
größerer Propaganda für den rheinische» Wein mit
aller Entschiedenheit aufmerksam machen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Dr. Schüler.

Abgeordneter Dr. Schüler: Wie Sie aus dem
Vorbrricht, Seite 5, ersehen, betragen die Abzüge gegen
das vorige Jahr bei der Kultnrpflege 34,5 Prozent, bei
dem Verkehrswesen33,8 Prozent, bei der Volksfürsorge
22,7 Prozent, bei der Finanz- und allgemeine» Ver¬
waltung 15,4 Prozent, dagegen bei der Wirtschafts-
pflegc 44,0 Prozent. Hier ist es vor allem der Titel,
der mit „Meliorationen, Umlegungeu und Wasser¬
leitungen" überschrieben ist, der eiucn noch größere»
Abstrich erfahren hat.

Seit vielen Jahren vor dem Kriege besteht der soge¬
nannte Wcstfonds, aus dem den wirtschaftlich und
klimatischso ungeheuer schlecht gestellten Gebieten der
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Rheinpruvinz eine gewisse unbedingt erforderlicheHilfe
für diese su wichtigen Maßnahmen geleistet werden
soll. Tritt hier keine Erhöhung der Summe ein, so
wird diese von Regierung und Provinz bisher mit allen
Kräften betriebene Maßnahme nur noch von ganz ge¬
ringer Bedeutung sein. Ist doch schon das Soll, das
ein einziges Kultnramt im Süden der Rheinprovinz ge¬
braucht, um das zu zahlen, was 1930 dafür bewilligt
wnrdc, 167 900 RM. Das bedeutet etwa die Hälfte der
ganzen Summe für Meliorationen, Umlegnngen und
Wasserleitungen.

Ich möchte Herrn Abgeordneten Nohl doch ent¬
gegnen: — die einzelnen angeführten Pnnttc kann ich
nicht nachprüfen— daß im allgemeinen die Umleguugm
sicherlich uueudlich viel Gutes geschaffen haben, daß im
allgemeinen die Umlegnngcn durch das Laudeskultiir-
nmt in jeder Weise zufriedenstellend und in jeder
Weise für die rheinische Baucrnbcvöl'keruug mißlich
und gut gewesen sind. (Abgeordneter Nr. Gilles: Sehr
richtig!) Wir können es nicht verstehen, daß der
PreußischeStaat bei diesem Kapitel einen derartig un¬
geheueren Abstrich von mehreren 190 900 RM gemacht
hat, wahrend er andererseits in der Wcsthilfceine neue
Ginrichtung getroffen hat, in der ein wesentlich größerer
Netrag für ähnliche und andere Zwecke Verwendung
findet, die sicherlichznm Teil von geringerer Bedeutung
sind. Ueber diese Verwendung hat man im vorigen
Jahre Genaues, sogar durch die Zeitungen, crfnhreu
können. Neider hat mau vou der Regieruug iu Koblenz
bis jetzt »och nichts darüber gehört. Ich halte es doch
für unbedingt notwendig, daß die Provinzialvcrwnl-
tung, auch die Oeffeutlichkeit, hierüber Bescheid be¬
kommen. Denn wie soll die Provinzialvcrwaltnng,
etwa beim Westfouds, über diese Gebiete beraten, wenn
wir hier nicht Bescheid wissen?

Weiter müssen wir Vanern immer noch darauf hiu-
wciseu, daß in weiten Kreisen der übrigen Bevölkerung
immer uoch nicht das nötige Verständnis für unsere
jetzige Landwirtschaft vorhanden ist. Man sagt uns
immer: Ihr habt ja zn essen genug. Das ist richtig.
Aber was habe» den» unsere Kleinbauern zu csseu?
Die Krumbeereu nud das Schwarzbrot bilden auch
heute noch den Hauptbestandteil der Nahrung unserer
Kleinbauer». Und dann gehört auch mehr als das
Wen zum Lebensunterhalt. Der Bauer wirft sogar
nur einen kleinen Teil seines Ginkommens dafür ans.
Er mag sich auch i» der Kleidung so Kiel einschränken
wie er will — nnd er mnß es sogar mehr tun, als nötig
ist, damit er »icht den Titel des dreckige» Bauer» beim
Städter verliert -^; aber hier und da muß er sich doch
einmal ein Paar Schuhe u»d Kleider kaufe». Aber da¬
zu fehlt ihm das bare Geld, weil seiue Erzeugnisse zu
genug bezahlt werde» uud er die andere» Sachen viel
teurer bezahlen uiuß. Man hat nicht nur deu Gruud
uud Boden des Bauern besteuert, souderu namentlich
auch seine Arbeitskraft in ganz unerhörter Weise.
Wenn Sie sehe», wie die Bauer» auch i» de» aller-
»otwe»digste» Dinge» sich einschränke» müssen, so
werden Sie einsehen,daß es nicht »»berechtigt ist, wenn
er immer wieder das Wort Sparen groß schreibt nnd
auch allen anderen Ständen zuruft, auch dieses Wort
recht groß zu schreiben.

Gewiß, der Bauer hat sein Gssen. Aber was be¬
kommt er von all den anderen Luxusartikeln, von

denen doch die großstädtischeBevölkerung immer noch
recht viel verbraucht? Ich erinnere nur kurz an die
Südfrüchte, an die allzu frühe» Frühgemüsc. Ich
erimicrc weiter a» die Lur.usautos und auch nu die
Millionen kostenden Lippenstifte aus Läuseblut nus-
läudischer Tiere, Weiter: was bekommt denn nnn
eigentlich der Bauer von all den Vcrgnügunge» der
Großstadt, die doch auch Geld koste»? Was bekommt
er de»» »»» wirtlich von enre» modernsten Theater¬
stücken, die einem Goethe oder eiuem Schiller so große
Ehre machen? Was bekommt er vo» euren Romaue»,
und der Schmutz-uud Schundliteratur? Was bekommt
er denn von den einen: Hnpdn, einem Mozar!, eine»!
Beethoven alle Ehre machendenjüngsten Erzeugnisse»
»»scrcr hohe» Kulturstufe, der Jazzmusik, die wir der
Negerkultur, dieser so hochstehendenKultur, entnom¬
men haben?

Die Not des Kleinbauern in: Hunsrück, Gifcl,
Wcstcrwald usw. ist ungeheuer groß. Der Herr
Landeshauptmann hat gestern auch i» beredte»
Worte» davon gesprochen, wie groß die Not ist. Aber
dann bitten wir doch Landcsucrwaltung nnd Regie¬
ruug, mit alle» Mittel» dafür zu sorge», daß es
a»ders wird.

Hier gibt es eine ga»zc Reihe Maßnahmen, die
notwendig sind. Ich erinnere nur an die Auliegersicd-
luug, für die ich mich schon mehr als zehn Jahre ein¬
setze, wofür aber bisher su gut wie nichts geschehen
ist. Das muß gefördert werden und wird wahrschein¬
lich mehr erreichen, als viele von uns glauben. Aller¬
dings soll man diese Verhältnisse nicht einseitig vom
städtischen Standpunkte aus sehen. Gs sollte doch eiue
Ausnahme sein, daß, wie es kürzlich der Fall war, in
einer Versammlung, in der die Frage behandelt wurde,
wie man aus Arbeitslosen-Jugendlichen der Städte
Bauern »lachen könnte, von 59 Teilnehmern kanm
ein einziger ein wirklicher Bauer ist. Nur iu ge¬
meinsamer sachlicher Arbeit von Stadt uud Laud läßt
sich iu der Sicdlungsfrage etwas erreichen.

Wir haben durchaus Verständnis dafür, wenn Frau
Becker sagt, daß gewisse Bedeuten gegeu unseren
Antrag Nr. 25 bestehen. Die haben wir auch. Anderer¬
seits sollen aber doch Stadt und Land endlich ver¬
suchen, alle diese Bedenke», soweit als möglich,zurück¬
zustellen, selbst einzugreifen, um Abhilfe zu schaffen.

Daß ein verständnisvolles Zusammenarbeite» mög¬
lich ist, hat ein kürzlich von der Fraucnhilfe auf dem
armen Hunsrück durchgeführtes Kiuderhilfswcrk be¬
wiesen, durch das viele Hunderte vou Kiuderu aus
dem hiesigen Industriegebiet zur Freude dieser Kin¬
der und zur Freude unserer Bauern viele Wochenbei
uns Unterkunft gefunden haben.

In welcher Nut sich die rheinischenBauer», uameiit-
lich des Südens, befinden, hat Wohl manchem von
Ihnen der Ausgang der letzten Wahlen gezeigt. Wenn
man i» diesen: Zusammenhang von einem Undank der
Bauern gegen die jetzige Regierung spricht, so ist das
durchaus eiu Irrtum. Gewiß hat die bisherige Regie¬
rung manches für die Bauer» getan, aber doch uichi
mehr und anch nicht weniger, als daß die deutsche
Landwirtschaft jetzt etwa 13 Milliarden Schulden hat
und dicht vor dem endgültigen Untergang steht. Die
Unvernunft der herrschenden Klassen hat einst den
zum größten Teil durchaus berechtigten Gegendruck
der deutschen Arbeiterschaft hervorgerufen. Zur
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Herrschaft gekommen, fehlte der Arbeiterschaft der
große Mann, der durch seine geistige und seelische
Größe und Autorität die Arbeiterschaft und das ganze
deutsche Volk einigte. Diese falsch geführte Arbeiter¬
bewegung hat dann zusammen mit fast dem grüßten
Teil des übrigen deutscheu Volkes einen Druck auf
uns Bauern ausgeübt, der ungeheuer groß ist und
einen Gegendruckhervorgerufen hat, von dem sich die
meisten noch keinen Begriff machen. Wir Bauern-
führer sind verpflichtet, das deutsche Volk darauf auf¬
merksam zu machen. — Das soll keine Drohung sein.
— Aber treiben Sie die Bauern nicht zur Verzweif¬
lung! Vor etwa "«10 Jahren zog durch Deutschlands
Gaue das größte Rcvolutionsheer, das Deutschland je
gesehen hat. Als es geschlagen war und Tausende und
Hunderttausendc gefallen waren oder unter dem Beil
oder durch den Strick des Henkers geendet hatten, ging
ein Spruch durch die deutschen Bauern: „Geschlagen
ziehen wir nach Haus, unsere Enkel fcchten's besser
aus."

Ginfach sind unsere Bauernforderungen. Ich bin
überzeugt davon, wenn nicht in erster Linie die Pnrtci-
interessen dem entgegenstünden, müßten alle Deutschen
diese unsere Forderungen erfüllen. Die erste Forde¬
rung lautet ganz einfach: Das gesamte deutsche Volk
hat Tarife, angefangen von den Trusts und Konzernen,
dem Handel nnd dem Gewerbe, den freien Berufen
bis zu den Handwerkern und Arbeitern. Nur der
Bauer ist vogelfrei. (Zuruf des Abgeordneten Dun-
der: Weil er sich den Junkern freiwillig ausgeliefert
hat!) Nein, das hat er nicht, der Bauer liefert sich
keinem aus, nicht links und auch nicht rechts! (Wider¬
spruch bei den Kommunisten.) Nein, das ist nicht wahr.
Gs dauert zwar sehr lange, bis er von dem schweren
Boden mit seinen schweren Füßen wegkommt. Aber
er wird kommen. Ich habe eben gesagt, daß das ganze
deutsche Volk seine Tarife hat, nnd daß man diese
Tarife auch dem deutschenBauern geben muß. Diese
Tarife bedeuten einen gerechten Lohn auch für den
Bauern. Wenn man das aber nicht kann, dann soll
man die Tarife abschaffen und Wieder alle Freiheit
gestatten; und man soll nur dann eingreifen, wenn die
Not am Mann ist. (Sehr richtig! rechts.)

Weit über dieser einen Forderung unserer Bauern
steht noch eine viel größere Forderung. Wenn heute
hier wieder Klassen- und Sowjetherrschaft verlangt
wurde, so stellt der deutsche Bauer demgegenüber die
Hauptforderung, für die wir bis zum letzten Tropfen
Blutes kämpfen würden: die Fordcruug nach der
Einigkeit des deutschenVolkes! Die Forderung, daß
seder Deutsche so denkt, fühlt und handelt, daß jeder
in jedem in erster Linie seinen deutschen Bruder sehen
kann und muß. (Beifall bei der Bauernpartei.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Stedman.

Abgeordneter von Stedman: Meine Damen
und Herren! Der Herr Berichterstatter hat bereits
erwähnt, daß der Fachausschußsich auch eingehend mit
der Frage des freiwilligen Arbeitsdienstes beschäf¬
tigt hat.

Wenn ich die Denkschrift des Herrn Oberpräsidcn-
ten oder die Bestimmungen über den freiwilligen
Arbeitsdienst zur Hand nehme, dann stelle ich bei dem
Studium dieser Dinge fest, daß die Privatwirtschaft
dabei vollkommenaußer Betracht gelassen ist. (Abge¬

ordneter Krawinkel: Sehr wahr!) Meine Damen und
Herren! Gs ist eine Unmöglichkeit, landwirtschaft¬
liche Arbeiter auszubilden, ohne gleichzeitig die
Privatwirtschaft zu diesem Zwecke in Anspruch zu
nehmen. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!)
Ucberlcgen Sie doch einmal: Was wollen denn die
Leute, die freiwilligen Arbeitsdienst für die Land¬
wirtschaft leisten wollen? Ich spreche jetzt von dem
Anfangsstadium, wenn die Leute ihre Arbeit auf¬
nehmen wollen. Dann wollen sie ausgebildet werden.
Diese Leute, die bisher der Landwirtschaft und der
landwirtschaftlichen Arbeit gänzlich fern gestanden
haben, wollen dann lernen, wie man mit landwirt¬
schaftlicheinHandwerksgerät, mit der Schaufel, dem
Spaten und der Hacke und was es sonst gibt, und wie
man mit Pferden und anderen Tieren umzugehen
hat. Das wollen sie lernen, entweder um landwirt¬
schaftliche Lohnarbeiter oder aber um landwirtschaft¬
liche Siedler zu werden.

Ich will zunächst einmal ein paar Worte über die
landwirtschaftliche Siedlung sagen. Nicht ich allein,
sondern die gesamte Landwirtschaft steht auf dem
Standpunkt, daß ein Mann, der nicht in der Land¬
wirtschaft groß geworden ist, ein Siedlungsunter¬
nehmen erst dann in die Hand nehmen darf, wenn er
bis ins kleinste darauf vorbereitet ist (Abgeordneter
Krawinkel: Sehr richtig!), wenn er in der gründ¬
lichsten Form und in der gründlichsten Art und Weise
bei den erfahrensten Landwirten gelernt hat und
wenn er mit jedem Handgriff der landwirtschaft¬
lichen Arbeit mit der Viehhaltung und allem auf das
innigste vertraut ist. (Sehr richtig! rechts.) Die Leute,
die sich mit der Landwirtschaft beschäftigen,kommenzu
der Ueberzeugung, daß ein solcher Mann mindestens
fünf bis sechs Jahre ausgebildet werden muß. Meine
Damen und Herren! Wenn der Mann auf die Sied-
lerstellc gesetzt wird, dann muß er nicht nur die Land¬
wirtschaft beherrschen, sondern bann muß auch —
etwas, was mit diesem Thema nichts zu tun hat —
die Landwirtschaft wieder rentabel sein. Sonst braucht
er mit dem Siedeln erst gar nicht anzufangen. Wenn
schon der alte, gelernte Bauer, der auf seiner Scholle
groß geworden ist, unter den heutigen wirtschaftlichen
Verhältnissen mit seinem Betrieb nicht fertig werden
kann, wird es der unglückseligeSiedler, der jetzt erst
seine Nase in den landwirtschaftlichen Betrieb steckt,
erst recht nicht können. (Sehr richtig! rechts.)

Man muß sich auch sagen: Wenn jeder andere, mag
er Schuster, Schneider oder sonst etwas werden wol¬
len, eine Lehrzeit durchzumachenhat, so muß der land¬
wirtschaftliche Arbeiter diese Lehrzeit auch durch¬
machen. Nun haben wir die sehr segensreicheGin¬
richtung, daß sich freiwillige Arbeitskolonnen gebildet
haben. Ich kenne eine solche Arbeitskolonnc aus
eigenster Anschauung, weil ich darum gebeten worden
war, vor einer solchen freiwilligen Arbeitskolonne
einige Vorträge zu halten. Ich muß sagen, daß all
diese Leute, die auf Landarbeit hinaus wollen, mir
ausgezeichnetgefallen haben, weil sie das Herz auf dem
richtigen Fleck haben, weil es Leute sind, die gern etwas
leisten und von der Straße weg möchten. Diese Leute
sind in Koblenz, in meiner Heimat, in einer Kaserne
untergebracht. Sie möchten landwirtschaftlicheArbeit
lernen, haben dazu aber bloß einen etwa zwei Morgen
großen Garten zur Verfügung. Selbstverständlich
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kann ich auf einem zwei Morgen großen Garten nicht
Rüben und Kartoffeln hacken lernen und all diese
Dinge. Infolgedessen möchtendiese jungen Leute gerne
auch einmal auf das Land hinaus, denn sie sollen sa
später als landwirtschaftlicheArbeiter, soweit sie nicht
Siedler werden wollen, Verwendung finden. Sie
sollen später in größeren Zusammenfassungen ausge¬
bildet werden. Aber sie müssen dazu auch erst einmal
eine Grundlage mitbringen. Nun erhebt sich für den
einzelnen Landwirt, der sa auf Privatwirtschaftlichem
Boden steht, die Frage: Kann ich, darf ich und werde
ich solche sunge Leute zur Ausbildung annehmen? Da
muß ich Ihnen sagen, daß der Gindruck,den ich bisher
habe, nach allem, wo ich mich umgehört habe, und auch
bei mir selbst, der ist, daß man sich sagt: Das kann ich
nur mit den größten Bedenken tun. Das kann ich
nur dann tun, wenn der allgemeine Begriff der Gin¬
stellung gegen die Privatwirtschaft sich erst einmal
gründlich geändert hat. (Abgeordneter Krawinkel:
Sehr wahr!) Heute läuft jeder, der die jungen Leute
zum Anlernen nehmen will, die Gefahr, daß er mit
dem Vorwurf angegriffen wird: Du willst dich an
diesen jungen Leuten, die du ausbildest, privatwirt¬
schaftlich bereichern. Gestern wurde im Fachausschuß
von linksgerichteter Seite absolut richtig gesagt: Jede
Arbeit ist ihres Lohnes wert. Meine Damen und
Herren! Das ist ein Ausspruch, den ich vollkommen
unterstreichen kann. Aber ich muß im selben Atem¬
zug auch sagen: Auch die Unterweisung und An¬
lernung solcher junger Leute ist ihres Lohnes wert.
(Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!) Denn der
viele Aerger, den die Betriebsleiter und Aufseher
haben, die die Leute anlernen sollen, das Zerbrechen
von Geräten und alle diese Dinge erschweren doch
zweifelsohne einen landwirtschaftlichen Betrieb in
ganz anderem Maße, als wenn man es mit gelernten
Arbeitern zu tun hat.

Meine verehrten Damen und Herren! Es steckt in
dieser ganzen Frage ein groß Teil Idealismus (Zuruf
des Abgeordneten Krawinkel: Sehr wahr!), darüber
darf man sich keinem Zweifel hingeben. Wir haben
lange Jahre und bis in die neueste Zeit hinein große
Kolonnen von landwirtschaftlichen ^ Polnischen und
anderen -^ Saisonwanderarbeitern gehabt. Diese
Wanderarbeiter haben — das ist nachgewiesen— in
ganz ungeahntem Maße gerade die polnischen, uus
feindlichgesinnten, an der Grenze liegenden Sparkassen
durch Einzahlungen stark gemacht, Kapitalien, die sich
heute gegen das Deutschtum im Osten auswirken. (Sebr
wahr! rechts,) Daraus ergibt sich ohne weiteres die
Frage: Ist es denn gar nicht möglich, diese Arbeiten
auch mit deutschen Arbeitern auszuführen? Diese
Frage muß bejaht werden. Es muß möglich sein und
möglich gemacht werden, solche Arbeiten auch mit
deutschen Arbeitern auszuführen. (Sehr richtig! rechts.)
Und weil ich diese ideale Auffassung der Sache ver¬
treten möchte, darum möchte ich an den Provinzial-
landtag und vor allen Dingen an alle die Stellen, die
mit der Ausarbeitung der Bestimmungen für den frei¬
willigen Arbeitsdienst zu tun haben, besonders auch an
den Herrn Oberpräsidenten, die dringende Bitte rich¬
ten, sich auch einmal mit der Frage zu beschäftigen,ob
die Ausweitung des Personen- und Aufgabenkveises
nicht dadurch möglich gemachtwerden tonnte, daß man
auch das Privatunternehmen in diesen Prozeß der Be¬

schäftigung freiwilliger Arbeiter einschaltet, statt wie
bisher den freiwilligen Arbeitsdienst lediglich auf öffent¬
liche Arbeiten abzustellen, wobei landwirtschaftlicheAr¬
beiter jedenfalls nicht vorgebildet werden können. (Bei¬
fall bei der Arbeitsgemeinschaft.)

Vorsitzender Dr, Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Müller-Mülheim.

Abgeordneter Müller-Mülheim: Meine Damen
und Herren! Die SozialdcmokrntischeParte! und auch
ihre Proviuziallaudtagsfraktion hat in verantwortungs¬
bewußter zäher Arbeit alle Wege, die gezeigt worden
sind, überprüft uudj einer sachlichen Kritik unterzogen,
und stets ist sie bereit gewesen, Wege, die die wirtschaft¬
liche Not nnd das Elend beheben können, zu geheu.
So hat sie auch in sorgfältiger Ueberprüfung die Frage
des freiwilligen Arbeitsdienstes einer sachlichen Be¬
arbeitung unterzogen. Da müssen wir schon zum Aus¬
druck bringen, daß die Auffassung des Herrn Vor¬
redners, daß die Ausbildung von Erwerbslose!: für die
Landwirtschaft nur von Idealismus getragen sein
müsse, doch sehr den wirtschaftlichen'Notwendigkeiten
widerspricht. Eine durchaus wirtschaftlicheNotwendig¬
keit ist es auch, daß mau, bevor man an die Ausbildung
dieser erwerbslosen Kräfte geht, daran denken müßte,
die 245 00« erwerbslosen Landarbeiter (Zuruf des Ab¬
geordneten Pikard: Hört, hört!), die längst einer
beruflichen und fachlichen Ausbildung sich unterzogen
haben, wieder in den Produktionsprozeß einzureihen,
(Sehr richtig! bei den Sozialdemokraten,) Diese wirt¬
schaftlicheNotwendigkeit dürfen wir nicht übersehen.
Hinzu kommt noch, daß, entsprechend diesen 245 000
erwerbslosen Landarbeitern, ungezählte Bauernsöhne
im Rahmen der Produktionswirtschaft ihrer Familie
ihr Brot nicht mehr verdienen können. (Zuruf links:
Die müssen nach Rußland gehen!) Deshalb vertreten
wir die Auffassung, daß man bei der Durcharbeitung
des freiwilligen Arbeitsdienstes sich durchaus auf die
Frugen beschränken muß, die zunächst wichtig sind:
Dienste mit vorwiegend fürsorgerischem Ehnrakter,
Dienste mit vorwiegend volksbildnerischemEharakter
finden stets nnd immer wieder die Unterstützung der
Sozialdemokratie. (Zuruf des Abgeordneten Marx:
Sehr gut!) Arbeitsdienst zum Zwecke der Helfer- und
Führerschulung! Stets wird die Sozialdemokratie
bereit sein, hier fördernd mitzuarbeiten. Aber wozu
die Sozialdemokratie unter keinen Umständen ihre
Hand bieten wird, das ist, daß der neue Arbeitsdienst
zur Durchlöcherung der gewerkschaftlichenTarifpolitik
ausgenutzt wird (Sehr gut! bei den Sozialdemokraten),
daß dieser freiwillige Arbeitsdienst zu Arbeiten aus¬
genutzt wird, die auf dem freien Arbeitsmarkt aus¬
geschrieben werden müßten. (Zustimmung bei den
Sozialdemokraten.) Das ist durchaus eine Vevlenmmg
dessen, was die Sozialdemokratie will. So sehr, wie
ich noch einmal betone, wir gewillt sind, sachliche Auf¬
bauarbeit auch in dieser Frage zu leisten (Zuruf des
Abgeordneten Dunder: Ubbauarbeit!), so sehr sind wir
dafür, daß von lvornherein solche Möglichkeiten aus¬
geschaltet werden.

Wir sind auch dagegen,daß der freiwillige Arbeits¬
dienst Formen annimmt, wie sie in einem Aufruf des
Fridericus-Bundcs zum Ausdruck gekommensind, wo¬
nach die ehemaligen Offiziere als Führer des frei¬
willigen Arbeitsdienstes in Erscheinung treten sollen.
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